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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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VORTRAG/8288: Augsburg - Das UNESCO-Programm "Memory of the World", 15.02.2018


UPD 16/18 - Pressemitteilung der Universität Augsburg vom 7. Februar 2018

Wer entscheidet, an was wir uns morgen erinnern werden?

Der Vorsitzende des Nominierungskomitees für das UNESCO-Programm
"Memory of the World", Prof. Joachim-Felix Leonhard, erklärt, weshalb
und wie das Welterbe für zukünftige Generationen gesichert wird.



Augsburg/EH/MH - Mit dem Programm "Memory of the World" will die
UNESCO wichtige Dokumente schützen, bewahren und zugänglich machen,
die durch Katastrophen oder Krieg bedroht sind. Vorsitzender des
Nominierungskomitees für das Programm ist Prof. Dr. Joachim-Felix
Leonhard, Staatssekretär a. D. und Mitglied des Augsburger
Universitätsrates. Am 15. Februar 2018 um 18:30 Uhr gibt er im Fugger
und Welser Erlebnismuseum (Äußeres Pfaffengäßchen 23, Augsburg) in
seinem Vortrag "Wer entscheidet, an was wir uns morgen erinnern
werden?" Einblicke in diese Arbeit. Die Veranstaltung beschließt in
diesem Semester die Reihe "Stadtgeschichte(n)", die das
Jakob-Fugger-Zentrum der Universität Augsburg und das Fugger und
Welser Erlebnismuseum gemeinsam organisieren. Der Eintritt ist frei,
um Anmeldung unter www.jfz.uni-augsburg.de oder telefonisch unter 0821
45097821 wird gebeten.

Was wären wir ohne individuelle Gedächtnisbildung und kollektive
Erinnerungskultur, ohne Geschichte und Geschichtsschreibung? Wir: Das
sind im Sinne der UNESCO alle Menschen als eine dem Wissen voneinander
und gegenseitigen Toleranz und Frieden untereinander zugeneigte
Weltgemeinschaft in all ihrer kulturellen Vielfalt. Dafür hat die
UNESCO angesichts der drohenden Überflutung der Tempel beim Bau des
Assuan-Staudamms im Jahre 1972 das Welterbeprogramm für Monumente und
im Jahre 1992 nach der Zerstörung der Nationalbibliothek in Sarajevo
beim Balkankrieg das Programm "Memory of the World" für Dokumente
eingerichtet. Und doch gab und gibt es Verlust und Vernichtung von
Erbe: bei Katastrophen wie dem Brand der Anna-Amalia-Bibliothek in
Weimar oder dem Zusammenbruch des Stadtarchivs in Köln, aber auch
durch Terrorakte im syrischen Palmyra oder die nur durch die mutige
Tat des Archivars verhinderte Zerstörung von wertvollen Handschriften
in Timbuktu. Warum und wie die UNESCO dieses macht und in der
Globalisierung das Wissen voneinander und den Respekt gegenüber
Anderen beispielhaft durch Monumente bzw. Dokumente in Listen des
Welterbes stärken will, ist Thema dieses Vortrags.

Über den Referenten

Prof. Dr. Joachim-Felix Leonhard ist Staatssekretär a. D. und
Honorarprofessor an der Humboldt-Universität zu Berlin. Er ist
Mitglied im Vorstand der Deutschen UNESCO-Kommission und Vorsitzender
des Nominierungskomitees für das UNESCO-Programm "Memory of the World"
und Mitglied im Universitätsrat der Universität Augsburg. Nach dem
Studium der Geschichte, Klassischen Philologie, Historischen
Hilfswissenschaften und Philosophie promovierte er 1976 und war
anschließend an diversen Universitäten tätig. Er wurde mit zahlreichen
Ehren ausgezeichnet, darunter die Ehrenbürgerwürde und die Goldene
Verdienstmedaille der italienischen Hafenstadt Ancona, das
Verdienstkreuz I. Klasse des Verdienstordens der Bundesrepublik
Deutschland und die Puschkin-Medaille der Russischen Föderation.

Bewährte Kooperation: Jakob-Fugger-Zentrum und Fugger und Welser 

Nachdem in den vergangenen Semestern bereits zahlreiche interessierte
Zuhörerinnen und Zuhörer zur Vortragsreihe "Stadtgeschichte(n)" ins
Fugger und Welser Erlebnismuseum gekommen waren, bietet das
Jakob-Fugger-Zentrum die Reihe im laufenden Wintersemester 2017/18
erneut an. Unter dem Titel "Stadtgeschichte(n): Geld, Glaube,
Kommunikation. Wer entscheidet, woran wir uns erinnern werden?" geht
es in diesem Semester an drei Abenden um Augsburg als Kommunikations-
und Nachrichtenzentrum, Geld und Glaube und um Welterbeprogramme der
UNESCO. Auch dieses Mal steht die Vortragsreihe in engem Bezug zu den
Themen, denen sich das Fugger und Welser Erlebnismuseum widmet. Das
Museum, das die Geschichte der beiden berühmten Augsburger
Handelshäuser innovativ und multimedial erzählt, möchte ein lebendiger
Ort sein, an dem auch aktuelle Aspekte von Wirtschaft, Globalisierung,
Religion und Ethik im Kontext von Geschichte, Gegenwart und Zukunft
erörtert werden - ein idealer Vortragsort für die Reihe
"Stadtgeschichte(n)" des Jakob-Fugger-Zentrums der Universität
Augsburg.

Das Jakob-Fugger-Zentrum fördert und stärkt als zentrales
Forschungsinstitut die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften in
Augsburg und widmet sich zentralen Fragen zur Geschichte, Gegenwart
und Zukunft einer global vernetzten Gesellschaft. Gleichzeitig sucht
das Zentrum den engen Kontakt zur Augsburger Stadtgesellschaft. Mit
der Vortragsreihe "Stadtgeschichte(n)" stellt das Jakob-Fugger-Zentrum
spannende Ergebnisse seiner Forschungen vor und ermöglicht gemeinsam
mit dem Fugger und Welser Erlebnismuseum den Dialog mit Augsburger
Bürgerinnen und Bürgern.

 * 

Quelle:

UPD 16/18 - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

klaus.prem@presse.uni-augsburg.de

michael.hallermayer@presse.uni-augsburg.de

Internet: http://www.presse.uni-augsburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/236: Koalitionsvertrag - Friedenspolitisch wenig glaubwürdig (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 7. Februar
2018

forumZFD zum Koalitionsvertrag:

Wenig glaubwürdig - Ausbau ziviler Friedensförderung wiegt Aufrüstung
und Rüstungsexporte nicht auf.



Köln, 7.02.18. Das forumZFD begrüßt das Bekenntnis von Union und SPD, den
Zivilen Friedensdienst weiter zu stärken und die Leitlinien für
Krisenprävention, Konfliktbearbeitung und Friedensförderung konsequent
umzusetzen. "Dafür müssen die notwendigen, zusätzlichen Mittel bereit
gestellt werden. Die Leitlinien ernst zu nehmen bedeutet außerdem,
Krisenprävention und Friedensförderung zur Richtschnur für die Politik der
Großen Koalition zu machen.", erklärt forumZFD-Vorstand Alexander Mauz.

"Investitionen in Friedensförderung und Entwicklung dürfen nicht als
Legitimation für steigende Militärausgaben herhalten. Aufwüchse in diesem
Bereich ergeben sich schon aus internationalen Verpflichtungen Deutschlands
und aus dem offensichtlichen Bedarf, mehr zur Prävention von Kriegen und
Krisen zu tun.", kritisiert Mauz. Der Koalitionsvertrag sieht eine
Steigerung von ODA-Ausgaben und Verteidigungsausgaben im Verhältnis 1:1
vor.

Als wenig glaubwürdig beurteilt das forumZFD die Aussagen zur
Abrüstungspolitik, da sich die Koalitionäre zugleich zur Aufrüstung von EU
und NATO bekennen. Es sei fraglich, ob andere Staaten abrüsten, wenn
Deutschland und andere NATO-Länder aufrüsten. Ähnlich wirkungslos dürfte
nach Einschätzung des forumZFD das Bekenntnis zu einer kernwaffenfreien
Welt bleiben, solange die Regierungskoalition am strategischen Konzept der
NATO zur Abschreckung durch Kernwaffen festhält und sich weigert, dem UN-
Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten.

Die Aussagen zu Rüstungsexporten bleiben sogar noch hinter den
Sondierungsergebnissen zurück. Aus einem sofortigen Exportstopp von
Rüstungsgütern an Länder, die im Jemen Krieg führen, ist ein
Genehmigungsstopp geworden. Ergo: Alle bereits genehmigten Kriegsgüter, zum
Beispiel für Saudi-Arabien, dürfen ausgeliefert werden.



forumZFD 

Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem Weg zum
Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt ein.

Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern in
Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten und
Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet einen Lernort
für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das forumZFD
aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des Zivilen
Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über öffentliche und
private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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TREFF/213: Berlin - Gedenkveranstaltung für den ermordeten Boxer Rukeli Trollmann, 9.2.2018


NaturFreunde Deutschlands - Landesverband Berlin

Gedenkveranstaltung für den ermordeten Boxer Rukeli Trollmann



Die NaturFreunde Berlin veranstalten in Zusammenarbeit mit der Berliner
VVN-BdA, dem AK Marginalisierte-gestern und heute, dem Jugend- Kultur und
Kommunikationszentrums Wasserturm, der Stadtteil-Ini "Wem gehört
Kreuzberg", "KIEZ AKTIV: Bockbrauerei", dem Franz Künstler e.V. Berlin und
der Querkopf-Mitmachzeitung eine Gedenkveranstaltung anlässlich des 74.
Todestages des von den Faschisten ermordeten Boxer Rukeli Trollmann. Die
Veranstaltung findet im Beisein seiner Tochter, Rita Vove Trollmann, statt.

Treffpunkt:

Freitag, 09.02.2018

Zeit: 16.00 Uhr

Ort: Stolperstein für Rukeli Trollmann

Fidicinstrasse 2, 10965 Kreuzberg

Ablauf:

Am Freitag, 09.02.2018, 16:00 Uhr werden NaturFreunde und Interessierte am
Stolperstein des am 27.12.1907 geborenen Boxer Rukeli Trollmann am
Stolperstein von Rukeli Trollmann, Fidicinstrasse 2, 10965 Kreuzberg
(U-Bahn Platz der Luftbrücke), eine kurze Gedenkveranstaltung abhalten.

Anschließend findet um 17:30 Uhr ein Gespräch mit Film im Beisein der
Tochter von Rukeli Trollmann, Rita Vove Trollmann, statt. 

Die Veranstaltung findet statt: Im Wasserturm Wassertum (ca 150 m),
Kopischstraße 7, 10965 Berlin.

Die Veranstaltung wird von Rita Vove Trollmann eröffnet. Nach einigen
Cello-Stücken werden Dr. B. Bremberger (Trollmann in den Mühlen der
Zwangssterlisation), M. Krauss, Sportjournalist (Trollmann der Boxer), Kiez
Aktiv, Bockbrauerei (Vergnügungsviertel und NS-Geschichte des Areals) und
der Ak Marginalisierte (Soziale Ausgrenzung Kontinuitäten und Brüche)
verschiedene Themenfelder inhaltlich beleuchten und die Ausgrenzung und
Verfolgung von Roma und Sinti durch die deutschen Faschisten darstellen.
Ort: Im Wasserturm Wassertum (ca 150 m von Stolperstein),
Kopischstraße 7, 10965 Berlin.

Hintergrundinformationen:

Rukeli Trollmann war ein herausragender Boxer. Als Sinto wurde er jedoch
von den Nazis als "undeutsch" eingestuft und sein Meistertitel im
Halbschwergewicht aberkannt. 1944 starb Rukeli Trollmann im KZ Neuengamme.
Am 9. Juni 1933 wurde Rukeli Trollmann in der Bockbrauerei in
Berlin-Kreuzberg nach heftigen Protesten des Publikums über die Wertung auf
Unentschieden durch das von NS-Sportfunktionären beeinflusste Kampfgericht
zum deutschen Meister im Halbschwergewicht erklärt. Die Aberkennung folgte
Tage später mit der Begründung "zigeunerhaften und undeutschen" Boxens.
Trollmann verlor seine Profilizenz und schlug sich fortan mit
Gelegenheitsjobs und als Rummel-Boxer durch.

Mit der Nummer 668 wurde er im Register des Erbgesundheitsgerichtes
geführt. Seine Einlassungen vor Gericht wurden gegen ihn gewendet und zur
Verfestigung der Diagnose "angeborener Schwachsinn" verwandt. Außerdem
wurde die Befürchtung formuliert, dass die "ziemlich erheblichen
Intelligenzmängel vererbt werden könnten."

Am 23. Dezember 1935 wurde der Berufsboxer Heinrich Trollmann - so steht es
in den Unterlagen des Berliner Erbgesundheitsgerichtes vom Juli des
gleichen Jahres - auf Antrag des Direktors des Bewahrungs- und
Arbeitshauses Rummelsburg (Berlin) als einer von 195 anderen Insassen der
Anstalt zwangssterilisiert.

Rukeli (Johann Wilhelm) Trollmann, geboren am 27.12.1907 in Wittenberge,
starb 1944 im Außenlager des Konzentrationslagers Neuengamme.

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Landesverband Berlin

Paretzer Str. 7, 10713 Berlin

Telefon: (030) 8 10 56 02 50, Fax: (030) 83 20 39 11

www.naturfreunde-berlin.de

E-info@naturfreunde-berlin.de
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VORTRAG/161: Oldenburg - Globale Fragen von Flucht und Vertreibung, Schlaues Haus 12.02.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Mo., 12.02.18, 19:30 - 21:00 Uhr

Globale Fragen von Flucht und Vertreibung - Zeit für einen Blickwechsel 

Dr. Lydia Potts, Institut für Anglistik/Amerikanistik, Universität
Oldenburg



Dieser Vortrag beschäftigt sich mit den Fragen von Flucht und
Vertreibung auf globaler Ebene: woher kommen Flüchtlinge und
Asylsuchende, welche Strukturen haben die Bewegungen, was geschieht
entlang der Fluchtrouten, wo suchen geflüchtete Frauen, Männer und
Kinder Schutz, welche Staaten nehmen sie auf, wer trägt die Kosten?

Auf der Basis einer aktuellen Bestandsaufnahme und ausgewählter
Zukunftsszenarien wird dann diskutiert, welche Überlegungen und
Forderungen es in Hinblick n wird dann diskutiert, welche Überlegungen
und Forderungen es in Hinblick auf ein globales Fluchtregime gibt, das
die Menschenrechte Geflüchteter anerkennt und zu wahren sucht - und
schließlich auch, welche Rollen die EU und Deutschland in diesem
Kontext übernehmen.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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VORTRAG/795: Braunschweig - Leben und Werk der Autorin Christa Reinig (1926 - 2008) am 13.2.


Leben und Werk der Autorin Christa Reinig 



In der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" stellen am Dienstag, 13.
Februar, abends um 19.30 Uhr, Susanne Maierhöfer und Hans Gerd Hahn
die Autorin Christa Reinig (1926 - 2008) in einen Vortrag mit Lesung
vor. Sie war in den 60er- und 70er-Jahren für ihre Gedichte, Prosa und
Hörspiele bekannt, und gewann einige Preise. Der Feminismus stand in
ihren Werken im Vordergrund.

Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/794: Braunschweig - "Der Einfluss Schopenhauers auf Raabes Dichten und Denken", 13.2.


Der Einfluss Schopenhauers auf Raabes Dichten und Denken



Braunschweig. Zu einem Vortrag von Aribert Marohn mit dem Titel "Der
Einfluss Schopenhauers auf Raabes Dichten und Denken" lädt das
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, am Dienstag, 13.
Februar, morgens um 10.30 Uhr ein. Anhand von einzeln ausgewählten
Romanfiguren macht Marohn den Einfluss von Schopenhauer auf Raabes
Werke sichtbar.

Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8181: Und morgen, den 9. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.02.2018 bis zum 10.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8181 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Unmerklich nimmt die Kälte ab,

doch Jean-Luc würde draußen frieren,

drum schläft er weiter, ruhig, schlapp,

als grünes Weichei unter Tieren.
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TREFF/613: Mönchengladbach - Philosophische Gespräche am 20. Februar 2018


"Denk' mal" im neuen Format: philosophische Gespräche



Für die philosophischen Gespräche gibt es jetzt ein neues Format: sie
sind mehr auf ein Thema bezogen und geben zugleich Anregungen, sich
mit Hilfe von Vorlesungsreihen im Internet und im Selbstlernzentrum
der VHS weiter zu bilden.

Das Thema lautet diesmal: Tugend. Was verstehen wir unter Tugend?
Welche Tugenden unterscheiden wir und brauchen wir diese oder wieviele
davon? Was verstehen wir unter den einzelnen Tugenden? Was haben sie
gemeinsam? Diese Fragestellungen sind seit Platon und Aristoteles
altes philosophisches Terrain. Zunächst werden die Sachverhalte und
Begriffe von den Teilnehmenden selbst ausgelotet, bevor evtl. auf
bestehende Texte der philosophischen Tradition zurückgegriffen wird.
Denn das Klarwerden über das eigene Denken ermöglicht einen
authentischen Zugang zu bestehenden Texten und hilft aus der Fülle von
Texten und Gedanken das auszuwählen, was einen interessiert. Der
Gewinn des gemeinsamen Gespräches besteht darin, dass andere
Teilnehmende oftmals Sichtweisen und Fragen haben, auf die man selbst
gar nicht gekommen wäre. Zugleich gewinnt man Ausdruck in dem
Bedürfnis eigene Gedanken in Worte zu fassen und damit die Freiheit
des eigenen Verständnisses.

Die Reihe startet am Dienstag, 20. Februar von 19.40 bis 21.10 Uhr in
der Volkshochschule an der Lüpertzender Straße 85. (Kosten: 85 Euro,
Kurs-Nr. 181C2500S)

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/612: Kassel - Kurzführungen im Stadtmuseum am 11. Februar 2018


Kurzführungen im Stadtmuseum 



Im Rahmen der Reihe von Kurzführungen, die der Verein der Freunde des
Stadtmuseums anbietet, findet am kommenden Sonntag, 11. Februar, die
Führung "Die 50er Jahre" mit Jörg Sperling, Mitglied im
Vereinsvorstands, statt.

Ausgehend von den Zerstörungen des Wohn- und Lebensraums nach Ende des
2.Weltkrieges stehen die 50er Jahre als Zeit des Wiederaufbaus und der
ersten Erfolgsjahre der jungen Bundesrepublik im Mittelpunkt. Am
Beispiel der Behelfshaushaltsgeräte und der Entwicklung einer neuen
Wohnkultur wird der Spannungsbogen von Arbeitslosigkeit zur
Vollbeschäftigung in diesen Jahren skizziert.

Der Eintritt für das Stadtmuseum beträgt vier Euro, ermäßigt drei
Euro. Die Teilnahme an der Führung ist kostenfrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AKTION/488: Münster - Kinderkarneval am 25. Februar 2018


Stadt Münster

Februar 1981: Kinderkarneval in Kinderhaus



Münster (SMS) Bunt verkleidet zogen Kinder und Erwachsene durch die
Straßen, als am 25. Februar 1981 der erste Kinderkarnevalsumzug in
Kinderhaus über die närrische Bühne ging (Foto). Die Wagen waren von
den Kindern hergerichtet und bemalt worden. Bei den Transparenten
hatten bestimmt auch einige der Erwachsenen ihre Hand im Spiel. Ein
großer Spaß für Groß und Klein. Mehr Bilder zum Leben im Münster der
1980er Jahre zeigt das Stadtmuseum in seiner Schausammlung. Der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER/1316: Hamburger Kindertheater Treffen vom 16. bis 22. Februar 2018


FUNDUS THEATER

"Auf die Plätze!" 

Hamburger Kindertheater Treffen feiert am 16. Februar 2018 seinen 20. Geburtstag



Im Rahmen dieses Festivals zeigen die freien Hamburger Kindertheater
vom 16. bis 22. Februar 2018 ihre aktuellen Inszenierungen im FUNDUS
THEATER. Das Kindertheater Treffen wird veranstaltet von ahap e.V.
(Arbeitskreis Hamburger Puppen- und Figurentheater) und kitsz e.V.
(Freie Hamburger Kindertheaterszene) in Zusammenarbeit mit dem FUNDUS
THEATER. Das Festival wird gefördert durch die Behörde für Kultur und
Medien der Freien und Hansestadt Hamburg.

Das Hamburger Kindertheater Treffen startet am Freitag, 16. Februar
2018 mit zwei Vorstellungen, feiert seinen Geburtstag und freut sich
auf ein prall gefülltes Wochenende mit drei Produktionen pro Tag:

16 Uhr: "Das Blaue vom Himmel ..." | FUNDUS THEATER | 8+

18 Uhr: "Das Böse ..." | Die AZUBIS | 9+

Beide Stücke werden von Schüler*innen der Ida Ehre Schule unter
Leitung des Kulturjournalisten Sören Ingwersen rezensiert.

Katrin Lowitz (kitsz e.V.) und Dörte Kiehn (ahap e.V.) zum Jubiläum:
"Niemand von uns hat vor 20 Jahren vermutet, dass die Idee eines
Theaterfestivals für Kinder mit der Zeit zu einem der kulturellen
Höhepunkte unserer Stadt Hamburg werden wird und das in jedem
Frühjahr. Unglaublich!

20 Jahre Kooperation von kitsz e.V. und ahap e. V.

20 Jahre Unterstützung durch die Kulturbehörde Hamburg

20 Jahre Hamburger Kindertheatertreffen im FUNDUS THEATER

20 Jahre die allerneuesten Theaterstücke für Kinder und Erwachsene

20 Jahre treues und neues Publikum

20 Jahre Gedankenaustausch rund ums Kindertheater

20 Jahre kulturpolitische Arbeit

20 Jahre kollegiale Qualitätsdiskussionen unter uns Theatern

20 Jahre Weiterentwicklung

Mehr zu diesem Statement und zum gesamten Programm auf

www.hamburger-kindertheater.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.02.2018

Gundula Hölty, GF & Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

E-Mail: g.hoelty@fundus-theater.de

Internet: www.fundus-theater.de
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THEATER/1315: Hannover - "Ein sanfter Riese", Kinderoper von Stephen McNeff, 6.-19.3.2018


STAATSOPER HANNOVER

"Ein sanfter Riese"

Kinderoper von Stephen McNeff, ab 6 Jahren



Was tun, wenn kein Fisch mehr ins Netz geht? Die Schuld daran schieben
die Einwohner des Fischerdorfs dem Riesen zu, der auf einer Insel im
See lebt. Als die junge Miranda bei einem Bootsausflug ins Wasser
fällt, rettet sie der Riese vor dem Ertrinken. Vielleicht ist er doch
kein so schlechter Kerl? Als schließlich der gesamte See von grünem
Schleim bedeckt ist, weiß niemand mehr Rat. Doch dann hat der Riese
eine rettende Idee. Verspielt und zugleich behutsam erzählt Stephen
McNeffs Kinderoper eine Geschichte über Achtsamkeit und Toleranz,
Respekt vor der Natur und ihren Lebewesen.

VORSTELLUNGEN AM 06.03., 07.03., 18.03. UND 19.03.18, BALLHOF ZWEI

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/283: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Kollin Kläff und die Glitzerschnecke" von und mit Maya Raue, 24.03.2018 - 15 Uhr


Puppentheater für Kinder im Kulturcafé Komm du - März 2018

"Kollin Kläff und die Glitzerschnecke" | Eine abenteuerliche Geschichte von und mit Maya Raue

Samstag, 24. März 2018 - 15:00 Uhr bis 16:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto der Puppenspielerin Maya Raue mit Chantal, dem melancholischen Schneckenmädchen - Foto im Flyer: © by Maya Raue]

[image: Plakat zu den beiden Puppentheater-Aufführungen am 24.03.2018 im Kulturcafé Komm du: 'Kollin Kläff und der kleine Pirat' (12 Uhr) und 'Kollin Kläff und die Glitzerschnecke' (15 Uhr) mit Fotos von Maya Raue, Kollin Kläff, dem kleinen Piraten und dem melancholischen Schneckenmädchen Chantal - Fotos: © by Maya Raue]





Das Komm du lädt ein zu einem Puppentheater

am Samstag, den 24.03.2018, 15.00 bis 16.00 Uhr:

Maya Raue - "Kollin Kläff und die Glitzerschnecke"

Der sonst so hilfsbereite Hund Kollin Kläff bekommt diesmal selber
Unterstützung - von dem melancholischen Schneckenmädchen Chantal,
dem man so etwas eigentlich gar nicht zugetraut hätte. Mit ihrer
Hilfe überstehen Kollin und seine Freunde eine stürmische Nacht, nur
der mürrische Papagei wird ordentlich durch die Luft gepustet. Am
Schluß gibt es eine glitzernde Überraschung für Chantal und die
Kinder als Dankeschön. Strahlend beendet sie die Geschichte mit
einem Monolog: "Ich bin eine Glitzerschnecke! Mein Herz pocht kecke,
kleine Sprünge vor Freude und das heute Leute, wo das Gewitter war
und die Sonne nie da! Ich fand neue Freunde, obwohl ich viel weinte.
Ich konnte sogar helfen, indem ich schleimte." 

Lebendiges Puppentheater zum Anfassen, es darf mitgesungen,
mitgelacht und mitgemacht werden. Nach der Vorstellung können die
Kinder Fragen stellen, von eigenen Erlebnissen berichten und mit den
Puppen spielen.

Zum Anschauen - Mobiles Puppentheater Hamburg "Kollin Kläff":

https://www.youtube.com/watch?v=sUu6ZtIaJ5Y


Das Puppentheater beginnt um 15:00 Uhr - Einlaß eine halbe Stunde vorher.

Kartenvorbestellung und Platzreservierung:

beim Puppentheater Maya Raue per Telefon: 040 / 18 20 48 76 

oder im Kulturcafé Komm du per Telefon:040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt: 5,- Euro pro Person (Kinder zahlen ab 2 Jahren)




[image: Die Puppenspielerin Maya Raue und das melancholische Schneckenmädchen Chantal vom Puppentheater Kollin Kläff - Foto: © by Maya Raue]

Puppenspielerin Maya Raue erobert mit ihren selbst geschriebenen Geschichten

die Herzen der kleinen und großen Zuschauer

Foto: © by Maya Raue




KOLLIN KLÄFF - mobiles Puppentheater in Hamburg von Maya Raue

Kollin Kläff, das Hamburger Puppentheater aus Bergedorf, spielt
ohne Kasper, Hexe und Teufel für Kinder ab 2 Jahren lustige und
aufregende Geschichten zum Mitlachen und Mitmachen mit Handpuppen
von Living Puppets und Sigikid. 


Die Geschichten mit Kollin Kläff

- sind alle selbst geschrieben

- sind lustig, lehrreich und liebevoll

- Spieldauer ca. 40 Minuten

- Geeignet für Kinder von 2 bis 99 Jahren

- gespielt wird lebhaftes und aktives Puppentheater und die Kinder können mitmachen

- die Kinder dürfen zum Schluß die Puppen anfassen

- vor jeder Geschichte gibt es einen kleinen offen gespielten Stand Up Comedy Teil, so dass die Kinder die Puppenspielerin sehen können.


Weitere Informationen:

Kollin Kläff - Homepage

http://www.kollin-klaeff.de

Puppentheater ist wie Comedy für Kinder - Video zum Reinschnuppern: 

https://www.youtube.com/watch?t=21&v=A9nGdTpzfuY

Puppentheater Hamburg Kollin Kläff - weitere Videos:

https://www.youtube.com/channel/UCrwHiA7FFTbqGMEcYpO7GpQ




[image: Das melancholische Schneckenmädchen Chantal vom Puppentheater Kollin Kläff auf einer Blümchenwiese - Foto: © by Maya Raue]

Maya Raue spielt Puppentheater mit Herz und Humor für alle von 2 bis 99 Jahren

Foto: © by Maya Raue




Über die Puppenspielerin:

Maya Raue kommt ursprünglich aus Köln und lebt seit einigen
Jahren mit ihren beiden Kindern in Hamburg. Sie spielt ihre
selbstgeschriebenen Puppentheater-Geschichten auf Kinderfesten,
Jahresfeiern in Schulen und Kitas. Mit Herz und Humor bezieht sie
die Kinder mit ein. In ihren Geschichten geht es um Freundschaft,
Mut und Hilfsbereitschaft. Kollin Kläff, ihre Hauptfigur, erlebt in
jeder Geschichte ein 40-minütiges Abenteuer. Schon die Kleinsten
finden sich zurecht und werden zu Verbündeten. Seit 2015 treten
Maya Raue, Kollin Kläff und seine Freunde auch regelmäßig im
Kulturcafé Komm du auf.


Vorschau auf die nächsten Puppentheatertermine im Komm du:

17.02.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff und der freche Drache Blitz"

15 Uhr - "Kollin Kläff auf dem Bauernhof"

24.03.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff und der kleine Pirat"

15 Uhr - "Kollin Kläff und die Glitzerschnecke"

21.04.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff auf dem Bauernhof"

15 Uhr - "Kollin Kläff und der kleine Pirat"

26.05.2018

10-17 Uhr - Puppenspiel Workshop für alle die Lust haben, mal selbst die Puppe in die Hand zu nehmen.

Weitere Informationen unter: https://www.kollin-klaeff.de/workshop/




[image: Blick von hinten auf den voll besetzten Zuschauerraum und die Bühne mit Maya Raue und dem Puppentheater - Foto: © 2016 by Schattenblick]

Volles Haus beim Puppentheater Kollin Kläff am 21. Januar 2016 im 'Komm du'

Foto: © 2016 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER - PUPPENTHEATER/282: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Kollin Kläff und der kleine Pirat" von und mit Maya Raue, 24.3.2018 - 12 Uhr


Puppentheater für Kinder im Kulturcafé Komm du - März 2018

"Kollin Kläff und der kleine Pirat"

Eine spannende Geschichte um Gefahren, Mut und Freundschaft von und mit Maya Raue

Samstag, 24. März 2018 - 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto von Kollin Kläff und dem kleinen Piraten - Foto im Flyer: © by Maya Raue]

[image: Plakat zu den beiden Puppentheater-Aufführungen am 24.03.2018 im Kulturcafé Komm du: 'Kollin Kläff und der kleine Pirat' (12 Uhr) und 'Kollin Kläff und die Glitzerschnecke' (15 Uhr) mit Fotos von Maya Raue, Kollin Kläff, dem kleinen Piraten und dem melancholischen Schneckenmädchen Chantal - Fotos: © by Maya Raue]





Das Komm du lädt ein zu einem Puppentheater

am Samstag, den 24.3.2018, 12.00 Uhr:

Maya Raue - "Kollin Kläff und der kleine Pirat"

Das Hunde ABC für Kinder

Kollin Kläff gerät dem Hundefänger Hugo in die Falle. Mit seinem
frechen Geplapper bringt Kollin ihn allerdings schnell auf die Palme
- sehr zur Freude der Kinder, die gleich darauf dem Piratenjungen
dabei helfen können, den Hund zu befreien. Die beiden wollen Freunde
sein - nach langer Suche hat Kollin nun endlich ein Herrchen
gefunden. Die spannende Geschichte um Gefahren, Mut und Freundschaft
vermittelt darüber hinaus Tips über den richtigen Umgang mit Hunden,
von Hundeprofi Kollin Kläff fachmännisch erklärt. Es darf
mitgesungen, mitgelacht und mitgemacht werden. Das Stück hat eine
Länge von ca. 40 Minuten. Nach der Vorstellung können die Kinder
Fragen stellen, von eigenen Erlebnissen berichten und mit den Puppen
spielen.

Noch bis April 2018 und dann wieder ab Oktober 2018 spielt Maya
Raue, Erfinderin der Puppentheaterreihe ohne Kasper, Hexe und
Teufel an jedem dritten Samstag im Monat jeweils um 12.00 und 15.00
Uhr im Kulturcafé Komm du in Harburg. Mit Herz und Humor
agiert sie sowohl vor als auch hinter der Bühne und erobert mit
ihren selbstgeschriebenen Geschichten die Herzen der kleinen und
großen Zuschauer. 

Puppentheater ist wie Comedy für Kinder - Video zum Reinschnuppern: 

https://www.youtube.com/watch?t=21&v=A9nGdTpzfuY


Das Puppentheater beginnt um 12:00 Uhr - Einlaß eine halbe Stunde vorher.

Kartenvorbestellung und Platzreservierung:

beim Puppentheater Maya Raue per Telefon: 040 / 18 20 48 76 

oder im Kulturcafé Komm du per Telefon:040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt: 5,- Euro pro Person (Kinder zahlen ab 2 Jahren)




[image: Kollin Kläff und der kleine Pirat sind die Helden der Geschichte von Puppenspielerin Maya Raue - Foto: © by Maya Raue]

Kollin Kläff und der kleine Pirat sind die Helden der Geschichte von Puppenspielerin Maya Raue

Foto: © by Maya Raue




KOLLIN KLÄFF - mobiles Puppentheater in Hamburg von Maya Raue

Kollin Kläff, das Hamburger Puppentheater aus Bergedorf, spielt
ohne Kaspar, Hexe und Teufel für Kinder ab 2 Jahren lustige und
aufregende Geschichten zum Mitlachen und Mitmachen mit Handpuppen
von Living Puppets und Sigikid. 


Die Geschichten mit Kollin Kläff

- sind alle selbst geschrieben

- sind lustig, lehrreich und liebevoll

- Spieldauer ca. 40 Minuten

- Geeignet für Kinder von 2 bis 99 Jahren

- gespielt wird lebhaftes und aktives Puppentheater und die Kinder können mitmachen

- die Kinder dürfen zum Schluß die Puppen anfassen

- vor jeder Geschichte gibt es einen kleinen offen gespielten Stand Up Comedy Teil, so dass die Kinder die Puppenspielerin sehen können.


Weitere Informationen:

Kollin Kläff - Homepage

http://www.kollin-klaeff.de

Zum Anschauen - Mobiles Puppentheater Hamburg "Kollin Kläff":

https://www.youtube.com/watch?v=sUu6ZtIaJ5Y

Puppentheater Hamburg Kollin Kläff - weitere Videos:

https://www.youtube.com/channel/UCrwHiA7FFTbqGMEcYpO7GpQ




[image: Die Puppenspielerin Maya Raue mit dem Helden ihrer Geschichten Kollin Kläff - Foto: © by Maya Raue]

Puppenspielerin Maya Raue erobert mit ihren selbst geschriebenen Geschichten die Herzen der kleinen und großen Zuschauer

Foto: © by Maya Raue




Über die Puppenspielerin:

Maya Raue kommt ursprünglich aus Köln und lebt seit einigen
Jahren mit ihren beiden Kindern in Hamburg. Sie spielt ihre
selbstgeschriebenen Puppentheater-Geschichten auf Kinderfesten,
Jahresfeiern in Schulen und Kitas. Mit Herz und Humor bezieht sie
die Kinder mit ein. In ihren Geschichten geht es um Freundschaft,
Mut und Hilfsbereitschaft. Kollin Kläff, ihre Hauptfigur, erlebt in
jeder Geschichte ein 40-minütiges Abenteuer. Schon die Kleinsten
finden sich zurecht und werden zu Verbündeten. Seit 2015 treten
Maya Raue, Kollin Kläff und seine Freunde auch regelmäßig im
Kulturcafé Komm du auf.


Vorschau auf die nächsten Puppentheatertermine im Komm du:

17.02.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff und der freche Drache Blitz"

15 Uhr - "Kollin Kläff auf dem Bauernhof"

24.03.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff und der kleine Pirat"

15 Uhr - "Kollin Kläff und die Glitzerschnecke"

21.04.2018

12 Uhr - "Kollin Kläff auf dem Bauernhof"

15 Uhr - "Kollin Kläff und der kleine Pirat"

26.05.2018

10-17 Uhr - Puppenspiel Workshop für alle die Lust haben, mal selbst die Puppe in die Hand zu nehmen.

Weitere Informationen unter: https://www.kollin-klaeff.de/workshop/
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Volles Haus beim Puppentheater Kollin Kläff am 21. Januar 2016 im 'Komm du'

Foto: © 2016 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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DAS BLÄTTCHEN/1766: Bitcoins statt Tulpen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 3 | 29. Januar 2018

Bitcoins statt Tulpen

von Ulrich Busch



Ein Ergebnis der großen Finanzkrise von 2008 sowie der umfassenden
Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft ist das Aufkommen digitaler
Währungen wie Bitcoin, Ether, Ripple und Litecoin. Insgesamt gibt es rund
13.000 davon, wobei die Bezeichnungen, je nachdem, wie die Begriffe
Geld, Währung, Money, Currency, Cash mit Attributen wie digital,
virtuell, cyber oder krypto kombiniert werden, variieren. Ende
2017 belief sich ihr Marktwert insgesamt auf 750 Milliarden US-Dollar. Ein
Drittel davon entfiel auf die bekannteste Variante, die Krypto-Währung
Bitcoin.

In Fachkreisen ist man sich nicht darüber einig, worum es sich hierbei
eigentlich handelt, um eine Art von Geld oder um ein nichtmonetäres Asset.
Soviel aber steht fest: Bitcoins existieren außerhalb der staatlichen
Geldordnung, werden privat erzeugt und fungieren in begrenztem Maße
wie (aber nicht als) Geld. Rechtlich sind Kryptowährungen
"Rechnungseinheiten", nicht aber, wie viele glauben, "E-Geld". Sie sind
kein gesetzliches Zahlungsmittel wie Münzen und Banknoten. Steuerlich
gelten sie als "Wirtschaftsgüter", deren Veräußerungsgewinn nach 12 Monaten
einkommenssteuerpflichtig ist. Momentan gibt es einen wahren Hype in der
Krypto-Branche. Dieser ist in den Augen der Bundesbank fast "genauso
kryptisch" wie die ihm zugrundeliegende Idee virtueller Währungen.

Niemand weiß genau, wie diese Papiere zu bewerten sind, wie das
Geschäftsmodell eigentlich aussieht und wie man die Branche gegenüber dem
regulären Bankensektor abgrenzen sollte. Aber, es findet ein reger Handel
mit Krypto-Währungen statt, was sich auf deren Marktwert auswirkt. Vollzog
sich die Wertentwicklung hier zunächst noch sehr moderat, so schien sie
zuletzt keine Grenzen mehr zu kennen. Die Rekordjagd verlief völlig
ungebremst und in beängstigendem Tempo von Kursgipfel zu Kursgipfel. Ein
Bitcoin zum Beispiel, dessen Gegenwert 2010 nur wenige Cent betrug und 2015
nur ein paar Euro, überstieg zur Jahresmitte 2017 bereits die 
2000-Euro-Marke und erreichte am 17.12.2017 einen Marktwert von 16.892 Euro. Das ist
ein Anstieg in drei Jahren um das 64-fache und in gut sieben Jahren um über
das 260.000-fache! Dies erinnert stark an die Tulpen-Spekulation von 1637
oder an die dot.com-Blase im Jahr 2000.

Angesichts der rasanten Wertentwicklung von Bitcoin, die einige
Kleinanleger über Nacht zu Millionären gemacht hat, fragt man sich: Wie ist
so etwas möglich? Die Erklärung dafür ist aber ganz einfach: Das Konstrukt
der Digitalwährungen basiert auf der Blockchain-Technologie. Diese gilt als
erstaunlich sicher, aber auch als umständlich und kostenaufwändig. Die
Emission der Währung erfolgt privat, bankenunabhängig, ohne Deckung und
ohne ökonomischen Bezug, faktisch aus dem Nichts, zudem unabhängig vom
Staat und außerhalb des Geldmonopols der Zentralbanken. - Genau das macht
sie für viele Anleger in Zeiten finanzieller Instabilität und staatlichen
Missbrauchs offizieller Währungen aber attraktiv. Hinzu kommt, dass die
Menge an Bitcoins auf 21 Millionen Einheiten begrenzt ist. Dadurch ist eine
inflationäre Entwertung ausgeschlossen. Der Preis wird allein vom Markt,
durch das Verhältnis von Angebot und Nachfrage, bestimmt. Übersteigt die
Nachfrage das Angebot, so steigt der Preis. Kommt es anders, so fällt er.
Da es weder staatliche Sicherheiten noch irgendwelche anderen Garantien für
die Anleger gibt, ist ein Totalverlust jederzeit möglich. Ebenso aber auch
hohe Gewinne.

Das Ganze funktioniert als reine Spekulation, ohne jedwede ökonomische
Substanz. Investiert man in Aktien, so ist dies auch eine Spekulation.
Diese aber wird getragen von einer Gewinnerwartung aufgrund eines
wirtschaftlichen Erfolgs, was den Kurs nach oben treibt. Der Erwerb von
Bitcoins dagegen ist nichts als ein hochspekulatives Spiel, das darauf
abzielt, an einer Kurssteigerung zu partizipieren, die nur deshalb zustande
kommt, weil das Angebot begrenzt ist und die Nachfrage riesig. Da Bitcoins
weder als Wert- und Preismaßstab noch als Transaktions- und Zahlungsmittel
geeignet sind, taugen sie nur als Spekulationsobjekt. Solange die Nachfrage
gering war, hielt sich der Preisanstieg in Grenzen. Als die Nachfrage
infolge einer großangelegten Werbekampagne und anderer Maßnahmen aber
anzog, kam es infolge der relativen Illiquidität des Marktes zu enormen
Wertschwankungen und großen Kursausschlägen. Die relative Knappheit des
Mediums ist es, die den Preis dann nach oben treibt und eine spekulative
"Blase" erzeugt. Dies geht solange, bis die Währung den einen zu teuer ist
und sie deshalb keine Bitcoins mehr kaufen, den anderen aber teuer genug,
weshalb sie ihren Depotbestand abstoßen wollen.

Die Kursbewegungen selbst sind für die Anleger virtuell, solange nicht
gehandelt wird. Wird aber verkauft, so entstehen definitiv Gewinne oder
Verluste. - Ganz so wie 1637, als alle glaubten, mit Tulpenzwiebeln reich
werden zu können und dieser Wahn die Preise in absurde Höhen trieb - bis
plötzlich alles vorbei war und die Preise ins Bodenlose fielen. Kein Mensch
wollte mehr Tulpenzwiebeln. Ob die Bitcoin-Blase schon am Platzen ist,
lässt sich schwer beurteilen. Auf jeden Fall hat die Volatilität seit
Dezember kräftig zugenommen. Am 23.01.2018 lag der Marktwert eines Bitcoins
bei 8.413 Euro. Das ist gegenüber dem Höchstwert ein Kursrutsch von rund 50
Prozent und wohl schon mehr, als die Nerven der meisten Anleger vertragen.
Die Verunsicherung wächst daher und es muss mit weiteren Kursschwankungen
und Kursverlusten gerechnet werden.

Dies gilt nicht nur für Bitcoins. Auch die anderen Krypto-Währungen
verzeichneten zum Jahreswechsel starke Kursverluste. Dabei ist es wie bei
allen Spekulationsgeschäften: Wer frühzeitig billig gekauft hat, verkauft
nun mit Gewinn, wer gezögert hat oder zu spät und zu teuer in den Markt
eingestiegen ist, realisiert am Ende Verluste. Da es für den Marktwert der
Digitalwährungen keine realwirtschaftliche Grundlage gibt, dieser vielmehr
allein das Ergebnis der Bewegung von Angebot und Nachfrage ist, handelt es
sich hierbei um ein Nullsummenspiel: die Gewinne entsprechen den Verlusten.
Die einen gewinnen, was die anderen verlieren. Hierin zeigt sich, dass
dieses System ganz hervorragend in unsere Gesellschaft passt. Es dient der
Bereicherung der einen und der Verarmung der anderen. Und es funktioniert
ganz demokratisch, ohne Ansehen der Person und ohne erkennbare Vorrechte
und Privilegien. Jeder kann mitmachen. Und jeder kann gewinnen - oder eben
verlieren. Alles ist freiwillig und ohne Zwang, ohne staatliche Kontrolle
und zudem vollkommen anonym. Was gibt es Besseres in der heutigen Zeit, um
gleich zwei grundlegende Triebe, den Spieltrieb und die Gier nach Geld und
Gewinn, gleich auf einmal zu befriedigen? Wo doch Pferde- und
Windhund-Rennen zu exklusiv geworden sind, die Effektenbörsen zu
kompliziert und Lotto einfach zu langweilig!

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1722: Ein Etappensieg der Ökologiebewegung


graswurzelrevolution Nr. 426, Februar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Ein Etappensieg der Ökologiebewegung

Frankreich. Der Bau des Internationalen Großflughafens

Nantes-Notre-Dames-des-Landes wird aufgegeben

Kommentar von Lou Marin



Als am 17. Januar 2018 Premierminister Edouard Philippe im Auftrag des
französischen Präsidenten Macron die Entscheidung bekannt gab, dass
der seit über 45 Jahren geplante Großflughafen
Nantes-Notre-Dame-des-Landes nicht gebaut wird, flogen im "Bocage"
(Feucht- und Waldgebiet im Westen Frankreichs) der ZAD (Zone à
défendre; zu verteidigende Zone) die Sektkorken. AktivistInnen,
BäuerInnen und WaldbesetzerInnen umarmten sich. Es ist ein Erfolg des
Widerstands der erstarkten Ökologiebewegung in Frankreich und wird
ermutigende Perspektiven für den weiteren Widerstand gegen "projets
inutiles" (nutzlose Projekte) nach sich ziehen.

Kommen wir zu den Wermutstropfen dieser Entscheidung: Statt des auf
einem Areal von 1650 Hektar geplanten Großflughafens in
Notre-Dame-des-Landes sollen die bereits bestehenden regionalen
Flughäfen Nantes-Atlantique und Rennes ausgebaut werden, obwohl auch
dort im Umfeld ökologisch sensible Wald- und Feuchtgebiete liegen. Der
bisherige Bauträger "Vinci" soll großzügig entschädigt werden; im Raum
stehen Summen bis zu 350 Mio. Euro, nicht mehr weit entfernt von den
veranschlagten Bausummen für Notre-Dame-des-Landes. Außerdem sollen,
so das Diktat der Regierung, bis Ende März 2018 die "illegalen
Besetzer" der ZAD das Terrain verlassen, das den bereits abgewanderten
und auch schon entschädigten Vorbesitzern zurückgegeben werden soll.
Das alles wird nicht ohne Widerstand ablaufen. Die BesetzerInnen
wünschen sich eine Lösung nach dem Modell, nach dem auf dem Larzac mit
jenem dem Militär abgerungenen Terrain verfahren wurde. Damals hatte
der Staat das bereits enteignete Terrain einer Betroffenenvereinigung
("Société civile des Terres du Larzac"; Zivile Gesellschaft der
Nutzflächen des Larzac) übergeben, die die Böden solidarisch an reale
landwirtschaftliche NutzerInnen und Kollektive verteilte.

Den Wermutstropfen zum Trotz sollten wir einen Moment bei der
Grundsatzentscheidung verweilen und uns darüber freuen: Gerade in
Frankreich sind modernisierungsideologische Großprojekte fast immer
mit zentralistischer Staatsgewalt durchgesetzt worden. Es war François
Mitterand, der 1981 unmittelbar nach seinem Regierungsantritt die
Truppenübungsplatzerweiterung auf dem Larzac in Südfrankreich und auch
das Atomkraftwerk Plogoff in der südlichen Bretagne aufgegeben hatte.
Insofern ist die Entscheidung Macrons ein Meilenstein für die
Ökologiebewegung - und sie ist ihm abgerungen worden. Es ist die erste
offizielle Aufgabe eines Wahlversprechens Macrons.Noch im
Präsidentschaftswahlkampf 2017 hatte er sich explizit für den Bau des
Großflughafens ausgesprochen. Seither hatte sich die Entscheidung
verzögert und Mediationsverfahren wurden eingesetzt. Zuletzt gab es
einen ablehnenden Bericht dreier von Macron beauftragter MediatorInnen
am 17.12.2017. Gleichzeitig hatte sich Macron inzwischen international
h aber nur einen einzigen Grund, warum der Flughafen nicht gebaut
werden wird: Das sind die immer stärker werdende ökologische
Widerstandsbewegung, die 2-300 BesetzerInnen der ZAD, die
Anrainer-BäuerInnen, die Solidaritätsbewegung aus Nantes und Umgebung.
In diesem Augenblick dürfen alle Widerstandsspektren einen Anteil des
Erfolges für sich beanspruchen: gewaltfreie und militante
AktivistInnen. Immerhin wurde trotz unterschiedlicher
Widerstandskonzepte über Jahre hinweg kein Polizist getötet oder
verletzt.

Alles, was uns vom Widerstand in Gorleben in Erinnerung ist, hatte es
in Notre-Dame-des-Landes auch gegeben: Treckerdemos in die Großstadt,
Blockaden und Barrikaden der Zufahrtsstraßen in die ZAD,
Treckerblockaden zum Schutz der BesetzerInnen.

Das Projekt Großflughafen Notre-Dame-des-Landes hatte seit 1972 grünes
Licht sowohl vom Staat wie von den umliegenden Gemeinden. Ab 1973
wurde es aber aufgrund des Ölpreisschocks und der Ölkrise immer wieder
auf Eis gelegt und kam erst im Oktober 2000 durch die Befürwortung des
damaligen Premierministers Lionel Jospin wieder ins Rollen. Im Juli
2011 wurde die ZAD nach einem Anti-G8-Gipfel-Camp dauerhaft
besetzt. Ein entscheidendes Jahr war 2012: Der ebenfalls
sozialistisch-modernistische Bürgermeister von Nantes, Jean-Marc
Ayrault, wurde erster Premierminister von François Hollande und
versuchte, den Bau mit Staatsgewalt zu erzwingen. Am 16. Oktober 2012
wurden die BesetzerInnen trotz zum Teil militanter Gegenwehr geräumt
und die Holzhütten zerstört. Doch schon in der zweiten Novemberhälfte
2012 gelang die Wiederbesetzung. Die Regierung Hollande wurde in der
Folge vor allem durch die Auseinandersetzung in Sivens, in
Südwestfrankreich, von weiteren polizeistaatlichen Eingriffen
abgehalten: Dort sollte ein großer Staudamm gebaut werden. Es entstand
ebenfalls eine ZAD, was schließlich in einer verkleinerten Dammversion
endete. Im Oktober 2014 starb in Sivens der gewaltfreie Aktivist Rémi
Fraisse durch eine von Gendarmen abgefeuerte Offensivgranate, was die
öffentliche Meinung auf einen Schlag auf die Seite der Protestierenden
umschlagen ließ. Der französische Staat wollte nunmehr keine weiteren
Toten in den ökologischen Auseinandersetzungen mehr riskieren. Die
Angst vor weiteren Toten hat auch bei der jetzigen Entscheidung von
Macron eine Rolle gespielt.

In Frankreich bekommt die basisorientierte, parteienunabhängige
Ökologiebewegung auch zunehmend intellektuelle Unterstützung durch die
Theorie der "Décroissance" (Wachstumskritik, Wachstumsrücknahme). In
der BRD bekannt war dafür schon in den Achtzigerjahren der
französische Theoretiker André Gorz; 2010 wurde diese Theorie durch
das Buch von Serge Latouche und Didier Harpagès, "Le Temps de la
décroissance" (Zeit der Wachstumsrücknahme), stark verbreitet. Als
Kritiker der staatlichen Klimakonferenzen und Vertreter eines
wachstumskritischen "Ökosozialismus" (Laika-Verlag 2017) tritt in
Frankreich auch Michael Löwy hervor, ein Autor, der zwischen
Trotzkismus und Anarchismus oszilliert.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 426, Februar 2018, S. 2

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/840: Koalition gegen den Frieden!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/005 (Update 7.2.2018)

Koalition gegen den Frieden!

Die Militärpolitik im künftigen Koalitionsvertrag der Großen Koalition

von Tobias Pflüger und Jürgen Wagner



Am 12. Januar 2018 hatten die Verhandler von CDU/CSU und SPD ihre
Sondierungsgespräche abgeschlossen und hielten die Ergebnisse in einem
Sondierungspapier fest, dessen problematische außen- und
sicherheitspolitischen Aspekte leider in der anschließenden Debatte kaum
eine Rolle spielten (siehe IMI-Standpunkt 2018/002 [1]). Am 7. Februar 2018
einigten sich die Parteien dann auf einen Entwurf eines Koalitionsvertrags
[2], der wohl weitgehend identisch mit der Fassung sein dürfte, über die
die SPD-Mitglieder nun wohl abstimmen werden. Vieles wurde aus dem
Sondierungspapier direkt übernommen, einige Passagen abgeändert und einige
kamen - logischerweise angesichts eines Umfangs von 177 (Koalitionsvertrag)
zu 28 (Sondierungspapier) Seiten - neu hinzu.

Die Absätze zur EU sind weitgehend gleich geblieben, insbesondere das
flammende Bekenntnis zu PESCO, dem aktuell als "Meilenstein" auf dem Weg
zur weiteren Militarisierung der EU gehandelten Vorhaben, ist
gleichgeblieben (siehe IMI-Standpunkt 2018/002 [3] und IMI-Studie 2018/02
[4]). Allerdings wurde im Koalitionsvertrag ein Satz zur beabsichtigten
Nutzung des geplanten "Europäischen Verteidigungsfonds" hinzugefügt, ein
EU-Topf, aus dem in Kürze jährlich 500 Mio. für Rüstungsforschung und 5
Mrd. für Rüstungsbeschaffung bereitstehen sollen (siehe IMI-Analyse 2017/45
[5]). Neu ist beispielsweise auch, sich dafür einsetzen zu wollen, dass für
"Ertüchtigungsprojekte im Sicherheitsbereich auf EU-Ebene (CBSD) rasch ein
gesondertes Finanzinstrument außerhalb der EU-Entwicklungsfinanzierung
eingerichtet wird." Ertüchtigung - die Aufrüstung und Ausrüstung
"befreundeter Akteure" - gewinnt als vermeintlich politisch wie finanziell
"kostengünstigerer" Weg zur indirekten Durchsetzung von Interessen immer
mehr an Bedeutung. Aus diesem Grund wurde mit EU-Entwicklungshilfegeldern
hierfür ein eigener Fonds eingerichtet (siehe IMI-Studie 2017/15 [6]). Die
Entwicklungshilfe hier vom Militärhaken zu lassen, ist zwar gut, ein
eigenes EU-Finanzinstrument zur Ertüchtigung einrichten zu wollen, wird
diesen Bestrebungen aber nur weiter Vorschub leisten.

Auch bezüglich der Eurodrohne gab es im Vergleich zum Sondierungspapier
eine Veränderung: Explizit ist nun die Rede von der Anschaffung der Heron
TP als "Brückenlösung" bis die Eurodrohne zur Verfügung steht, gleichzeitig
wird die Frage der Bewaffnung vorbehaltlich einer Bundestagsentscheidung
gestellt: "Als Übergangslösung wird die Drohne HERON TP geleast. Über die
Beschaffung von Bewaffnung wird der Deutsche Bundestag nach ausführlicher
völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung gesondert
entscheiden."

Eine weiterer interessanter Unterschied zwischen beiden Papieren: Im
Sondierungspapier wurden lediglich "Völkerrechtswidrige Tötungen durch
autonome Waffensysteme" abgelehnt. Nun lautet die Formulierung:
"Völkerrechtswidrige Tötungen lehnen wir kategorisch ab, auch durch
Drohnen." Tatsächlich erfolgt kaum eine Drohnen-Tötung gerade seitens der
USA - und zentral über Deutschland von Ramstein aus - aktuell vollautonom.
Allerdings ist kaum davon auszugehen, dass sich die Große Koalition mit
dieser Praxis anlegen will - weshalb dieser Passus dann aber in dieser
Form eingefügt wurde, ist recht unklar.

Was die Rüstungsexportpolitik anbelangt, wurde der umstrittene Satz aus dem
Sondierungspapier zwar beibehalten, keine Rüstungsgüter an Länder zu
liefern, die am Jemen-Krieg beteiligt sind. Berichten zufolge sollen hier
Vertreter von CDU und CSU erfolgreich auf eine Aufweichung gedrängt haben,
denn nun wurde folgender Satz nachgeschoben: "Firmen erhalten
Vertrauensschutz, sofern sie nachweisen, dass bereits genehmigte
Lieferungen ausschließlich im Empfängerland verbleiben." Solange also
Material nicht direkt im Krieg selbst zum Einsatz kommt, kann munter
weitergeliefert werden, wie etwa Thomas Wiegold auf Augengeradeaus [7]
betont: "Bereits genehmigte Lieferungen, die ausschließlich im
Empfängerland verbleiben: Das klingt doch wie maßgeschneidert für die
Lieferung von Küstenschutzbooten an Saudi-Arabien." Ansonsten bleiben die
kritischen Anmerkungen zur bereits im Sondierungspapier bekundeten
Absichtserklärung, die Rüstungsexporte "einschränken" zu wollen, ebenso für
den Koalitionsvertrag gültig (siehe IMI-Standpunkt 2018/002 [8]). Neu ist
die explizite Ankündigung, die Rüstungssexportrichtlinien von 2000 noch in
diesem Jahr überarbeiten zu wollen.

Auffällig und neu sind auch Passagen zur atomaren Rüstungskontrolle: "Wir
wollen ein neues konventionelles und nukleares Wettrüsten auf unserem
Kontinent vermeiden." Im besten Fall kann dies als eine Absage gegenüber
den immer lauter werdenden Forderungen nach einer Stationierung weiterer
US-Atomwaffen in Europa verstanden werden. Auf der anderen Seite wird aber
der - eigentlich vom Bundestag 2010 von allen Fraktionen in einem
gemeinsamen Antrag geforderten - Abzug der US-Atomwaffen in Deutschland an
"erfolgreiche Abrüstungsgespräche" gekoppelt, also angesichts der aktuellen
westlich-russischen Konflikte einstweilen auf den St. Nimmerleinstag
verschoben: "Erfolgreiche Abrüstungsgespräche schaffen die Voraussetzung
für einen Abzug der in Deutschland und Europa stationierten taktischen
Nuklearwaffen."

Was die Bundeswehreinsätze anbelangt, hat sich zwischen Sondierungspapier
und Koalitionsvertrag wenig verändert. Vor allem die Ankündigung, das
Afghanistan-Kontingent aufstocken zu wollen, wurde beibehalten.

Angesichts zahlreicher aktueller Versuche zur Gegenkonversion, also dem
Bestreben, frühere Bundeswehrliegenschaften zu reaktivieren oder sich neue
Gelände unter den Nagel zu reißen (siehe IMI-Analyse 2017/038b [9]), ist
folgende neue Absichtserklärung von Interesse: "Vor einer endgültigen
Abgabe von Liegenschaften der Bundeswehr werden wir vor dem Hintergrund der
Trendwenden [Personal, Material, Finanzen] jeweils noch einmal den
zukünftigen Bedarf prüfen. Unseren Bedarf werden wir auch in Hinblick auf
Liegenschaften prüfen, deren Abgabe bereits vollzogen ist."

Rüstungspolitisch wichtig ist zudem einerseits, dass eine starke Betonung
auf die Rüstungskooperation in Europa und damit länderübergreifende
Rüstungsprojekte gelegt wird. Hierdurch sollen Fusionen und Übernahmen und
dadurch die Bildung sogenannte Eurochampions gefördert werden.
Andererseits, dort nämlich, wo deutsche Konzerne aus dem großen Fressen
nicht als Sieger hervorgehen könnten und so "nationale
Schlüsseltechnologien" in fremde Hände überzugehen drohen, sollen diese
geschützt werden. Dieser Rüstungsprotektionismus war bereits ein
Kernelement im "Strategiepapier der Bundesregierung zur Stärkung der
Verteidigungsindustrie in Deutschland" [10] vom 8. Juli 2015, von einer
Möglichkeit, wie dies geschehen könnte, war darin damals allerdings noch
keine Rede. Im Koalitionsvertrag heißt es nun, man wolle "prüfen, inwieweit
der Ausnahmetatbestand des Art. 346 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union in der Beschaffungspraxis stärker herangezogen werden
kann." Artikel 346 setzt die Regeln des Binnenmarktes für den
Rüstungssektor aus. Das heißt, Rüstungsprojekte müssen unter Berufung auf
diesen Artikel nicht europaweit ausgeschrieben - und die heimischen
Konzerne damit einer ggf. stärkeren Konkurrenz ausgesetzt - werden, sofern
ein Staat geltend macht, hier seien nationale Sicherheitsinteressen im
Spiel.

Und schließlich ist vor allem ein Aspekt gleichgeblieben: Weiter soll alles
"auf Grundlage des 51. Finanzplans" finanziert werden, was zu deutlich
saftigeren Steigerungen des Rüstungshaushaltes führen wird, als es unter
einer Jamaika-Koalition wohl der Fall gewesen wäre. Insgesamt dürfte es
sich hier um Mehrausgaben von zusammen wohl mindestens 10,2 Mrd. Euro
zwischen 2018 und 2021 handeln, möglicherweise sogar um noch mehr. Reuters
[11] rechnete beispielsweise bereits zum Sondierungspapier vor: "Das
Entscheidende ist dabei der Verweis auf den 51. Finanzplan: Er hat zwar
auch keine bindende Wirkung, ist aber die Absichtserklärung der bisherigen
großen Koalition, wie sie sich die Entwicklung des Bundeshaushalts in den
vier Jahren von 2018 bis 2021 vorstellt. Für den Wehretat sieht der
Finanzplan für diesen Zeitraum eine Steigerung um knapp neun Milliarden
Euro auf 42,4 Milliarden Euro vor. Sollte es zu einer Neuauflage der großen
Koalition kommen, kann die Bundeswehr also mit einer Aufstockung ihres
Budgets um neun Milliarden Euro plus ihrem Anteil an den zwei Milliarden
Euro für Verteidigung und Entwicklungshilfe rechnen."

Pflichtschuldig haben SPD und CDU/CSU einen Koalitionsvertrag gegen den
Frieden und für Krieg und Aufrüstung auf den Weg gebracht - und genau dies
wird von ihnen quasi wörtlich auch noch so formuliert: "Wir stärken unsere
Bundeswehr und die europäische Verteidigungsstruktur: Mehr Personal, beste
Ausbildung und moderne Ausstattung bei der Bundeswehr durch einen höheren
Verteidigungsetat. Ausbau der europäischen Verteidigungsunion mit PESCO,
europäischem Verteidigungsfonds und weiteren Schritten auf dem Weg zur
'Armee der Europäer'."

Es bleibt deshalb zu hoffen, dass die SPD-Mitglieder dem Koalitionsvertrag
die Zustimmung bei der anstehenden Abstimmung verweigern, auch wenn die
allermeisten es, sollte es dazu kommen, aller Wahrscheinlichkeit nicht aus
friedenspolitischen Motiven tun werden.


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2018/01/17/gegen-den-frieden-sondiert/

[2] http://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-02/grosse-koalition-koalitionsvertrag-spd-cdu-csu

[3] http://www.imi-online.de/2018/01/17/gegen-den-frieden-sondiert/

[4] http://www.imi-online.de/2018/02/02/die-pesco-der-grossmaechte/

[5] http://www.imi-online.de/2017/12/04/eu-ruestung-ohne-rechtsgrundlage/

[6] http://www.imi-online.de/2017/12/13/europas-ertuechtigende-entwicklungshilfe/

[7] http://augengeradeaus.net/2018/02/koalitionsvertrag-wias-heisst-das-denn-nun-fuer-die-streitkraefte/#more-29441

[8] http://www.imi-online.de/2018/01/17/gegen-den-frieden-sondiert/

[9] http://www.imi-online.de/2017/09/21/scheinbeteiligung-oder-politik-des-gehoertwerdens/

[10] https://bdi.eu/media/themenfelder/sicherheit/downloads/20150708_Strategiepapier_der_Bundesregierung_zur_Staerkung_der_Verteidigungsindustrie_in_Deutschland.pd

[11] https://de.reuters.com/article/deutschland-haushalt-bundeswehr-sondieru-idDEKBN1F60RJ
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VORWÄRTS/1352: Kuba nach dem Hurrikan
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Kuba nach dem Hurrikan

von René Lechleiter und Susanne Schreiber



Drei Monate nachdem der Hurrikan Irma über die Antilleninseln
gezogen ist, zeigen sich die Städte Kubas weitestgehend von sichtbaren
Schäden befreit. Unter anderem weil sich Bevölkerung an den
Aufräumarbeiten beteiligte.


Es ist fast unglaublich und erstaunlich zugleich: Nach dem
verheerendsten Hurrikan, der je über die Antilleninseln hinweggezogen
ist, und die Welt all diese schlimmen Bilder der Zerstörungen hat
sehen können, zeitigt ein persönlicher Augenschein auf der grössten
Insel, Kuba, ein überraschendes Bild. Knappe drei Monate sind seit den
Tagen vergangen, an denen "Irma" über fast die ganze Nordküste
hinweggezogen ist, doch bereits jetzt zeigen sich die Städte
weitestgehend von allen sichtbaren Schäden befreit! Eine ungeheure
Anzahl Tonnen Abfallmaterial musste beseitigt und unzählige
Infrastruktureinrichtungen (Spitäler, Schulen, Brücken, Hotelanlagen
etc.) wiederhergestellt werden. Auf den ersten Blick präsentiert sich
beispielsweise die Hauptstadt Havanna besser herausgeputzt als zur
Zeit des Papstbesuches.

Dies in absoluter Rekordzeit zu bewerkstelligen war nur möglich, weil
sich grosse Teile der Bevölkerung an den Aufräumarbeiten beteiligt
haben. Ausserdem bewährten sich erneut die Zivilschutzmassnahmen, die
nicht nur die Prävention vor und während eines Hurrikans beinhalten
- mit dem Hauptziel, Leben zu schützen -, sondern auch dessen
Nachbereitung, d.h. die möglichst rasche Wiederherstellung des
normalen Lebens. Dies zeigt sich daran, dass innerhalb von nur vier
Tagen die Elektrizitätsversorgung wieder hergestellt worden ist, was
die Verlegung von Kilometern an Elektrokabel und die Aufrichtung von
Strommasten erforderte. Allein in Havanna mussten die Dächer von 4000
Häusern neu gedeckt werden.


Zwei Millionen Betroffene

Andererseits gibt es Folgen, die sich nicht so rasch beheben lassen,
wie die Wiederherstellung aller betroffenen Privathäuser, die
Beseitigung der Feuchtigkeit in den überfluteten Unter- und
Erdgeschossen, oder die Schäden in der Landwirtschaft. Das sind vor
allem gefährdete oder verlorene Ernten, was bereits zu einer gewissen
Verknappung in der Lebensmittelversorgung geführt hat respektive zu
einer Preissteigerung bei den knapp gewordenen Produkten. Dies führt
natürlich auch zu Klagen seitens jener Bevölkerungsteile, die mit
tiefen Peso-Löhnen über die Runden kommen müssen. Zumal in den Tagen
ohne Stromversorgung die in Tiefkühlabteilen gelagerten Vorräte
auftauten oder verloren gingen.

Gemäss offiziellen Zahlen wurden rund zwei Millionen Personen direkt
betroffen und etwa 160.000 Wohnhäuser vom Hurrikan "Irma" beschädigt
oder ganz zerstört.

Kuba konnte in diesen schwierigen Wochen auf solidarische Hilfe
seitens der Alba-Länder wie Venezuela, Bolivien und Ecuador zählen.
Demgegenüber war bei den grossen Schweizer Hilfswerken (wie
Glückskette, Solidar usw.) eine Soforthilfe zugunsten von Kuba kein
Thema und es erfolgte auch kein Spendenaufruf. Andererseits zögerten
die kleinen Solidaritätsorganisationen wie Medico International
Schweiz, MediCuba und die Vereinigung Schweiz-Cuba (VSC) keinen
Augenblick, jetzt erst recht einen Beitrag zu leisten für die
Beseitigung der Schäden und den Wiederaufbau im Land.

Erfreulicherweise hat sich nun indiese dringend notwendige Bewegung
für den Wiederaufbau auch die Direktion für Entwicklungszusammenarbeit
(Deza) eingeschaltet. Gemäss einem Komuniqué stellt die Schweizerische
Eidgenossenschaft insgesamt 3,6 Millionen Franken zu Verfügung, welche
insbesondere für die Landwirtschaft respektive in der
Nahrungsmittelversorgung für die kubanische Bevölkerung eingesetzt
werden. Diese Ankündigung von anfangs Dezember fand in Kuba eine
grosse Verbreitung in der Presse. Während die Schweiz sonst meistens
wegen ihrer Banken und immer neuen Fluchtgeldskandalen in die
Schlagzeilen gerät, konnte für einmal eine positive Meldung erfolgen.
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MELDUNG/1637: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Hans Moser, 10.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kleiner großer Mann

Eine Lange Nacht über Hans Moser

Von Nikolaus Scholz

Lange Nacht

Samstag, 10. Februar 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sein eigentlicher Name war Johann Julier. Er war einer der
beliebtesten österreichischen Volksschauspieler in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts. 1903 wurde er mit 23 Jahren an das renommierte
Theater in der Josefstadt berufen, fiel jedoch vor allem wegen seines
Aussehens und seiner Körpergröße von 1,57 Meter beim Publikum durch.
Auf der Bühne wie in den Filmen spielte Hans Moser (1880-1964)
meistens kauzige Typen, die im Laufe der Handlung eine starke Wandlung
vollziehen. Die Kombination aus einzigartiger Mimik, Gestik und
Sprache machten ihn zum Original. Es sollte allerdings Jahrzehnte
dauern, bis Hans Mosers unverwechselbares Spiel Anerkennung erfuhr.
Eine `Lange Nacht` über das wechselvolle Leben und Wirken dieses
unvergessenen Schauspielers.

Die `Lange Nacht` wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2473: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit der Jazzpianistin Marialy Pacheco, 10.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Jazzpianistin Marialy Pacheco

Samstag, 10. Februar 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Marialy Pacheco, charmant und temperamentvoll, besitzt eine unbändige
Spielfreude. Die Pianistin, Komponistin und Arrangeurin kommt aus Kuba
und wuchs zwischen Salsa und klassischer Musik auf. Angeregt durch das
`Köln Concert` des Klaviervirtuosen Keith Jarrett, entdeckte sie auch
den Jazz für sich. Bis heute ist die 35-Jährige ständig auf der Suche
nach neuen künstlerischen Erfahrungen. Ein gelungenes Beispiel für
ihre Innovationsfreude ist ihr viel beachtetes Album `Duets` von 2016.
Hierfür suchte sie sich gleich sechs verschiedene musikalische Partner
aus der ganzen Welt, allesamt Männer, mit denen sie vom Klavier aus in
einen musikalischen Dialog tritt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1683: Mönchengladbach - Programmierung und Elektronik für junge Leute, 23.2.-15.6.2018


VHS: Programmierung und Elektronik für Jugendliche

Es kracht, blinkt oder bewegt sich - mit Spaß Programmieren lernen



Immer Freitags realisiert Stephan Laumanns mit den Teilnehmern
Elektronik-Projekte. Zunächst starten die Experimente mit "Arduino",
der wohl bekanntesten Platine für solche Anwendungen. Die
Programmierung ist leicht und es gibt unendliche
Erweiterungsmöglichkeiten. Die Bauteile werden auf ein sogenanntes
Breadboard aufgesteckt und mit fertigen Kabeln untereinander
verbunden.

Mit dem CAD-Programm "Grasshopper" werden zum Beispiel die Motoren
ansteuert. Die VHS plant, diesen Workshop in den nächsten Semestern
fortzusetzen, so dass die Teilnehmer auf dem Erlernten aufbauen und
weitere interessante Elektronik-Projekte umsetzen können.

23.02.2018 bis 15.06.2018, 15:30 - 17:45 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181C4110F

Kosten: 65 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1682: Münster - Workshop für Minecraft-Fans am 17. Februar 2018


Workshop für Minecraft-Fans

Mit Kreativität und Geduld einen eigenen Film erstellen / Anmeldung in
der Stadtbücherei



Münster (SMS) Wer Spaß an dem Videospiel "Minecraft" hat und schon
immer mal einen eigenen Film drehen wollte, der ist am Samstag, 17.
Februar, in der Stadtbücherei Münster genau richtig. Die Bücherei
bietet von 10.30 bis 16.30 Uhr einen Workshop an, in dem die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ab zwölf Jahre mit dem eigenständigen
Programm "Mine-imator" in die Welt von "Minecraft" eintauchen und
epische Schlachten, wagemutige Abenteuer oder witzige Geschichten
filmen können.

"Mine-imator" ist ein Animationsprogramm, das es ermöglicht, die Welt
von Minecraft nach eigenen Wünschen zu formen. Die
Workshop-Teilnehmerinnen und Teilnehmer können eigene Skins und
Texturenpakete mitbringen, mit denen das Spiel verändert werden kann.
Einige Skins und das Standard-Texturenpaket sind vorinstalliert.

Anmeldungen werden entgegen genommen unter: juwel@stadt-muenster.de,
Tel. 02 51/4 92-42 46, WhatsApp: 01 63 / 4 67 57 85.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. Februar 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/882: Koalitionsvertrag übernimmt Forderungen des Deutschen Hebammenverbandes (Deutscher Hebammenverband)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 7. Februar 2018

Koalitionsvertrag übernimmt Forderungen des Deutschen Hebammenverbandes



Der neue Koalitionsvertrag von Union und SPD beinhaltet die Umsetzung
von drei Hauptzielen des Deutschen Hebammenverbandes e. V. (DHV).
Seit Jahren verweist der Verband auf die zunehmende Verschlechterung
der Geburtshilfe in Deutschland und fordert die zügige Umsetzung der
Akademisierung der Ausbildung. Nun sollen in der kommenden
Legislaturperiode die flächendeckende Versorgung mit Hebammenhilfe
sowie eine qualitativ hochwertige Geburtshilfe sichergestellt werden.
Zudem soll die Berufsausbildung zur Hebamme entsprechend einer
EU-Vorgabe akademisiert werden.

"Nach jahrelangem Ringen für eine bessere Geburtshilfe in Deutschland
freuen wir uns sehr über die Aufnahme unserer Themen in den
Koalitionsvertrag", sagt Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des
Deutschen Hebammeneverbandes. "In vielen Gesprächen mit
Politikerinnen und Politikern haben wir immer wieder die teilweise
besorgniserregende Situatiion der Kolleginnen und der Schwangeren
thematisiert. Mit der flächendeckenden Versorgung, einer hohen
Qualität der Geburtshilfe und der Akademisierung des Berufsstandes
sollen gleich drei unserer wichtigsten Ziele in der neuen
Legislaturperiode umgesetzt werden. Das unterstreicht die
gesamtgesellschaftliche Bedeutung von Hebammen." Der DHV hat im
Vorfeld der Bundestagswahl durch intensive Gespräche mit den Parteien
und auf bundesweiten Veranstaltungen immer wieder auf die prekäre
Situation von Hebammen und Schwangeren hingewiesen. Durch
fortwährende Klinikschließungen, die Zentralisierung der Geburtshilfe
und die Tatsache, dass zu wenig Hebammen Geburtshilfe anbieten, hat
sich die Situation zunehmend verschärft. Unter anderem wurden
Schwangere von Kliniken abgewiesen.

Mit der Umsetzung einer EU-Richtlinie zur Akademisierung der
Hebammenausbildung wird diese in Deutschland auf europäisches Niveau
angehoben. Deutschland ist mit wenigen Ländern heute das Schlusslicht
bei der Akademisierung der Ausbildung. Durch die Umsetzung der
EU-Richtlinie wird sie nun auf allgemeingültiges europäisches Niveau
angehoben und in allen EU-Ländern als gleichwertig anerkannt. Zudem
ergeben sich damit für künftige Auszubildende vielfältige
Karrierewege und Möglichkeiten zur Spezialisierung.


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen,
Hebammenwissenschaftlerinnen, Hebammen in den Frühen Hilfen,
hebammengeleitete Einrichtungen sowie Hebammenschülerinnen und
Studierende vertreten. Über die berufliche Interessenvertretung
hinaus ist eine gute medizinische und soziale Betreuung der Frauen
und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft bis zum Ende der
Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als Mitglied in der
European Midwives Association (EMA), im Network of European Midwifery
Regulators (NEMIR) und in der International Confederation of Midwives
(ICM) setzt er sich auch auf europäischer und internationaler Ebene
für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie die Gesundheit von Frauen
und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721/98 189-0, Fax: 0721/98 189-20

E-Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www-hebammenverband.de
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STELLUNGNAHME/157: NRW-Kliniken zum Koalitionsvertrag (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. Februar 2018

NRW-Kliniken zum Koalitionsvertrag: Pflege und Notfallversorgung positiv - Investitionsstau ungelöst



Düsseldorf - "Es ist ein gutes Zeichen für unsere Mitarbeiter und
Patienten, wenn die schwierige Situation in der Pflege bei den
Politikern angekommen ist und die neue Bundesregierung die
Arbeitsbedingungen und die Bezahlung der Pflegenden verbessern will.
Wir brauchen attraktive Arbeitsplätze in unseren Kliniken, um junge
Menschen für diesen tollen Beruf zu begeistern und die vorhandenen
Mitarbeiter nicht zu verlieren. Die geplante eigenständige Vergütung
der Pflegepersonalkosten kann ein wichtiger Einstieg in den Ausstieg
aus dem Hamsterrad der derzeitigen Krankenhausvergütung sein", sagt
Jochen Brink, Präsident der Krankenhausgesellschaft
Nordrhein-Westfalen, zum Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD.

Zur Verbesserung der Notfallversorgung soll eine gemeinsame
Sicherstellung der Notfallversorgung von
Landeskrankenhausgesellschaften und Kassenärztlichen Vereinigungen in
gemeinsamer Finanzierungsverantwortung geschaffen werden. Dazu sollen
Notfallleitstellen und integrierte Notfallzentren aufgebaut werden.
"Die Neuordnung der Notfallversorgung ist zu begrüßen und muss schnell
umgesetzt werden. Die Mitarbeiter in unseren Notaufnahmen sind jeden
Tag und rund um die Uhr für Notfälle da. Hier muss Versorgungsrealität
anerkannt, Strukturen daran angepasst und die Refinanzierung
auskömmlich werden", fordert der KGNW-Präsident für die 348
nordrhein-westfälischen Kliniken.

Enttäuscht sind die Krankenhausvertreter über den ungelösten
Investitionsstau. Im Koalitionsvertrag werden einerseits deutlich
erhöhte Investitionen in Krankenhäuser gefordert, aber gleichzeitig
die Länderkompetenz in der Krankenhausplanung und die Verpflichtung
der Länder bei der Investitionsfinanzierung fortgeschrieben. "Wer
fordert, muss auch fördern. Bund und Land stellen ständig neue
Ansprüche in Sachen Qualität und Personal in unseren Krankenhäusern,
aber lassen uns beim Thema Investitionen erneut hängen. Auch die
NRW-Landesregierung beabsichtigt nach der derzeitigen Planung, nur
rund die Hälfte der laut RWI-Studie Investitionsbarometer NRW
erforderlichen Mittel von 1,5 Mrd. Euro jährlich zu finanzieren. Ohne
moderne Geräte und Gebäude wird auch das Ziel der attraktiven
Arbeitsbedingungen für die Pflegenden konterkariert", so Brink.

 * 

Quelle:

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Referat für Politik, PR und Presse

Humboldtstr. 31, 40237 Düsseldorf

E-Mail: presse@kgnw.de

Internet: www.kgnw.de
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DIABETES/1996: Mit Diabetes in den Karneval - Vorsicht vor alkoholbedingten Unterzuckerungen (diabetesDE)


diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe - 7. Februar 2018

Mit Diabetes in den Karneval:

Vorsicht vor alkoholbedingten Unterzuckerungen



Berlin - Diese Woche beginnt mit dem Schwerdonnerstag der
Straßenkarneval, bundesweit herrscht närrisches Treiben auf
Rosenmontagszügen und Kappensitzungen. Ob Helau, Alaaf oder
Narrinarro: Auch Menschen mit Diabetes können feiern und dabei ein
alkoholisches Getränk oder etwas Süßes verzehren. Strikte Verbote
gelten für sie heute nicht mehr. Sie sollten bei Alkohol und Kamelle
jedoch Maß halten und regelmäßig ihren Blutzucker messen, damit der
Stoffwechsel nicht entgleist. Darauf macht die gemeinnützige
Organisation diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe aufmerksam.

Mit Freunden den Rosenmontagsumzug anschauen und anschließend zur
Kostümparty gehen: Was für stoffwechselgesunde Menschen
selbstverständlich ist, können mit etwas Vorbereitung und Umsicht auch
Menschen mit der Stoffwechselerkrankung Diabetes mellitus tun. Dazu
gehört der verantwortungsbewusste Umgang mit Alkohol: Im bunten
Treiben kommt es schnell zu einem höheren Konsum als eigentlich
geplant. Für Menschen mit Diabetes Typ 1 oder Typ 2 kann Alkoholgenuss
jedoch deutlich rascher Folgen haben als für Stoffwechselgesunde:
"Bereits ab einem Blutalkoholspiegel von 0,45 Promille ist die
Zuckerfreisetzung aus der Leber gestört", sagt Professor Dr. med.
Thomas Haak, Vorstandsmitglied von diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe und Chefarzt des Diabetes Zentrums Mergentheim:
"Alkoholische Getränke wie Wein, Schnaps oder Bier senken den
Blutzuckerspiegel. Das Hormon Glukagon, das normalerweise zu einem
sofortigen Blutzuckeranstieg führt, wirkt dann nicht mehr". Insulin
oder blutzuckersenkende Medikamente verstärkt dies noch.

Menschen mit Diabetes können somit nach Alkoholgenuss eine
Unterzuckerung erleiden. Sie kann sich zum Beispiel durch
Schweißausbrüche, Schwäche oder Verhaltensstörungen wie Verwirrtheit
äußern. Bleiben solche und ähnliche Symptome jedoch aus oder bemerken
Betroffene sie im Faschingstrubel nicht, kann eine Unterzuckerung zur
Bewusstlosigkeit führen. Zur Vorbeugung rät Professor Haak: "Wer beim
Feiern Alkohol trinkt, sollte dazu immer auch eine kleine
kohlenhydratreiche Mahlzeit essen". Außerdem sei es notwendig, den
Blutzuckerspiegel öfter zu kontrollieren und die Insulindosis
gegebenenfalls anzupassen. "Daraus ergibt sich, dass Menschen mit
Diabetes so nüchtern bleiben sollten, dass Blutzuckermessen und
Insulinspritzen jederzeit problemlos möglich sind", betont der
Diabetologe. Er empfiehlt auch, mit einer über den Diabetes
informierten Begleitperson feiern zu gehen. Als allgemeine
Alkoholgrenzwerte empfehlen Experten für Frauen nicht mehr als zehn
Gramm Alkohol täglich. Dies entspricht etwa einem achtel Liter Wein
oder einem kleinen Bier. Männer sollten nicht mehr als 20 Gramm
Alkohol täglich konsumieren, was einem viertel Liter Wein oder einem
halben Liter Bier entspricht. Auch bei Süßigkeiten gilt es, Maß zu
halten: "Krapfen und Kamelle enthalten sehr viel Zucker und Fett", so
Professor Haak. Über deren Nährwertangaben informiert eine Liste auf
der Internetseite von diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe.


Mehr Informationen:

Nährwertgehalte für Speisen zur Karnevalszeit



diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist eine gemeinnützige und
unabhängige Dachorganisation, die Menschen mit Diabetes,
Diabetesberater, Ärzte und Forscher vereint. Gemeinsam schaffen wir
Öffentlichkeit für das Thema und vertreten die Interessen der
Menschen mit Diabetes. Wir setzen uns für eine bessere Prävention,
Versorgung und Forschung im Kampf gegen die Volkskrankheit Diabetes
ein. Die Krankheit breitet sich auch in Deutschland rasch aus. 6
Millionen Menschen sind in Behandlung, und jeden Tag kommen fast 1000
Neuerkrankte hinzu.

Gegründet wurde diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe von der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) www.ddg.info und dem Verband
der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD)
www.vdbd.de [1]. Die Selbsthilfe ist innerhalb von diabetesDE durch
die selbstständige Selbsthilfeorganisation Deutsche
Diabetes-Hilfe - Menschen mit Diabetes (DDH-M) www.ddh-m.de vertreten.

[1] http://www.vdbd.de/VDBD/index.php

 * 

Quelle:

diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe, Pressestelle

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: +49 (0)30 201 677-0, Fax: +49 (0)30 201 677-20

E-Mail: presse@diabetesde.org

Internet: www.diabetesde.org
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GENETIK/125: Genetische Ursache für ein seltenes Bluthochdruck-Regulativ entdeckt (idw)


Berliner Institut für Gesundheitsforschung / Berlin Institute of Health
(BIH) - 06.02.2018

Ute Scholl entdeckt genetische Ursache für ein seltenes Bluthochdruck-Regulativ



Vor 25 Jahren wurde bei einer australischen Familie erstmals eine
spezielle erbliche Form des Bluthochdrucks beschrieben, deren genetische
Ursache bisher unentdeckt blieb. Mittels moderner Sequenzierungsmethoden
ist es nun einem internationalen Forscherteam um die BIH Johanna Quandt
Professorin Ute Scholl gelungen, bei dieser und sieben weiteren Familien
eine neue Genmutation nachzuweisen, die für die Entstehung einer
familiären Form von Hyperaldosteronismus verantwortlich ist. Die
Studienergebnisse wurden jetzt im Fachmagazin Nature Genetics
veröffentlicht.

Über eine Milliarde Menschen weltweit sind von Bluthochdruck betroffen.
Dadurch werden Blutgefäße geschädigt, was zur Unterversorgung von Herz,
Nieren und Gehirn führen kann. Mögliche Folgen sind Herzinfarkt,
Nierenversagen und Schlaganfall. Für die Entstehung der Erkrankung spielen
neben Übergewicht, Salz- und Alkoholkonsum auch erbliche Faktoren eine
entscheidende Rolle. In seltenen Fällen wird Bluthochdruck in Familien
durch Mutationen in einem einzigen Gen verursacht. Diese Gene sind meist
an der Regulation des Blutdrucks beteiligt. Mutationen in solchen Genen
können bereits bei Kindern und Jugendlichen zu einem Bluthochdruck führen.
Ute Scholl und ein Team von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus
den USA und Australien haben in einer Studie ein solches Gen
identifiziert. Dafür untersuchten sie eine spezielle und selten
auftretende Form des Bluthochdrucks, den sogenannten familiären
Hyperaldosteronismus Typ II. Bei dieser erblichen Form bildet die
Nebenniere zu viel Aldosteron. Aldosteron ist ein Hormon, das in der Niere
bewirkt, dass Salz und Wasser im Körper zurückgehalten werden. Dadurch
steigt der Blutdruck.

Mutation im CLCN2-Gen verändert Blutdruckregulation

Vor 25 Jahren wurde diese Form des Bluthochdrucks erstmals bei einer
australischen Familie beschrieben. Das Forscherteam untersuchte nun diese
Familie und weitere Patientinnen und Patienten mit Hyperaldosteronismus im
Kindes- und Jugendalter. Acht Familien, einschließlich der großen
australischen Familie, wiesen eine Mutation in einem Gen auf, das bisher
nicht mit der Blutdruckregulation in Zusammenhang gebracht worden war. Das
CLCN2-Gen trägt die Information für den Bau eines Kanals in der
Zellmembran, durch den Chloridionen hindurchwandern können. Solche
Chloridkanäle regulieren in den Nebennierenzellen die Spannung, die über
der Zellmembran anliegt, und steuern die Bildung des Hormons Aldosteron.
Die Mutationen bei Patientinnen und Patienten mit familiärem
Hyperaldosteronismus führen dazu, dass sich die Spannung ändert und zu
viel Aldosteron gebildet wird. Der Blutdruck steigt.

Studienergebnisse ermöglichen Früherkennung und Therapie

"Patienten mit Verdacht auf einen familiären Hyperaldosteronismus und
deren Angehörige profitieren von unseren Studienergebnissen, weil sie sich
künftig auf Mutationen im Gen CLCN2 untersuchen lassen können", sagt die
Erstautorin Ute Scholl. Außerdem sprachen Patientinnen und Patienten der
Studie auf Medikamente an, die bereits zur Behandlung des
Hyperaldosteronismus verwendet werden. "Bei Familien, bei denen ein
familiärer Hyperaldosteronismus Typ II auftritt, ist durch die
Identifizierung der genetischen Ursache nicht nur eine frühere Erkennung
der Erkrankung möglich, sondern auch eine gezielte Behandlung", sagt
Scholl. Als BIH Johanna Quandt Professorin wird Ute Scholl gemeinsam mit
ihrer Arbeitsgruppe die Forschungsarbeiten basierend auf den
Studienergebnissen am Berliner Institut für Gesundheitsforschung
vertiefen. "Wir möchten die Funktion der Chloridkanäle in der Nebenniere
untersuchen", sagt Scholl. "Auch die Regulation der Kanäle möchten wir
besser verstehen, um bessere Behandlungskonzepte entwickeln zu können."

Internationale Zusammenarbeiten brachten den Durchbruch

Die Nature Genetics Publikation* ist das Ergebnis internationaler
Kooperationen. Die Gruppe von Michael Stowasser und Richard Gordon von der
University of Queensland, Australien, haben die große australische Familie
identifiziert und charakterisiert. So konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler CLCN2 als Kandidatengen bestimmen. Zur Bestätigung ihrer
Ergebnisse konnten die Forschenden eine große Kohorte aus dem Labor von
Richard P. Lifton der Yale School of Medicine, USA, verwenden. Die
elektrophysiologischen Arbeiten sind im Labor von Christoph Fahlke am
Forschungszentrum Jülich durchgeführt worden.

Ute Scholl hat eine der drei BIH Johanna Quandt Professuren am Berliner
Institut für Gesundheitsforschung/Berlin Institute of Health (BIH) und der
Charité - Universitätsmedizin Berlin inne. Gefördert wird die W2-Professur
auf Zeit von der Stiftung Charité.


* Ute I. Scholl, Gabriel Stölting, Julia Schewe, Anne Thiel, Hua Tan, Carol
Nelson-Williams, Alfred A. Vichot, Sheng Chih Jin, Erin Loring, Verena Untiet,
Taekyeong Yoo, Jungmin Choi, Shengxin Xu, Aihua Wu, Marieluise Kirchner, Philipp
Mertins, Lars C. Rump, Ali Mirza Onder, Cory Gamble, Daniel McKenney, Robert W. Lash,
Deborah P. Jones, Gary Chune, Priscila Gagliardi, Murim Choi, Richard Gordon, Michael
Stowasser, Christoph Fahlke & Richard P. Lifton. CLCN2 chloride channel mutations in
familial hyperaldosteronism type II. Nature Genetics, 2018. DOI: 10.1038/s41588-018-0048-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1860

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Berliner Institut für Gesundheitsforschung / Berlin Institute of Health (BIH)

Saskia Blank, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/020: Koalitionsvereinbarung - Lösungsansätze für Arzneimittelversorgung bleiben vage (BAH)


Bundesverband der Arzneimittel-Hersteller e.V. - 7. Februar 2018

Koalitionsvereinbarung - Lösungsansätze für Arzneimittelversorgung bleiben vage



Berlin - Die zwischen CDU/CSU und SPD getroffene
Koalitionsvereinbarung enthält kaum konkrete Lösungsansätze, um die
Arzneimittelversorgung auch in Zukunft zu sichern. "Während die
Koalitionsvereinbarung für viele Bereiche konkrete Maßnahmen enthält,
bleibt die Sicherung der Arzneimittelversorgung im Hinblick auf die
großen gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit - den
demografischen Wandel und die Urbanisierung zu Lasten ländlicher
Regionen - im Vagen", kommentiert Dr. Hermann Kortland,
stellvertretender Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes der
Arzneimittel-Hersteller e.V. (BAH), das Ergebnis der Verhandlungen.

Um dem demografischen Wandel zu begegnen, wären zum Beispiel die
Aufhebung des Preismoratoriums und eine Reform des Festbetragssystems
erste wichtige Schritte. "Insbesondere altersgerechte
Darreichungsformen werden in einer älter werdenden Bevölkerung immer
wichtiger. Das Preismoratorium sowie das Festbetragssystem bremsen
solche patientenrelevanten Weiterentwicklungen von Arzneimitteln aber
aus. Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) verfügt mittlerweile
über rekordverdächtige Rücklagen. Da wirken innovationsfeindliche
Zwangsmaßnahmen anachronistisch", ergänzt Kortland.

Bezüglich der Sicherung der Arzneimittelversorgung in ländlichen
Regionen wird ein Lösungsansatz zumindest in Erwägung gezogen.
Kortland: "Wir begrüßen, dass die Sicherstellung der flächendeckenden
und wohnortnahen Arzneimittelversorgung in der Koalitionsvereinbarung
eine Rolle spielt. Das Versandhandelsverbot für
verschreibungspflichtige Arzneimittel ist eine sinnvolle Maßnahme, um
dem Wettbewerbsnachteil gerade der Vor-Ort-Apotheken auf dem Land
gegenüber ausländischen Versandapotheken zeitnah und wirksam zu
begegnen."

Dass der Pharmadialog fortgesetzt werden soll, ist grundsätzlich
positiv zu bewerten. Denn nur in ressortübergreifenden Gesprächen
lässt sich ein gemeinsames Verständnis dafür schaffen, wie eine
Arzneimittelversorgung der Zukunft gestaltet werden kann. "Ein
fortgesetzter Pharmadialog muss in der Politik zur Bereitschaft
führen, die Arzneimittelversorgung wirklich nachhaltig sichern zu
wollen. Er darf nicht in innovationsfeindliche Maßnahmen zur
Kostendämpfung münden", sagt Kortland.

Der Bundesverband der Arzneimittel-Hersteller e.V. (BAH) ist der
mitgliederstärkste Branchenverband der Arzneimittelindustrie in
Deutschland. Er vertritt die Interessen von mehr als 420
Mitgliedsunternehmen, die in Deutschland ca. 80.000 Mitarbeiter
beschäftigen. Das Aufgabenspektrum des BAH umfasst sowohl die
verschreibungspflichtigen als auch die nicht verschreibungspflichtigen
Arzneimittel sowie die stofflichen Medizinprodukte.

Unter www.bah-bonn.de gibt es mehr Informationen zum BAH.

 * 

Quelle

Geschäftsstelle Berlin

Bundesverband der Arzneimittel-Hersteller

Friedrichstraße 134, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 308 75 96-0, Fax: 030 / 308 75 96-0

Internet: www.bah-bonn.de
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BILDUNG/385: Hamburg - Schulung. Engagement für alleinstehende ältere Menschen (Alzheimer Gesellschaft Hamburg)


Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 5. Februar 2018

Schulung für Wohn-PatInnen



Sie möchten sich bürgerschaftlich engagieren für ältere Menschen, die
keine Angehörigen haben?

Dann werden Sie Wohn-PatIn, nehmen Sie teil an einer kostenlosen
Schulung und besuchen Sie regelmäßig Alleinstehende.

Die nächste Schulung beginnt am 28.02.2018

Ort: Altona

Max-Brauer-Allee 50

Zeit: 20 Unterrichtseinheiten

Kosten: Den Teilnehmern der Schulung entstehen keine Kosten.

Anmeldung und Information:

Sabine Wannags, Anya Freese

Tel.: 040 - 68 91 36 25, info@alzheimer-hamburg.de

 * 

Diagnose Demenz? Wir helfen Ihnen!

Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. ist als
Selbsthilfeorganisation für Menschen mit einer Demenz und ihre
Angehörigen seit über 20 Jahren in der Beratung, Begleitung und
Unterstützung von Erkrankten und Angehörigen tätig. Mit derzeit 13
Gesprächsgruppen für Angehörige in verschieden Stadtteilen in Hamburg
ist unsere Arbeit regional und wohnortnah ausgerichtet. Ziel ist es,
Erkrankte und Angehörige unter Aufnahme ihrer individuellen Situation
zu informieren, zu begleiten und zu entlasten. Ein wesentlicher Punkt
dabei ist es, Angehörige mit anderen Angehörigen in Kontakt zu
bringen. Neben unterstützenden Hilfen ist gerade der Kontakt und
Austausch mit Gleichbetroffenen für pflegende Angehörige sehr
hilfreich, um Tipps, Mut und Kraft in der neuen Lebenssituation zu
erhalten.

Über die Information zu Demenzerkrankungen, Hinweisen zum Umgang mit
den Erkrankten und Entlastungsangeboten in Hamburg hinaus, stehen die
telefonische und persönliche Begleitung von Angehörigen und Erkrankten
in Einzelgesprächen, Kursen und Gesprächsgruppen im Mittelpunkt
unserer Arbeit. Ergänzt wird dies durch spezielle Angebote für
Menschen mit beginnender Demenz und ehrenamtliche Betreuungs- sowie
Freizeit- und Urlaubsangebote für Erkrankte und Angehörige.

 * 

Quelle:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

Presseinformation vom 5. Februar 2018

Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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LABEL/4821: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 07.02.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
6. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch den nächsten Vorboten auf Felix
Jaehns erstes Album "I": Die Single "Cool" feat. Marc E. Bassy und
Gucci Mane verkürzt die Wartezeit auf das 25-Tracks umfassende Debüt
des Superstars. "I" erscheint am 16. Februar.

Außerdem in den News: Jonas Monar mischt bei den Olympischen
Winterspielen mit, Schwedens Shootingstar Alex Aris veröffentlicht
seine erste Single, Naaz legt ihre Single "Loving Love" vor und Kurt
Krömer präsentiert "Heute stimmt alles" auf CD, DVD, Blu-ray und als
limitierte Fan-Box.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Felix Jaehn präsentiert seine neue Single "Cool" feat. Marc E.
Bassy und Gucci Mane ++ Debütalbum "I" erscheint am 16. Februar

Mit "Cool" veröffentlicht Felix Jaehn am 09. Februar die neueste
Single aus seinem lang erwarteten Debütalbum "I", das am 16. Februar
erscheint. Der Song wartet mit zwei hochkarätigen Feature-Gästen auf:
US-Rap-Legende Gucci Mane und Singer-Songwriter-Shootingstar Marc E.
Bassy!

Mit seinem treibenden Beat, den fetten Basslines und Bläser-Sections
bringt Felix Jaehn auf dem Song den urbanen Sound der Stunde. Klar,
dass Atlantas Finest Gucci Mane sofort dabei war und eine seiner
legendären Rap-Strophen beisteuerte. Ebenfalls mit von der Partie ist
Marc E. Bassy, der zuletzt an der Seite von G-Eazy die Charts
unsicher gemacht hat. Das R&B-Talent aus der Bay Area singt
normalerweise nur seine eigenen Songs - aber, weil er sich so sehr in
der Story von "Cool" wiedergefunden hat, machte er extra für Felix
eine Ausnahme.

"Cool" ist der nächste Vorbote auf Felix Jaehns Debütalbum "I". Die
Fangemeinde rund um den Globus wartet bereits sehnsüchtig auf das
erste Album des Superstars. Über 1,5 Milliarden Streams stehen bisher
in seiner beeindruckenden Bilanz - zudem gab es internationale
Gold- und Platinauszeichnungen und etliche Top-Positionen in den
Charts weltweit. Anlässlich der Veröffentlichung von "I" geht Felix
Jaehn auf Welttournee und wird auch in Deutschland seine Megahits
präsentieren.

www.facebook.com/FelixJaehnMusic

www.twitter.com/FelixJaehn

www.instagram.com/felixjaehn

www.youtube.com/user/felixjaehn

www.universal-music.de/felix-jaehn


Jonas Monar begleitet die ARD-Übertragungen von den
Olympischen Winterspielen und den Paralympics in Pyeongchang mit
seinen Songs "Nie zu Ende" und "Held"

Am 9. Februar fällt mit der Eröffnungsfeier der Startschuss für die
Olympischen Winterspiele 2018 in der südkoreanischen Stadt
Pyeongchang. Zum 23. Mal findet das sportliche Großereignis statt und
wird, wie immer, auch im Ersten zu verfolgen sein. Unter dem Motto
"Passion.Connected" werden Athleten aus aller Welt in 15
verschiedenen Sportarten gegeneinander antreten und um die begehrten
Medaillen kämpfen.

Das Erste wird vom 9. bis zum 28. Februar jeden zweiten Tag die
Wettkämpfe in Pyeongchang übertragen, musikalisch unterstützt vom
Newcomer Jonas Monar, dessen Song "Nie zu Ende" der offizielle
ARD-Olympia-Song sein wird. Im Anschluss an die Olympischen
Winterspiele folgt die Übertragung der Paralympics, die vom 9. bis
18. März ebenfalls in der südkoreanischen Metropole stattfinden
werden. Auch hier wird Jonas Monar eine Rolle spielen: Sein Titel
"Held" ist der offizielle Song für die Paralympics-Übertragungen im
Ersten.

Jonas selbst freut sich auch schon auf die anstehenden Großereignisse
und sagt: "Es ist eine riesige Ehre für mich, dass meine Songs "Nie
zu Ende" und "Held" quasi kleine Hymnen der Olympischen Winterspiele
und der Paralympics sind. Ich bin großer Sportfan und bewundere
Wintersportler für ihre unglaublichen Leistungen. Als Kind habe ich
schon immer Skispringen, Abfahrt und Biathlon mit meinem großen
Bruder geschaut - wirklich unglaublich, dass ich mit meiner Musik
jetzt einen Teil zu dieser riesigen Veranstaltung beitragen kann.
Hoffentlich motivieren meine Songs unsere Sportler ein wenig."

Jonas wird seinen Song "Nie zu Ende" in den kommenden Tagen mehrfach
live im deutschen Fernsehen präsentieren. Die Termine:

08. Februar 2018 - BR Abendschau, 18:00 Uhr

09. Februar 2018 - ARD Morgenmagazin, 05:30 Uhr

13. Februar 2018 - rbb zibb, 18:30 Uhr

http://www.universal-music.de/jonas-monar/home


Schwedens Shootingstar ALEX ARIS veröffentlicht seine
Single "Wrong Love"

Keine Angst vor großen Melodien! Das sagt der schwedische Sänger und
Musiker Alex Aris über seinen sofort mitreißenden Urban-Pop-Sound.
Nachdem er auf millionenfach gestreamten Kollaborationen mit David
Guetta, Lindsey Stirling oder Steve Angello bereits als gefeierter
Feature Gast zu hören war, präsentiert sich der in Stockholm
beheimatete Twenty-Something 2018 als einer der spannendsten Must
Watch-Artists des Jahres. Mit dem Singletrack "Wrong Love" legt der
charismatische Skandinavier nun sein catchy Solodebüt vor. "Wrong
Love" erscheint am Freitag und ist dann ab sofort im deutschen Radio
zu hören.

"Wrong Love" ist ein sofort ins Blut gehender, tanzbarer und höchst
clubtauglicher Urban-Lovesong, wie er sich wahrscheinlich jedes
Wochenende hunderttausendfach in den Metropolen dieser Welt abspielt.
Eine Situation, die wohl jeder schon einmal durchgemacht hat: "Es
geht um jemanden, der sich ständig in die falschen Leute verliebt",
erklärt Alex.

Stilistisch inspiriert von großer, ikonischer Pop-History der frühen
80er Jahre einerseits, sowie modernen Urban-Pop-Acts wie Robyn auf
der anderen Seite, verbindet Alex Aris seine Einflüsse zu einem
manchmal funky nach vorne gehenden, manchmal
träumerisch-melancholischen, manchmal auch zurückgelehnt-coolen
Hybrid-Mix, mit dem er perfekt den Zeitgeist dieser Tage einfängt.


Naaz veröffentlicht neue Single "Loving Love" ++ Debüt-EP
"Bits of Naaz" kommt im April

Auf dem Radar von The FADER, The Line of Best Fit & Co. landete sie
schon vor Monaten, dabei kommt ihre offizielle Debüt-EP erst in
diesem Jahr: Die junge kurdischstämmige Holländerin Naaz knüpft
dieser Tage mit der neuen Single "Loving Love" an den erfolgreichen
Vorgänger "Words" an und liefert zugleich eine weitere Facette ihrer
selbstproduzierten Debüt-EP "Bits of Naaz", die im April erscheinen
wird. Der neue Track "Loving Love" ist ab dem 12. Februar bei allen
Streaming- und Download-Partnern erhältlich.

Wie schon bei "Words", geht es der 19-jährigen Naaz um Vielfalt und
um Akzeptanz - und zwar in Sachen Liebe: "Zu lieben, das ist so
alt wie die Menschheit selbst, aber heute sollten wir's auf moderne
Art tun: man darf das oder die oder den lieben, den man nun mal
gerade liebt. Überholte Regeln sind egal, Ethnizität, Herkunft,
Geschlecht, ja selbst der Popularitätsgrad des anderen spielt
keinerlei Rolle. 'We're anciently new school, loving love like we're
supposed to'. Lasst uns zusammen dafür sorgen, die Liebe wieder cool
zu machen, okay?"

"Make love cool again" lautet denn auch ihr aktuelles Motto, das sie
zugleich mit der kommenden EP "Bits of Naaz" - betitelt nach ihren
Social Media Kanälen - vertont. Die EP erscheint im April.


Kurt Krömer veröffentlicht sein Kult-Programm "HEUTE STIMMT
ALLES" auf CD, DVD, Blu-ray und als limitierte Fan-Box

Heute stimmt alles? Auch bei Krömer? Berlins Exportschlager Nummer
Eins liebt es auf der Bühne. Vor allem auch dann, wenn die Show aus
dem Ruder läuft und das pure Chaos ausbricht. Der mit dem
Grimme-Preis ausgezeichnete Berliner Krömer garantiert mit
Schlagfertigkeit und bietet 100% puren Spaß und feinste Unterhaltung.
Ungekürzt. Stimmt.

Bereits seit 2015 tourt Kurt Krömer ununterbrochen mit seinem
Comedy-Programm "Heute stimmt alles" durch Deutschland. Eine Show
nach der anderen ist restlos ausverkauft. Kein Wunder, bei Kurt
Krömer erwarten dich purer Spaß und beste Unterhaltung.

Die ungekürzte Show erscheint am 09.02. auf DVD, BluRay, CD und als
limitierte Fanbox.

https://www.universal-music.de/kurt-kroemer

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Siw Inger / Komm und spiel mit mir / 09. Februar 2018

Kurt Krömer / Heute Stimmt Alles / 09. Februar 2018

Haze / Die Zwielicht LP / 16. Februar / 2018

Felix Jaehn / I / 16. Februar 2018

Punch Arogunz / Frontal (Re-Release)/ 16. Februar 2018

Punch Arogunz / Carnivora (Re-Release)/ 16. Februar 2018

Punch Arogunz / Blinde Wut Mixtape (Re-Release) / 16. Februar 2018

Various Artist / The Legacy Collection: Beauty and the Beast (OST) / 09.03.2018

Götz Alsman / Paris - New York - Rom (Die Blue Note Trilogie) / 16. März 2018

Beatrice Egli / Wohfühlgarantie / 16. März 2018

Rea Garvey / NEON / 23. März 2018

Various Artist / A Wrinkle in Time (OST) / 23. März 2018

Various Artist / Rapunzel: Die Serie / 23. März 2018

Singles

Alex Aris / Wrong Love / 09. Februar 2018

Beatrice Egli / Mein Ein und Alles / 09. Februar 2018

Rea Garvey / Hometown / 09. Februar 2018

Gzuz / Was hast du gedacht / 09. Februar 2018

Celestal feat. Rachel Pearl, Grynn / Old School Romance / 09.02.2018

Felix Jaehn feat. Marc E. Bassy, Gucci Mane / Cool / 09. Februar 2018

Hearts & Colors / Too Many Friends / 16. Februar 2018

Asbjørn / Nothing 2 Lose / 23. Februar 2018

Gia Koka / ASAP / 23. Februar 2018

Laing / Nieselregen / 23. Februar 2018

Verrückte Hunde / Immun / 23. Februar 2018

Rojas / Letzter Tag / 23. Februar 2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli

07.02.2018 - 08.02.2018 / 15:10 Uhr / ARD / Sturm der Liebe 

09.02.2018 / 20:15 Uhr / BR / Schlager und Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty 

24.02.2018 / 15:10 Uhr / rbb / Die große Show der Träume (Wiederholung vom 08.08.2015)

Felix Jaehn

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

23.02.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Glasperlenspiel

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

Jonas Monar

08.02.2018 / 18:00 Uhr / BR / Abendschau

09.02.2018 / 07:50 Uhr / ARD / Morgenmagazin

13.02.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

Julia Engelmann

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Kerstin Ott

09.02.2018 / 20:15 Uhr / BR / Schlager und Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty

Natia Todua

22.02.2018 / 20:15 Uhr / ARD / ESC Vorentscheid

Niila

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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LABEL/4820: Universal Music International Presse-Newsletter - 07.02.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 6. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch eine ganz besondere
Album-Compilation: "Black Panther The Album" wurde von Rap-Superstar
Kendrick Lamar kuratiert und liefert perfekte Sounds für den
Marvel-Blockbuster "Black Panther", der am 15. Februar in die
deutschen Kinos kommt. Das Video zu "All The Stars" feierte gerade
Weltpremiere und wird von Fans und Kritikern bejubelt.

Ein weiterer Soundtrack wird ebenfalls sehnsüchtig erwartet: Zum
dritten Teil von "Fifty Shades Of Grey" gibt es den heißesten
Soundtrack des Jahres u.a. mit Liam Payne & Rita Ora!

Außerdem in den News: Brian Fallon veröffentlicht sein zweites
Soloalbum, X Ambassadors stellen ihre erste Single aus dem neuen
Album vor und Sting & Shaggy präsentieren das Video zu "Don't Make Me
Wait".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine
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Neuigkeiten

Kendrick Lamar präsentiert "Black Panther The Album" zum neuen
Marvel-Kinoblockbuster

Gut ein halbes Jahrhundert nach seinem Debüt in den Marvel-Comics im
Jahr 1966 bekommt mit "Black Panther" der erste afro-amerikanische
Superheld einen eigenen Kinofilm. Den Soundtrack kuratierte Kendrick
Lamar und lieferte zusammen mit Shootingstar SZA zugleich den ersten
exklusiven Vorboten "All The Stars". Der Clip wird im Netz bereits
heftig als "Video des Jahres" gefeiert. Zudem erschien jetzt der
gemeinsame Track "Pray For Me" von The Weeknd und Kendrick Lamar. Am
Freitag erscheint "Black Panther The Album".

"Black Panther The Album" ist kein klassischer Soundtrack, sondern
ein vom Film inspiriertes Compilation-Album, das Kendrick Lamar und
Top Dawg höchstpersönlich zusammengestellt haben. Mit dabei sind
neben Kendrick Lamar, SZA und The Weeknd u.a. James Blake, Vince
Staples, Schoolboy Q, 2Chainz u.v.a. "Black Panther The Album"
erscheint am 9. Februar, der Kinofilm startet am 15. Februar in den
deutschen Kinos. Perfektes Timing, denn am selben Tag starten
Kendrick Lamar seine Deutschland-Tour!

KENDRICK LAMAR live

Support: James Blake

15.02.2018 Frankfurt, Festhalle

22.02.2018 Köln, Lanxess Arena

05.03.2018 Berlin, Mercedes-Benz Arena


OST Fifty Shades of Grey - Befreite Lust - Der heißeste
Soundtrack des Jahres erscheint am 09. Februar

Das Finale der Trilogie "Fifty Shades of Grey" kommt am 08. Februar
in die deutschen Kinos - und der heißeste Soundtrack des Jahres
erscheint genau einen Tag darauf. Für alle Fans der
Bestseller-Verfilmung hat eine perfekte Woche mit der Premiere in
Paris am gestrigen Montag (06.02.) begonnen. "Fifty Shades Of Grey -
Befreite Lust" startet offiziell am Donnerstag. Und da wäre ja noch
der Soundtrack zum Blockbuster, der wie auch die Vorgänger mit den
heißesten Songs, Künstlern und Bands für ein absolutes Highlight
sorgt!

Die wundervolle Rita Ora liefert gemeinsam mit Liam Payne den
Titeltrack "For You" ab und schafft damit das perfekte Doppel, denn
die Britin spielte bereits in den ersten beiden Teilen Geheimes
Verlangen und Gefährliche Liebe die Schwester von Protagonist
Christian Grey. Wer die Bücher gelesen hat weiß: In der Rolle der Mia
Grey erlebt sie im letzten Teil der Trilogie Dramatisches.

Das ist der Soundtrack von Fifty Shades Of Grey - Befreite Lust:

  1. "Capital Letters" - Hailee Steinfeld x BloodPop

  2. "For You (Fifty Shades Freed)" - Liam Payne & Rita Ora 

  3. "Sacrifice" - Black Atlass feat. Jessie Reyez 

  4. "High" - Whethan & Dua Lipa

  5. "Heaven" - Julia Michaels

  6. "Big Spender" - Kiana Ledé feat. Prince Charlez 

  7. "Never Tear Us Apart" - Bishop Briggs

  8. "The Wolf" - The Spencer Lee Band

  9. "Are You" - Julia Michaels

10. "Cross Your Mind" - Sabrina Claudio

11. "Change Your Mind" - Miike Snow

12. "Come On Back" - Shungudzo 

13. "I Got You (I Feel Good)" - Jessie J

14. "Ta Meilleure Ennemie (Pearls)" - Samantha Gongol (of Marian Hill) feat. Juliette Armanet

15. "Deer In Headlights" - Sia

16. "Diddy Bop" - Jacob Banks & Louis the Child

17. "Love Me Like You Do (Fifty Shades Freed Version)" - Ellie Goulding

18. "Freed" - Danny Elfman

19. "Seeing Red" - Danny Elfman

20. "Maybe I'm Amazed" - Jamie Dornan 

21. "Cross Your Mind (Spanish Version)" - Sabrina Claudio 

22. "Pearls" - Samantha Gongol (of Marian Hill)


Brian Fallon veröffentlicht zweites Soloalbum

"Sleepwalkers" ++ Live-Tournee

Als Frontmann von The Gaslight Anthem gelang es ihm, Punkrock und
Americana so miteinander zu verbinden, als seien sie schon immer eins
gewesen. Mit seinem Debüt "Painkillers" bewies er, dass diese
Quintessenzen auch auf Solopfaden geblieben sind. Jetzt legt Brian
Fallon sein zweites Soloalbum vor: "Sleepwalkers" erscheint am
Freitag!

Auf dem leichtfüßigen Vorab-Track "Forget Me Not" folgte der
Motown-inspirierte Song "If Your Prayers Don't Get To Heaven", der
melancholisch-sanfte "See You On The Other Side" und nun der vierte
Vorbote "My Name Is The Night". Das zweite Album entstand in
Zusammenarbeit mit einem alten Bekannten: Ted Hutt produzierte
bereits The Gaslight Anthems "The '59 Sound", mit dem die Band 2008
ihren Durchbruch hatte.

The Gaslight Anthem-Fans erster Stunde dürfen sich über rauere
Vocalparts, Claps und Sing-Along-Refrains freuen. Und das ist noch
nicht alles, denn Ende Februar startet Brian Fallon seine
Deutschland-Tour und wird "Sleepwalkers" live vorstellen:

28. Februar 2018: Köln; Live Music Hall

01. März 2018: Berlin, Astra Kulturhaus

03. März 2018: Nürnberg, Löwensaal

04. März 2018: München, Theaterfabrik

http://www.universal-music.de/brian-fallon/home


Sting & Shaggy präsentieren Video zu "Don't Make Me
Wait"

Sting und Shaggy machen gemeinsame Sache und präsentieren ihre Single
"Don't Make Me Wait"! Jetzt veröffentlichen die beiden Ikonen das
Video zu "Don't Make Me Wait" und bringen nicht nur das
Sommerfeeling, sondern machen Lust auf ihr kommendes, gemeinsames
Album "44/876", das am 20. April erscheint und ab sofort vorbestellt
werden kann.

Produziert wurden "Don't Make Me Wait" sowie die gesamten Sessions
der beiden Legenden von Shaggys langjährigem Produzenten Sting
International (Shaun Pizzonia), der u.a. bei den Megahits "It Wasn't
Me," "Angel," "Boombastic" und "Oh Carolina" hinter den Reglern
stand. Wie es zu der ungewöhnlichen Zusammenarbeit auf Jamaika kam?
Sting war im vergangenen Jahr zu Gast auf der Karibik-Insel und
jammte gemeinsam mit dem gebürtigen Jamaikaner Shaggy im Studio. Die
Idee war, Songs zu kreieren, die die Liebe zu Jamaika, den Menschen
und ihrer Kultur widerspiegeln würden. Und natürlich sollte der Spaß
bei den Sessions nicht zu kurz kommen.


X Ambassadors mit offizieller erster Single "Don't Say" aus
ihrem kommenden Album "Joyful"

Letzte Woche präsentierten X Ambassadors bereits einen ersten Track -
"Joyful" - aus ihrem kommenden Album. Am Freitag erschien die erste
offizielle Single "Don't Say" aus dem neuen Werk.

Das neue Album "Joyful" entstand direkt im Anschluss an ihre über
zwei Jahre dauernde Welttournee. X Ambassadors-Frontmann Sam Harris
über den kreativen Prozess: "Wir waren gerade von unserer zwei Jahre
dauernden Tour nach Hause zurückgekehrt. Mein Körper war fragil, mein
Geist war ein Durcheinander und mein Herz war von jemanden gebrochen
worden, der mir viel bedeutet hat. Also habe ich mich in die Arbeit
gestürzt, auf der Suche nach etwas, dass mir mich wieder
runterbringen würde." Man darf gespannt sein, was die X Ambassadors
noch alles für Sounds und Songs kreiert haben für ihr neues Kapitel.
Vom Touren verabschieden sie sich aber definitiv nicht und sind bald
bei uns zu sehen.

X AMBASSADORS live

23.03.2018 Köln, Die Kantine

24.03.2018 Hamburg, Gruenspan

26.03.2018 Berlin, Columbia Theater

http://www.universal-music.de/x-ambassadors/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Brian Fallon / Sleepwalkers / 09.02.2018

Various Artists / OST Fifty Shades Of Grey - Befreite Lust / 09.02.18

Various Artists / Black Panther The Album / 09.02.2018

Alex Aiono / Fanzine / 16.02.2018

OneRepublic / OneRepublic: Live in South Africa (DVD,Blu-ray,Download) /23.02.18

Tory Lanez / Memories Don't Die / 02.03.2018

Calum Scott / Only Human / 09.03.2018

Her / Her / 30.03.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Catalogue

Robert Plant And The Sensational Space Shifters / Live At David Lynch's Festival Of Disruption (DVD) / 09.02.2018

I'm With Her / See You Around (CD) / 16.02.2018

Jamie T / Kings & Queens (LP) / 16.02.2018

Jamie T / Panic Prevention (LP) / 16.02.2018

Joe Henderson, Alice Coltrane / The Elements (Ltd. Edt. LP) / 16.02.2018

Van Morrison / In Concert (Live At The BBC Radio Theatre, London / 2016) (DVD, Blu-Ray) / 16.02.2018

Van William / Countries (LP) / 16.02.2018

2Pac / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 16.02.2018

The Doors / Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD, Blu-Ray, DVD+CD) / 23.02.2018

Various Artists / Concert For George (Royal Albert Hall, London 2002) (2CD, CD+Blu-Ray, CD+DVD, 4LP) / 23.02.2018

Isaac Hayes / Black Moses (2LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Hot Buttered Soul (LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Shaft (Music From The Soundtrack) (2LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (25th Anniversary Edition) (LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (Ltd. Coloured Edition) (2LP) / 02.03.2018

UB40 featuring Ali, Astro & Mickey / A Real Labour Of Love (CD, 2LP) / 02.03.2018

Various Artists / Stax Singles, Vol. 4: Rarities & The Best Of The Rest (6CD Box) / 02.03.2018

2Pac / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 02.03.2018

Iggy Pop, Joshua Homme / American Valhalla (DVD) / 09.03.2018

Nico / Chelsea Girl (LP) / 09.03.2018

The Offspring / Ixnay On the Hombre (20th Anniversary Coloured Vinyl) / 09.03.2018

The Velvet Underground / 1969 (LP) / 09.03.2018

Andrew Lloyd Webber / The Platinum Collection (2CD, 4CD) / 16.03.2018

Keane / Perfect Symmetry (LP) / 16.03.2018

Keane / Under The Iron Sea (LP) / 16.03.2018

Muddy Waters / I Can't Be Satisfied (2CD) / 16.03.2018

Rory Gallagher / diverse CDs & LPs / 16.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 16.03.2018

Jordan Davis / Home State (CD) / 23.03.2018

 * 


TV-Termine

Calum Scott

08.03.2018 / 05:30 Uhr / ARD Moma / ARD

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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KLASSIK/10044: Bonn - Neujahrskonzert des Shanghai Chinese Orchestra am 17. Februar 2018


Chinesisches Neujahrskonzert im Opernhaus



BONN - Unter der musikalischen Leitung von Wang Fujan gibt das
Shanghai Chinese Orchestra am Samstag, 17. Februar 2018, um 19.30 Uhr
ein Neujahrskonzert im Opernhaus Bonn.

Das große chinesische Neujahrskonzert ist mittlerweile eines der
erfolgreichsten Konzertformate weltweit. Jeweils zu Beginn des neuen
Jahres präsentiert ein traditionelles Orchester Kostproben der
chinesischen Musiktradition auf einer Tournee durch europäische
Städte.

Am Samstag, 17. Februar, ist das Shanghai Chinese Orchestra im Bonner
Opernhaus zu Gast, um das Sternzeichen des Hundes zu feiern. Von den
Klängen der Pferdekopfgeige aus der Mongolei bis zu den kantonesischen
Melodien der Gaohu - die Musiker nehmen ihr Publikum mit auf eine
musikalische Reise durch das Reich der Mitte, bei der sowohl
traditionelle Musik als auch zeitgenössische Werke erklingen. Ein
Moderator führt das Publikum durch das Konzertprogramm, stellt die
Soloinstrumente vor und erläutert die Hintergründe der Werke.

Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Januar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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POP-ROCK/5239: Wiesbaden - Hanne Kah und Band, Start der "Walking forward Tour" am 16.2.


Theater im Pariser Hof Wiesbaden

HANNE KAH - LIVE KONZERT

"Walking forward Tour 2018"

Datum: Fr., 16. Februar 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 16 Euro (ermäßigt 11 Euro)



Endlich geht es wieder auf Tour für die junge Musikerin Hanne Kah und
ihre Band. Die Auftaktveranstaltung der "Walking forward Tour" startet
die Mainzerin am 16. Februar 2018 auf den Brettern des Theaters im
Pariser Hof.

Hanne Kah ist unter Anderem mit dem Rebellensong "The Hanging Tree" aus
dem Film die Tribute von Panem" bekannt geworden, den sie gemeinsam mit
dem Hollywood-Komponisten James Newton Howard und dem Czech National
Symphony Orchestra am 01. Dezember 2017 in der Jahrhunderthalle
Frankfurt performen durfte.

Hanne Kah ist eine junge Musikerin aus Mainz, deren Musikstil sich als
Folk mit Einflüssen aus den Bereichen Rock, Pop und Country
beschreiben lässt.

Die Songs fließen aus der eigenen Feder und sind getragen von Gesang
und Gitarre, ein Wechselspiel aus berührenden, ruhigen Tönen und
mitreißenden, rockigen Sounds.

Seit 2009 ist Hanne Kah auf den Bühnen Deutschlands und Europas
unterwegs. Ein persönlicher Traum erfüllte sich für Hanne Kah mit dem
Support für die amerikanische Sängerin Terra Naomi. Gigs gab es in den
letzten Jahren mit Alin Coen & Band, ELAIZA, Gregor Meyle, Stanfour
und Kate Ryan.

Weitere Höhepunkte waren die gemeinsamen Auftritte mit Nena bei den
Mainzer Sommerlichtern 2016, mit Andreas Bourani in Frankfurt sowie
mit Axel Prahl, Judith Holofernes und Marla Glen beim Inselleuchten
Marienwerder Festival.

Zum zweiten mal stellt die Band ihre Musik im Theater im Pariser Hof
vor und startet von dort aus ihre Tour 2018.

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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AUSLAND/8610: Aus aller Welt - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Oppositionsführerin Pelosi kritisiert Haushaltskompromiß

Die US-Demokratin Nancy Pelosi hat in einer achtstündigen Rede im
Kongreß für ein Einwanderungsgesetz für Migrantenkinder gekämpft.
Dabei geht es um ein Bleiberecht für rund 700.000 Migranten, die als
Kinder illegal mit ihren Eltern in die Vereinigten Staaten gekommen
sind. Die 77jährige Chefin der demokratischen Abgeordneten übte
scharfe Kritik an dem vom Senat erzielten Haushaltskompromiß, der für
die nächsten zwei Jahre erhebliche Mehrausgaben vorsieht, das
Schicksal der sogenannten Dreamer aber ausklammert.

8. Februar 2018
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JUSTIZ/8610: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia bei Homburger Bürgermeister Klaus Roth

Die saarländische Stadt Homburg wird von einem Skandal ihrer
Verwaltung erschüttert. Der stellvertretende Bürgermeister Klaus Roth
(CDU) steht im Verdacht der Untreue und des Betrugs.
Korruptionsermittler von Polizei und Staatsanwaltschaft durchsuchten
Roths Wohnung und seine Diensträume im Rathaus. Der 54jährige soll
Aufträge an Firmen vergeben haben, wobei die Auftragssumme über
Umwege an ihn persönlich zurückgeflossen sein soll. Gegen
Oberbürgermeister Rüdiger Schneidewind (SPD) wurde am Wochenende
Anklage wegen Untreue erhoben. Nach Angaben der Staatsanwaltschaft
soll er der Stadt einen Schaden von 100.000 Euro beigebracht haben.
Auch gegen Schneidewinds Amtsvorgänger Karlheinz Schöner (CDU) wird
ermittelt. 

8. Februar 2018
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MILITÄR/8606: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anti-IS-Koalition greift regierungstreue Truppen in Syrien an

Die von den USA angeführte Anti-IS-Koalition hat Luftangriffe gegen
regierungstreue Truppen im Osten Syriens geflogen. Dabei sollen
Dutzende Kämpfer getötet worden sein. Nach Darstellung der
amerikanischen Regierung war der Angriff eine Reaktion auf eine
Attacke der syrischen Regierungskämpfer auf Stellungen der Syrischen
Demokratischen Kräfte (SDF) in Deir Essor. Bei den SDF handelt es
sich um ein kurdisch-arabisches Bündnis, das von den mit den USA
verbündeten kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) dominiert
wird, die derzeit von der Türkei in Nordwestsyrien angegriffen
werden.

8. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8608: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



CSU billigt Koalitionsvertrag

Als erste Partei hat die CSU den am Mittwoch vorgelegten
Koalitionsvertrag gebilligt und damit den Weg für eine neue
Regierungsallianz aus Union und SPD freigemacht. Die Schwesterpartei
CDU wird am 26. Februar auf einem Parteitag in Berlin über den
Koalitionsvertrag abstimmen. Ob die in der SPD umstrittene Neuauflage
von Schwarz-Rot zustande kommt, entscheiden in den nächsten Wochen die
rund 440.000 Parteimitglieder. Das Ergebnis dieses Entscheids soll am
4. März feststehen.

8. Februar 2018
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SONSTIGES/8607: Tragisches und Kurioses - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehrspurige Straße in China eingestürzt

In der Industriemetropole Foshan in der südchinesischen Provinz
Guangdong sind mindestens acht Menschen beim Einsturz einer
achtspurigen Straße ums Leben gekommen. Nach Angaben der
Stadtverwaltung werden noch drei Menschen vermißt. Das Unglück wurde
demnach durch eindringendes Wasser in einer darunter liegenden
U-Bahn-Baustelle verursacht.

8. Februar 2018
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WISSENSCHAFT/7692: Aus Forschung und Technik - 08.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Asteroid kommt der Erde näher als der Mond

Ein erst vor wenigen Tagen entdeckter Asteroid soll am Freitag in
einem sehr geringen Abstand an der Erde vorbeifliegen. Wie die
amerikanische Luft- und Raumfahrtbehörde NASA mitteilte, wird der
Himmelskörper namens 2018 CB sich unserem Heimatplaneten bis auf
64.000 Kilometer nähern. Diese Entfernung entspricht weniger als
einem Fünftel der Strecke zwischen Erde und Mond. Die Größe des
kosmischem Brockens wird auf 15 bis 40 Meter geschätzt. Eine Gefahr
für die Erde stellt 2018 CB laut NASA-Angaben nicht dar. Als ein etwa
20 Meter durchmessender Meteorit im Jahr 2013 in die Erdatmosphäre
eindrang und über der russischen Stadt Tscheljabinsk explodierte,
wurden durch die Druckwelle Tausende Gebäude beschädigt und rund
1.500 Menschen durch Glassplitter verletzt.

8. Februar 2018
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AUSLAND/7705: Aus aller Welt - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Chinesische Polizisten testen Brillenkameras zur Gesichtererkennung

In der chinesischen Provinzhauptstadt Zhengzhou testen Polizisten
Sonnenbrillen, die mit Kameras zur Personen- und
Paßbildidentifikation ausgestattet sind. Davon berichtete unter
anderem das Wall Street Journal. Aufnahmen der Brillenkameras können
in kürzester Zeit mit einer Datenbank abgeglichen werden. Die
chinesische Regierung strebt an, einen Abgleich binnen drei Sekunden
mit den Daten aller 1,3 Milliarden Bürger des Landes durchführen zu
können.

In der Volksrepublik wird seit Jahren ein Bewertungssystem für
sämtliche Chinesen entwickelt. Computerprogramme vergeben z. B. für
Verhalten am Arbeitsplatz und im Privatleben oder auch in Gelddingen
Punkte. Ist die Punktezahl zu niedrig, können die Betroffenen unter
anderem von der Nutzung von Verkehrsmitteln oder auch von Ausbildung
und Beruf ausgeschlossen werden. Parallel dazu wird in China das
dichtestes Kameraüberwachungssystem aufgebaut. Bis 2020 sollen zu den
schätzungsweise 170 Millionen Videokameras im öffentlichen Raum rund
400 Millionen weitere hinzukommen. Viele Kameras füttern mit ihren 
Aufnahmen Künstliche Intelligenzen, die unter anderem auf 
Gesichtserkennung spezialisiert sind.

8. Februar 2018
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GESUNDHEIT/7666: Medizin und Gesundheitswesen - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Britische Notaufnahmen total überrannt

Einst war das britische Gesundheitswesen weltweit vorbildlich. Davon
kann heute nicht mehr gesprochen werden. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, müssen immer mehr Schwerkranke in britischen Notaufnahmen 
stundenlang auf ein Bett warten. Das geht aus den Daten des 
staatlichen Gesundheitsdienstes NHS (National Health Service) hervor. 
Nach diesen mußte sich fast jeder fünfte Schwerkranke - 81.000 von 
390.000 Patienten - im Januar mehr als vier Stunden gedulden, bis er 
ein Bett bekam. Über 1000 Patienten mußten in Fluren von Notaufnahmen 
auf Krankentragen sogar mehr als zwölf Stunden warten. Und damit nicht 
genug: Zehntausende Operationen mußten in den letzten Wochen 
gestrichen worden, weil es an Betten und Personal fehlte. Auch Herz- 
und Krebspatienten waren davon betroffen.

8. Februar 2018
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JUSTIZ/7693: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



IStGH leitet Untersuchungen zum Drogenkrieg auf den Philippinen ein

Der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag nimmt
Voruntersuchungen zur Verantwortung des philippinischen Präsidenten
Rodrigo Duterte und seiner Regierung für die Tötung von fast 4000
angeblichen Drogenhändlern und Drogenkonsumenten durch die Polizei in
den anderthalb Jahren seiner Amtszeit auf. Die Regierung in Manila
wurde über das Vorgehen des IStGH unterrichtet. An die
Voruntersuchungen kann sich ein Strafverfahren anschließen.
Menschenrechtlern zufolge sind unter Duterte über 13.000 Menschen bei
Polizeirazzien getötet worden.

8. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7619: Sprache, Kunst und Medium - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Spätheimkehrer - Gemälde von Rohlfs wieder in Erfurt

Das Erfurter Angermuseum, das 1937 wegen seiner Ausrichtung besonders
unter dem Bildersturm der NS-Propaganda gelitten hat, konnte 80 Jahre
nach deren Aktion "Entartete Kunst" das 1904 entstandene Ölgemälde
"Weiden II" von Christian Rohlfs ersteigern.

Rohlfs (1849 - 1938) war nach einem Unfall über schwere Beinleiden,
die ihn häufig ans Haus fesselten, zur Malerei gekommen. Der
norddeutsche Künstler zählte hierzulande bald zu den wichtigsten
Wegbereitern der sogenannten Moderne.

Das wiedergefundene Bild, das Rohlfs in der Nähe von Weimar gemalt
hatte, war zusammen mit mehr als 1000 anderen zeitgenössischen
Kunstwerken von den Machthabern für eine diffamierende Ausstellung in
München beschlagnahmt worden. Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete,
konnte das 1918 schon einmal erworbene Bild praktisch 80 Jahre später
bei einer Auktion für 68.500 Euro zurückgeholt werden.
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MILITÄR/7683: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Luftwaffe tötet über hundert syrische Kämpfer

Kampfflieger der USA haben in der Nacht auf Donnerstag in der
syrischen Provinz Deir al-Sur über hundert Milizionäre getötet, die
auf der Seite der Regierungstruppen gegen die Miliz Islamischer Staat
und die mit den USA verbündeten Syrisch-Demokratischen Kräfte (SDF)
Krieg führen. Daraufhin warf die Regierung in Damaskus der US-Armee
vor zu versuchen, Terrorismus zu unterstützen. Die staatliche
syrische Nachrichtenagentur Sana berichtete von der Bombardierung.
Das US-Militär bestätigte den Vorfall und begründete die
Bombardierung der Syrer damit, daß ein Verband von rund 500 Kämpfern
unter Einsatz von Artillerie und Panzern auf das Hauptquartier der
SDF vorgerückt sei. Dort hätten sich auch Soldaten der
Anti-IS-Koalition aufgehalten. Mithin habe es sich bei dem Angriff
der eigenen Luftwaffe um Verteidigung vor einem nicht provozierten
Angriff gehandelt. Angreifer, welche die Flucht ergriffen, hat man
den Angaben zufolge nicht mehr bombardiert.
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POLITIK/7697: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission soll Sommerzeitregelung prüfen

Das Europaparlament hat die Initiative des Verkehrsausschusses zur
Abschaffung der Sommerzeit zurückgewiesen und mehrheitlich
beschlossen, die EU-Kommission zur gründlichen Bewertung und
gegebenenfalls gesetzlichen Änderung der Sommerzeit aufzufordern.
Seit 1996 gilt die Sommerzeitregelung in der gesamten EU. Um Energie
zu sparen, werden die Uhren im März eine Stunde vor und im Oktober
wieder eine Stunde zurück gestellt. Unter anderem in Deutschland, wo
die Zeitumstellung 1980 eingeführt wurde, ist der Vorteil umstritten.
Dort wird in den Abendstunden des Sommers zwar weniger Strom für
Licht verbraucht, dafür aber werden in den Morgenstunden von Frühjahr
und Herbst häufiger Heizungen eingeschaltet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7669: Tragisches und Kurioses - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



In den USA leiden viele Studierende Hunger

Voller Bauch studiert nicht gern, sagt ein altes Sprichwort - leerer
aber auch nicht. Untersuchungen in den USA haben ergeben, daß
landesweit rund die Hälfte der Hochschüler und Hochschülerinnen
zumindest sporadisch hungern, weil ihnen das Geld für Lebensmittel
fehlt.

Deshalb fühlen sich laut einem Bericht des Deutschlandfunks viele
Colleges und private Initiativen sowie Spender aufgerufen, den
akademischen Nachwuchs mit Lebensmitteln zu versorgen.

Allein an den New Yorker Universitäten und Hochschulen bekommen nach
vorsichtigen Schätzungen etwa 60.000 Studierende nicht ausreichend zu
essen.

Das Problem muß so groß sein, daß es inzwischen landesweite
Bestrebungen gibt, Ausgaben für unentgeltliche Lebensmittel und freie
Mahlzeiten direkt an den Colleges einzurichten. Hochschulen, die sich
engagieren, sollen ein Zertifikat "hungerfreies College" erhalten.

Für Aufsehen sorgte bereits 2016 eine Erhebung in Kalifornien, wonach
im Sonnenstaat rund 10.000 Studierende kein Dach über dem Kopf hatten.
Noch viel mehr gaben an, unter Hunger zu leiden.

Da abgeschlossene Hochschulstudien Vorteile bei der beruflichen
Karriere versprechen, beißen massenhaft Jugendliche die Zähne
zusammen. Bitter ist es für die Betroffenen aber, daß die
Studiengebühren ungerührt weiter angehoben werden, während die Löhne
für Aushilfsarbeiten und selbst qualifizierte Jobs weiter sinken.
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SOZIALES/7694: Arbeit, Soziales und Familie - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Unicef fehlt Geld für die Kinder in der Region von Mossul

Dem Uno-Kinderhilfswerk Unicef zufolge werden für den Wiederaufbau
von Krankenhäusern und Gesundheitssystem in der Region um Mossul im
Irak umgerechnet 13,7 Millionen Euro benötigt. Der Unicef-Sprecher
Peter Hawkins berichtete am Mittwoch nach einem Aufenthalt in dem
zuvor von Milizen des Islamischen Staats gehaltenen Gebiet, 90
Prozent der Krankenhäuser und Arztpraxen dort könnten nicht genutzt
werden. Rund 750.000 Kinder könnten nicht mit den grundlegenden
Mitteln versorgt werden. Für Schwangere, Neugeborene und Kinder
könnten vermeidbare und leicht behandelbare Erkrankungen schnell zu
einer Frage von Leben und Tod werden.

Die irakische Regierung rechnet mit Wiederaufbaukosten für das
gesamte Land im Umfang von hundert Milliarden US-Dollar. Nächste
Woche soll in Kuwait eine Geberkonferenz für den Irak stattfinden.
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UMWELT/7677: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Marmorkrebs entwickelt sich zur globalen Plage

Der Marmorkrebs (Procambarus virginalis) ist ein global gefürchteter
Vielfraß. Allerdings bedrohen die in der Regel etwa zwölf Zentimeter
langen Tiere heimische Krebsarten nicht nur deswegen, sondern auch,
weil sie Träger der Krebspest sind. Der Krebs wurde laut dpa erst in
den 1990er Jahren in deutschen Aquarien entdeckt. Sein genauer
Ursprung kann aber nicht mehr rekonstruiert werden. DNA-Analysen
ergaben lediglich, daß es sich um eine Form des nordamerikanischen
Everglades Sumpfkrebses (Procambarus fallax) handelt. Es gibt jedoch
einen entscheidenden Unterschied: Während der Everglades Sumpfkrebs
beide Geschlechter zur Fortpflanzung benötigt, vermehrt sich der
Marmorkrebs durch Jungfernzeugung - und das explosionsartig. Im
Zwölf-Wochen-Rhythmus können die Tiere bis zu 500 Eier produzieren.
In der Folge hat sich der Krebs besonders im afrikanischen Inselstaat
Madagaskar zur gefräßigen Plage entwickelt, die den Reisanbau ebenso
bedroht wie die heimische Flora und Fauna. Und er dehnt sein
Einzugsgebiet immer weiter aus. Sicher ist er auch etwa in 
Deutschland, Schweden, Italien und Japan anzutreffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7682: Märkte und Finanzen - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Letzte Azubis im Steinkohlebergbau auf Prosper Haniel verabschiedet

Im Dezember schließen in Bottrop-Kirchhellen und Ibbenbüren die
letzten Steinkohlenzechen Deutschlands. Dann werden im
Steinkohlebergbau auch keine Facharbeiter mehr ausgebildet. Die
letzten 55 frischausgebildeten Industriemechaniker und Elektroniker
haben an Donnerstag auf Prosper Haniel in Bottrop ihre
Facharbeiterbriefe ausgehändigt bekommen, wie das Unternehmen RAG
mitteilte. Die Zeche war jahrzehntelang der größte Ausbildungsbetrieb
für Bottrop gewesen.
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WISSENSCHAFT/7700: Aus Forschung und Technik - 08.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Beinahe Aufschlag von Asteroid 2018 CB

In kosmischen Maßstäben ist das fast ein Einschlag. Am Freitag
fliegt der Asteroid 2018 CB an der Erde vorbei… in rund 64.000
Kilometer Entfernung. Das entspricht weniger als einem Fünftel der
Strecke zwischen Erde und Mond. Wie Chip Online meldete, soll der
Asteroid einen Durchmesser zwischen 15 und 40 Metern haben. Damit ist
er deutlich größer als der Asteroid, der am 15. Februar 2013 über dem
russischen Tscheljabinsk in die Atmosphäre eintrat und über der
russischen Millionenstadt explodierte. Rund 7000 Gebäude wurden
beschädigt, etwa 1500 Menschen verletzt. Vor drei Tagen war ein
Asteroid in rund 184.000 Kilometer Entfernung an der Erde
vorbeigerast. 2018 CC soll einen Durchmesser von 15 bis 30 Metern
haben. Und letztes Wochenende war ein weiterer Asteroid an der Erde
vorbeigeflogen. Der 500 Meter bis einen Kilometer große Himmelskörper
namens 2002 AJ129 flog in einem Abstand von 4,2 Millionen Kilometern
an der Erde vorbei.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/517: Evolutionsbiologie - Sex dient der DNA-Reparatur (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 07.02.2018

Sex dient der DNA-Reparatur

Wissenschaftler rekonstruieren Entwicklung der sexuellen
Fortpflanzung



(pug) Warum ist die sexuelle Fortpflanzung bei allen höheren Lebewesen
dominant? Worin liegen die Vorteile dieses aufwändigen Prozesses? Um diese
kontroversen Fragen der Evolutionsbiologie zu beantworten, haben
Wissenschaftler der Universitäten Göttingen und Amsterdam die Entstehung
von Lebewesen mit Zellkern vor etwa zwei Milliarden Jahren rekonstruiert.
Ihre Hypothese: Mit der Entwicklung der Sauerstoffatmung wuchs die Gefahr
von oxidativen Schäden an der DNA durch Sauerstoffradikale. Vor diesem
Hintergrund diente Sex womöglich ursprünglich in erster Linie der 
DNA-Reparatur. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Proceedings of the
Royal Society B erschienen.

Durch die Tätigkeit der Mitochondrien und die Entwicklung der
Sauerstoffatmung stand symbiontischen Einzellern zwar mehr Energie zur
Verfügung, andererseits stellten Sauerstoffradikale eine potenzielle
endogene Gefahrenquelle dar. Besonders in physiologischen
Stresssituationen reichten die normalen Schutzmechanismen der Zelle oft
nicht mehr aus. Bereits in den ersten Lebewesen mit Zellkern (Eukaryonten)
entstand deshalb die Meiose als besonders effizienter 
DNA-Reparaturmechanismus, so die Wissenschaftler. Dazu wird ein zweiter
Chromosomensatz benötigt, der durch die Fusion zweier Zellen und Zellkerne
zustande kommt.

"Diese ersten Zyklen sexueller Fortpflanzung entstanden bereits in den
ersten einzelligen Eukaryonten", erläutert die Göttinger Biologin Prof.
Dr. Elvira Hörandl. In multizellulären komplexen Organismen,
beispielsweise Tieren, Pflanzen oder Pilzen, etablierte sich Sex dann als
Erneuerungsprozess für Keimbahnzellen, der auch nachteilige Mutationen
selektiv eliminieren kann. Damit kann die Integrität des Genoms in der
Keimbahn über viele Generationen hinweg gewährleistet werden.

"Zahlreiche genomische, karyologische und biochemische Untersuchungen der
vergangenen Jahre unterstützen diese Hypothese", erklärt Hörandl. Auch die
meisten Formen asexueller Fortpflanzung behalten die Grundmechanismen der
DNA-Reparatur und ein bisschen Sex bei. "Sex ist also eine physiologische
Notwendigkeit, als Folge eines sauerstoffbasierten Stoffwechsels bei allen
höheren Organismen", so Hörandl.


Originalveröffentlichung: 

Elvira Hörandl, Dave Speijer. How oxygen gave
rise to eukarotic sex. Proceedings of the Royal Society B 2018. Doi:
10.1098/rspb.2017.2706.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-goettingen.de/de/153591.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/516: RNA-Schere mit mehreren Funktionen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 06.02.2018

RNA-Schere mit mehreren Funktionen

Scharfschalten von CRISPR/Cas-Systemen durch ein Enzym, das auch das
Umschreiben von Genen in Proteinen kontrolliert



CRISPR/Cas-Systeme gelten als viel versprechende "Genscheren": Sie kommen
im Genome Editing zum Einsatz, um Pflanzen, Tiere oder Mikroorganismen
durch zielgerichtete Veränderung der DNA zu untersuchen - und
möglicherweise lassen sich mit ihnen sogar Gendefekte korrigieren. Ein
Forschungsteam um Juliane Behler und Prof. Dr. Wolfgang Hess von der
Universität Freiburg hat nun ein Enzym, eine spezielle RNA-Schere,
identifiziert, die sowohl an CRISPR/Cas-Systemen als auch an der korrekten
Steuerung der Genexpression - also dem Ablesen von Genen und dem
Umschreiben in Proteinen - beteiligt ist. Die Forscherinnen und Forscher
haben ihre Arbeit im Fachjournal "Nature Microbiology" veröffentlicht.

Natürliche CRISPR/Cas-Systeme existieren in den meisten Bakterien und
Archaeen, wo sie ein mikrobielles Immunsystem bilden, mit dem sich diese
Organismen gegen eindringende Viren wehren. Damit das funktioniert, muss
zunächst ein langes RNA-Molekül in kleinere Einheiten zerlegt werden. Dazu
wird ein Enzym als RNA-Schere verwendet, das damit das System
"scharfstellt". Natürliche CRISPR/Cas-Systeme funktionieren häufig
autonom: Sie können schnell zwischen verschiedenen Bakterien ausgetauscht
werden und sind nicht auf andere Proteine ihrer jeweiligen Wirtszelle
angewiesen. Eine schon bekannte Ausnahme besteht bei den populären
CRISPR/Cas9-Systemen, in denen das Wirts-Enzym RNase III die Funktion der
RNA-Schere ausübt.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Freiburg
haben nun nachgewiesen, dass sich in dem von ihnen untersuchten CRISPR
/Cas-System in einem Cyanobakterium das Enzym RNase E als RNA-Schere
betätigt. Dieses Enzym ist sehr weit verbreitet: Es findet sich in
krankheitserregenden Bakterien, grünen Pflanzenchloroplasten und eben in
photosynthetischen Cyanobakterien. In all diesen Organismengruppen ist es
ein wichtiger Faktor für die korrekte Steuerung der Genexpression. Dass es
auch eine Rolle in CRISPR/Cas-Systemen spielt, war bisher nicht bekannt.

Die Ergebnisse zeigen, dass CRISPR/Cas-Systeme stärker als bisher
angenommen mit den zellulären Mechanismen ihres jeweiligen Organismus
verwoben sind und deuten auf bisher nicht bekannte Nutzungsmöglichkeiten
dieser Systeme.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat die Arbeit im Rahmen der
Forschergruppe FOR1680 "Unravelling the Immune System" gefördert. Wolfgang
Hess ist zurzeit Fellow am Freiburg Institute for Advanced Studies (FRIAS)
der Albert-Ludwigs-Universität.


Originalveröffentlichung:

Juliane Behler, Kundan Sharma, Viktoria Reimann, Annegret Wilde, Henning
Urlaub, and Wolfgang R. Hess (2018): The host-encoded RNase E endonuclease
as the crRNA maturation enzyme in a CRISPR-Cas subtype III-Bv system. In:
Nature Microbiology. doi: 10.1038/s41564-017-0103-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, Rudolf-Werner Dreier, 06.02.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1490: Hirntraining für alte Hunde - ist Spielen am Touchscreen das "Sudoku" der Vierbeiner? (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 07.02.2018

Hirntraining für alte Hunde: ist Spielen am Touchscreen das "Sudoku" der
Vierbeiner?



Alternden Hunden einen ruhigen Lebensabend zu gönnen und ihnen Sturheit
oder Unfolgsamkeit nachzusehen, ist kein Vorteil für unsere langjährigen,
vierbeinigen Begleiter. Denn, regelmäßiges Hirntraining und damit
lebenslanges Lernen weckt positive Emotionen und beugt dem im Alter
einsetzenden geistigen Abbau vor. Körperliche Limits lassen jedoch ein
vergleichbares Training wie bei jungen Hunden nicht zu. Forschende rund um
KognitionsbiologInnen der Vetmeduni Vienna schlagen daher in einer neuen
Studie Computerspielen als zielführende Alternative vor. Es gilt
allerdings zuerst das interaktive "Hunde-Sudoku" fit für die Heimanwendung
zu machen.




[image: Foto: © Messerli Forschungsinstitut/Vetmeduni Vienna]

Nicht nur uns Menschen, auch alten Hunden kann Computerspielen Spaß machen
und sie als Training herausfordern.

Foto: © Messerli Forschungsinstitut/Vetmeduni Vienna



Lebenslanges Lernen ist nicht nur für Menschen, sondern auch Hunde eine
Bereicherung. Stetes Hirntraining und gelöste Denkaufgaben setzen bei den
bis ins hohe Alter lernfähigen Tieren positive Emotionen frei und bremsen
den natürlichen, geistigen Abbau. Anders als Welpen oder junge Hunde,
werden sie jedoch kaum noch trainiert oder geistig gefordert. Zumeist
perfekt in unser Leben integriert, sehen wir den langjährigen Begleitern
gewisse Unfolgsamkeiten oder Sturheit nach. Und, aufgrund zunehmender,
körperlicher Limits verschont man vierbeinige Greise zunehmend mit
Trainingsmethoden wie bei jungen Tieren.

KognitionsbiologInnen des Messerli Forschungsinstitutes der Vetmeduni
Vienna schlagen daher das Tabletspielen als effiziente Alternative vor.
Einfache Denkaufgaben am Computer, verbunden mit einem Belohnungssystem,
könnten körperlich beanspruchendes Training ersetzen und die Vierbeiner
trotzdem bis ins hohe Alter geistig fit halten. Dafür gilt es jedoch die
Methode aus dem Labor in das Wohnzimmer zu holen.

Tabletspielen kann Sudoku für alte Hunde sein



Sei es in der Hundeschule oder im privaten Umfeld, Welpen oder junge Hund
versucht man mit verschiedenen Trainingsmethoden zu sozialisieren oder zu
fordern, um ihnen eine Platz in unserem Alltag zu geben. Je älter die
vierbeinigen Begleiter jedoch werden, desto mehr reduzieren sich unbewusst
regelmäßiges Training und Herausforderungen. "Damit schränkt man jedoch
kognitive Impulse ein, die für die weiterhin lernfähigen Tiere ein
positives Denkerlebnis bedeuten können", erklärt Erstautorin Lisa Wallis.
"Ähnlich wie bei Menschen sinkt auch bei Hunden im Alter die Produktion
des Botenstoffs Dopamin, mit der etwa abnehmendes Erinnerungsvermögen
einhergeht. Diesem natürlichen, geistigen Abbau kann man aber mit
gezieltem Training vor allem der kognitiven Fähigkeiten entgegenwirken."
Unter Laborbedingungen funktioniert das durch Training mit
computerbasierten Denkaufgaben. Zwar erfordert das Gewöhnen an den
Touchscreen eine gewisse Vorbereitung, wenn die Tiere den Kniff aber
einmal heraushaben, dann sind sie gerne Computergambler. "Das Spielen am
Touchscreen wird zwar hauptsächlich mit jungen Hunden analysiert. Wir
konnten aber schon zeigen, dass auch ältere Hunde auf diese kognitive
Trainingsmethode ansprechen", so Letztautor Ludwig Huber. "Bei den Tieren
ist vor allem die Aussicht auf Belohnungen ein wesentlicher Faktor für die
Motivation etwas Neues oder Herausforderndes zu tun."

Geistig fitte, vierbeinige "Gambler" - Laborlösung soll auch öffentlich
nutzbar werden

Mittels einfacher Aufgaben, die per Touchscreen gelöst werden können und
für die man dann belohnt wird, bleiben also auch alte Hunde lernwillig.
"Das positive Empfinden, das eine gelöste, geistige Herausforderung
bringt, ist vergleichbar mit dem Empfinden, das Menschen im Alter spüren,
wenn sie etwas Neues dazu gelernt haben. Regelmäßiges Hirntraining rüttelt
also nicht nur uns, sondern auch Hunde im Alter quasi wach und macht sie
etwa wieder aufmerksamer für Kommandos, sagt Huber.

Ob sich das Vergessen des vormals Erlernten durch nach und nach getrübtes
Erinnerungsvermögen oder mangelndes Training einstellt, ist noch
unbekannt. Fakt ist jedoch, dass das lebenslange Lernen mit den
Touchscreens diesem Trend entgegenwirken kann. Das Forschungsteam hofft
mit der Studie nicht nur Techniker oder Softwareentwickler für zukünftige
Kooperationen begeistern zu können, sondern auch interessierte
HundehalterInnen. "Aus unserem wissenschaftlichen Ansatz könnte sich auch
ein spannendes Citizen Science Projekt ergeben, dass das Verständnis für
die Wichtigkeit des lebenslangen Lernens auch für Tiere erhöht", meint
Wallis.


Service:

Der Artikel "Utilising dog-computer interactions to provide mental
stimulation in dogs especially during ageing." von Wallis L, Range F,
Kubinyi E, Chapagain D, Serra J und Huber, L wurde von ACM Digital Library
veröffentlicht.

https://dl.acm.org/citation.cfm?id=3152146&dl=ACM&coll=DL&CFID=1025667842&CFTOKEN=64572395

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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FORSCHUNG/1443: Licht steuert Zwei-Atom-Rechner (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 07.02.2018

Licht steuert Zwei-Atom-Rechner



MPQ-Wissenschaftler realisieren Rechenoperationen mit Quanten-Gattern,
die Photonen zwischen zwei in einem Resonator gefangenen Atomen
vermitteln.

Manch ein mächtiger Regierungschef mag von der Möglichkeit träumen,
unbemerkt von Freund oder Feind mit seinen Kollegen in anderen Kontinenten
Kontakt aufzunehmen. Neue Quantentechnologien könnten solche Wünsche eines
Tages Wirklichkeit werden lassen. Denn weltweit arbeiten Physiker an der
Realisierung großräumiger Quantennetzwerke, in denen einzelne Lichtquanten
(geheime) Quanteninformationen sicher an weit entfernte Stationen
übermitteln. Fundamentale Bausteine solcher Netzwerke sind Elemente wie
Quanten-Repeater, die dem Verlust der Information über weite Strecken
entgegen wirken, oder Quanten-Logikgatter, die für die Verarbeitung von
Quanteninformation unerlässlich sind.

Ein neues Konzept für ein Quanten-Gatter hat jetzt ein Team von
Wissenschaftlern um Prof. Gerhard Rempe, Direktor am Max-Planck-Institut
für Quantenoptik in Garching und Leiter der Abteilung Quantendynamik,
vorgestellt (Physical Review X 8, 6. Februar 2018). Dabei entsteht
zwischen zwei in einem Resonator gefangenen Atomen durch von außen
eintreffende Lichtquanten (Photonen) eine Wechselwirkung, die sich für die
Umsetzung charakteristischer Gatterfunktionen wie z.B. eines CNOT-Gatters
oder der Erzeugung von Verschränkung nutzen lässt. Dieses Modell ist aus
mehreren Gründen sehr attraktiv: die Gatter-Operationen erfolgen innerhalb
weniger Mikrosekunden, was von Vorteil für die
Quanteninformationsverarbeitung ist; das Prinzip funktioniert auch auf
anderen experimentellen Plattformen, und überdies lässt sich das Gatter
auch als Baustein in einem Quanten-Repeater einsetzen.




[image: Grafik: © MPQ, Abteilung Quantendynamik]

Anschauliche Darstellung des experimentellen Aufbaus: Auf einen optischen
Resonator, in dem zwei Atome (rote Kügelchen) gefangen sind, treffen von
rechts einzelne Photonen (hellrot). Infolge der starken Kopplung der Atome
an das Lichtfeld des Resonators vermittelt das Photon eine starke
Wechselwirkung zwischen den Atomen, mit deren Hilfe sich
Gatter-Operationen realisieren lassen. Im Anschluss an jede Gatter-Operation wird
der Zustand der Atome anhand ihrer Fluoreszenz und der Transmission des
Resonators bestimmt. 

Grafik: © MPQ, Abteilung Quantendynamik



Kernstück des Experiments (siehe Abbildung) ist ein asymmetrischer
Hohlraumresonator, im Fachjargon "Cavity" genannt, der aus einem
hochreflektierenden Spiegel (links) und einem Spiegel mit einer gewissen
Durchlässigkeit (rechts) gebildet wird. In seinem Zentrum befinden sich
zwei elektrisch neutrale Rubidium-Atome. Jedes Atom ist Träger eines
Qubits, d.h. einer Quanteninformation, die in die Überlagerung zweier
stabiler Grundzustände (sie entsprechen den klassischen Bits "0" und "1")
kodiert ist. "Einer der atomaren Grundzustände ist in Resonanz mit dem
Lichtfeld der Cavity. Deshalb bilden Atome und Resonator ein stark
gekoppeltes System", betont Stephan Welte, der an dem Experiment im Rahmen
seiner Doktorarbeit forscht. "Das ist die Voraussetzung dafür, dass die
Atome miteinander sprechen können - im freien Raum wäre das nicht
möglich."

Zur Ausführung der Gatter-Operation lässt man einzelne Photonen auf den
teildurchlässigen Spiegel fallen. Was dann passiert, hängt von den
Anfangszuständen der Atome ab. "Wenn sich beide Atome in einem
nicht-koppelnden Zustand befinden, kann das Photon in die Cavity eindringen
und eine optische Stehwelle zwischen den Spiegeln aufbauen", erklärt
Bastian Hacker, ebenfalls Doktorand am Experiment. "Über dieses Lichtfeld
können die Atome miteinander kommunizieren: ist es vorhanden, dann wird die
Phase der gespeicherten Qubits um 180 Grad gedreht." In allen anderen
Fällen, wenn ein oder sogar beide Atome in Resonanz mit den Cavity-Moden
sind, wird das Photon abgewiesen, und der Zustand des Gesamtsystems bleibt
unverändert.

Mit Hilfe dieser Effekte lassen sich zwischen den beiden Atomen elementare
Rechenoperationen (Quanten-Gatter) realisieren. Dies belegen die
Garchinger Physiker anhand von zwei charakteristischen Gatterfunktionen.
Zum einen zeigen sie, dass ihr Aufbau als typisches C(ontrolled)NOT-Gatter
arbeiten kann: dabei bestimmt der Eingangswert des einen
(Kontroll)-Qubits, ob das andere (Target)-Qubit seinen Zustand ändert oder
nicht. Als Basis für ihre Untersuchungen definieren die Physiker für ihr
Zwei-Atom-System vier zueinander orthogonale Zustände, die sie jeweils
nach der Gatter-Operation einer Messung unterziehen. Die aus diesen
Messergebnissen erstellte Tabelle entspricht der Wahrheitstabelle eines
klassischen XOR Gatters.

In einer weiteren Messreihe zeigen die Wissenschaftler, dass sie mit ihrem
Aufbau aus zwei anfänglich unabhängigen Atomen einen quantenmechanisch
verschränkten Zustand erzeugen können. "Dazu präparieren wir den
Anfangszustand der Atome so, dass sich jedes in einer kohärenten
Überlagerung aus beiden Grundzuständen befindet", führt Stephan Welte aus.
"Somit sind auch beide Fälle - dass das Photon in die Cavity gelangt und
dass es abgewiesen wird - quantenmechanisch überlagert. Infolgedessen
entsteht durch unser Gatter eine Verschränkung zwischen den Atomen."

"Der Mechanismus, den wir hier verwenden, beinhaltet nur einen
physikalischen Schritt und ist damit besonders einfach und elegant. Im
Gegensatz zu anderen Gattermechanismen spielt der Abstand der beiden Atome
- bei uns zwischen zwei und 12 Mikrometer - keine Rolle", betont Bastian
Hacker. "Das Prinzip lässt sich auch ohne weiteres auf experimentelle
Plattformen anwenden, in denen andere Atome, Ionen oder z.B.
Festkörper-Quantenpunkte Träger der Quanteninformation sind." Prof. Gerhard Rempe hat
schon die nächsten Erweiterungen des Systems im Visier. "Wir können uns
vorstellen, nicht nur zwei, sondern mehrere Atome in den Resonator
einzubringen. Unser Gattermechanismus könnte dann auf vielen Atomen
gleichzeitig ausgeführt werden." In einem größeren Quantennetzwerk könnten
Multiqubit-Knoten als kleine Quantencomputer Rechnungen ausführen, deren
Ergebnisse auf Photonen übertragen und an andere Knoten im Netzwerk
verschickt werden.   Olivia Meyer-Streng


Originalveröffentlichung:

Stephan Welte, Bastian Hacker, Severin Daiss, Stephan Ritter, und Gerhard
Rempe 

Photon-mediated Quantum Gate between Two Neutral Atoms in an Optical
Cavity

Physical Review X 8, 6. Februar 2018, DOI:10.1103/PhysRevX.8.011018
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ELEKTROTECHNIK/264: Innovative Antriebsmaschinen für die Elektromobilität (idw)


Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm - 07.02.2018

Innovative Antriebsmaschinen für die Elektromobilität

Forschungsprojekt der TH Nürnberg gewährleistet störungsfreien Betrieb von
Elektromotoren



Gehört die Zukunft der Elektromobilität? Die zeitnahe Entwicklung von
effizienten, sicheren und wirtschaftlich herstellbaren Technologien wird
für den Markterfolg in der Automobilindustrie und bei den Kunden
entscheidend sein. Das Team um Prof. Dr.-Ing. Bernhard Wagner von der TH
Nürnberg forscht an Schätzmethoden des Rotorzustands von fremderregten
Synchronmaschinen, mit dem Ziel, den störungsfreien Betrieb von
Elektromotoren sicherzustellen - ein wichtiger Beitrag für die Entwicklung
innovativer und effizienter Antriebsmaschinen für Elektromotoren. Die
Staedtler-Stiftung fördert das Projekt mit 40.000 Euro.




[image: Foto: © TH Nürnberg/Stefan Köhler]

Der Elektromotor - eine fremderregte Synchronmaschine

Foto: © TH Nürnberg/Stefan Köhler



Nürnberg, 7. Februar 2018. Die Forschung in der Elektromobilität startete
in den letzten Jahren durch, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
entwickeln immer neuere und effizientere Technologien für die ökologisch
nachhaltigen Fahrzeuge. Mit der Energiewende wird die Nachfrage nach
umweltfreundlichen Lösungen in allen Bereichen der Technik immer größer.
Ob die Zukunft auf dem Mobilitätsmarkt der Elektromobilität gehört,
entscheidet sich an der Entwicklung effizienterer und zugleich sicherer
Systeme.

Prof. Dr.-Ing. Bernhard Wagner von der Fakultät Elektrotechnik
Feinwerktechnik Informationstechnik (efi) der TH Nürnberg forscht mit
seinem Team an der Optimierung von Schätzungsmethoden des Rotorzustands
für einen in der Elektromobilität sehr interessanten Motortypen, der
fremderregten Synchronmaschine. Das Hauptziel des Projekts ist es, den
störungsfreien Betrieb von Elektromotoren sicherzustellen - ein wichtiger
Erfolgsfaktor für die Weiterentwicklung der Elektromobilität. In seinem
Projekt "Rotorzustandsschätzung für fremderregte Synchronmaschinen"
entwickelt Prof. Dr.-Ing. Bernhard Wagner mit seinem Team dazu neue
technologische Ansätze.

In der Elektromobilität werden derzeit vor allem permanenterregte
Synchronmaschinen oder Asynchronmaschinen eingesetzt. Beide
Antriebskonzepte weisen Vor- und Nachteile auf: Die permanenterregten
Synchronmaschinen haben eine hohe Leistungsdichte und einen günstigen
Wirkungsgrad. Sie benötigen jedoch aufwendige Elektronik, um Ausfälle zu
verhindern, und Seltene-Erde-Magnete, die sehr teuer und endlich in ihrer
Verfügbarkeit sind.

Die Asynchronmaschinen sind sehr robust, sicher im Betrieb und enthalten
keine Seltenen Erden. Allerdings weisen ihr Wirkungsgrad und ihre
Leistungsdichte ein ungünstigeres Profil auf als die permanenterregten
Synchronmaschinen.

"Ich arbeite seit einigen Jahren am optimierten Betrieb von fremderregten
Synchronmaschinen, um so den Weg für eine innovative und
zukunftsorientierte Elektromobilität zu öffnen", so Prof. Dr.-Ing.
Bernhard Wagner. Fremderregte Synchronmaschinen kommen ohne
Seltene-Erden-Magnete aus, mit einem hohen Wirkungsgrad verbinden
sie die Vorteile der bereits bekannten Antriebskonzepte.

Bei fremderregten Synchronmaschinen erfolgt die Energieübertragung
üblicherweise mittels eines Schleifringsystems auf den Rotor, wodurch es
zu mechanischem Verschleiß und durch den entstehenden Abrieb im Luftspalt
zu Hochvolt-Isolationsproblemen kommen kann. Der Schleifring ist deshalb
einer der größten Nachteile dieses interessanten Motortyps. In dem im Jahr
2016 erfolgreich abgeschlossenen Forschungs-Verbundprojekt FORELMO, an dem
die TH Nürnberg beteiligt war, wurde bereits ein kontaktloses
Energieübertragungssystem entwickelt, das diese Nachteile der
fremderregten Synchronmaschinen erfolgreich beseitigt. Durch das
kontaktlose System können die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den
Rotorstrom allerdings nicht direkt messen. "Wir nutzen mathematische
Modelle und Berechnungsverfahren, um den Rotorstrom und den
Rotorwiderstand aus anderen Messgrößen zu schätzen", fasst Prof. Dr.-Ing.
Bernhard Wagner den neuen technologischen Ansatz zusammen.

Die Kenntnis über den Rotorwiderstand gibt Aufschluss über die
Wärmeentwicklung im Rotor und dient damit als Kenngröße für den
Überhitzungsschutz. Mit einer noch präziseren Aussage über den
Rotorwiderstand lässt sich die fremderregte Synchronmaschine effektiver
nutzen, bei einem längeren Betrieb mit höherer Leistungsfähigkeit ohne
Überhitzung.

"Die Verbesserungen der Schätzmethode sind ein weiterer Fortschritt, der
die Attraktivität der fremderregten Synchronmaschinen für die
Automobilbranche erhöht. Dies kann dazu beitragen, die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Automobilindustrie zu steigern",
erklärt Prof. Dr.-Ing. Bernhard Wagner.

Die Optimierung der Rotorzustandsschätzung ist ein neuer Forschungsansatz
im hoch kompetitiven Forschungsfeld der Elektromobilität. Die Entwicklung
innovativer und effizienter Antriebsmaschinen für Elektromotoren spielt
eine große Rolle bei der Energiewende und im Klimaschutz. Das Projekt der
TH Nürnberg leistet dafür einen wichtigen Beitrag und wird von der
Staedtler-Stiftung mit 40.000 Euro gefördert.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132
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ENERGIE/1538: Universität Bremen - 3,8 Millionen Euro für die Stromnetze von morgen (idw)


Universität Bremen - 07.02.2018

3,8 Millionen Euro für die Stromnetze von morgen



Offshore-Windenergie ist in aller Munde, wenn es um die nachhaltige
Energieversorgung von morgen geht. Der Forschungsbedarf auf diesem Gebiet
ist groß - und wichtige wissenschaftliche Grundlagen werden zunehmend im
Land Bremen erarbeitet. So fördert das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie (BMWi) jetzt ein mehrjähriges Verbundprojekt von der
Universität Bremen, dem Fraunhofer-Institut für Windenergiesysteme (IWES)
und Industriepartnern mit 3,8 Millionen Euro. Inhaltlich geht es dabei um
neue Strukturen beim Gleichstrom-Netz, mit denen das wirtschaftliche
Potenzial von Offshore-Windenergieanlagen verbessert werden soll.

Die Fachleute wissen es, "Otto Normalverbraucher" eher nicht: Wie wird
eigentlich der Strom vom Erzeuger zum Verbraucher gebracht? "In
Deutschland geschieht das über Drehstrom-Netze. Die sind der Bevölkerung
bestens bekannt durch die Überland-Leitungen", erläutert Holger Raffel vom
Bremer Centrum für Mechatronik an der Universität Bremen. "Wenn es um den
Stromtransport über lange Distanzen geht, ist weltweit aber eher
Gleichstrom angesagt. Dies geschieht durch Punkt-zu-Punkt-Verbindungen auf
Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken - kurz: HGÜ-Strecken." Zum
Beispiel, wenn Strom von Schweden nach Deutschland transportiert wird oder
von einem weit entfernten Windpark an die Küste.

Wie kommt Strom verlustarm von Norden nach Süden?



Holger Raffel ist Koordinator des neuen Verbundprojekts "Multi-Terminal
intelligent/integrated Grids" (MuTiG), an dem neben dem Institut für
elektrische Antriebe, Leistungselektronik und Bauelemente (IALB) der
Universität Bremen und dem Fraunhofer IWES (Bremerhaven) die
Industriepartner ABB AG (Ladenburg) und wpd offshore solutions GmbH
(Bremen) beteiligt sind. In diesem Projekt soll jetzt die
Gleichstrom-Lösung mit verknüpften HGÜ-Strecken für Deutschland
weiterentwickelt werden. Der Anlass: "Es wird derzeit intensiv diskutiert,
wie der im Norden erzeugte Offshore-Strom über weite Strecken nach Süden
kommt, sozusagen von der Küste in die Berge", so Raffel. Natürlich ginge
dies auch über die vorhandenen Drehstrom-Netze. "Aber über lange Distanzen
entstehen dabei große Verluste. Das will niemand. Gleichstrom-Strecken
hingegen sind verlustarm - und somit deutlich wirtschaftlicher."

Für die Realisierung dieser Lösung ist ausgeklügelte Regelungstechnik
notwendig - und das Know-how dafür kommt aus dem Land Bremen. Das IALB und
das IWES arbeiten seit Jahren auf verschiedenen Ebenen bei den
physikalischen und elektrotechnischen Herausforderungen zusammen, die die
Erzeugung und Weiterleitung von Offshore-Windenergie mit sich bringt.
Zusammen mit den industriellen Verbundpartnern im MuTiG-Projekt wollen sie
jetzt Forschung und Anwendung in Einklang bringen, um das Stromnetz von
morgen zu schaffen.

Werden eines Tages die Strommasten aus der Landschaft verschwinden?


Dabei geht es den MuTiG-Projektpartnern nicht nur darum, den
Stromtransport von Nord nach Süd verlustarm zu gestalten.
"Die Punkt-zu-Punkt-Verbindungen bei HGÜ-Strecken muss man sich wie
nebeneinander liegende Stromkabel vorstellen, die von der Küste nach
Bayern, Sachsen oder Thüringen führen. Wir wollen diese nebeneinander
liegenden Strecken jetzt an zahlreichen Stellen miteinander verknüpfen. Das
hat zum Beispiel den Vorteil, dass - wenn irgendwo ein Kabel bricht - der
Strom gen Süden über ein anderen Kabel 'umgeleitet' werden könnte", so
Raffel. "Da HGÜ-Kabel heute in der Regel unterirdisch verlegt werden,
könnte es eines Tages sogar zu einem Verschwinden der Strommasten in
Deutschland kommen. Aber das ist noch Zukunftsmusik."

Um die Stränge funktionierend miteinander zu verknüpfen, bedarf es
intelligenter Konverterstationen. Die verschiedenen Alltagssituationen,
die auftreten können, effizient zu regeln, ist eine der Aufgaben innerhalb
des Projektes. Denn moderne Stromübertragungssysteme sind sehr
empfindlich. Schon geringe Schwankungen können das Gleichgewicht stören -
die Gefahr eines "Blackouts" schwebt immer im Hintergrund. Die Forschungen
des Verbundprojektes sollen letztlich auch dazu dienen, das deutsche und
europäische Stromnetz robuster zu machen. In den kommenden drei Jahren
wollen die vier Projektpartner dabei neben technischen auch rechtliche und
wirtschaftliche Gesichtspunkte erforschen.



Über die Projektpartner: Die ABB AG aus Ladenburg bringt im Rahmen des
Forschungsprojektes unter anderem ihre Kompetenzen und Erfahrungen im
Bereich der HGÜ-Systeme ein. Der weltweit tätige Technikentwickler und
-hersteller wird schwerpunktmäßig auf dem Gebiet der Anschlusstopologien
zur Umwandlung von elektrischer Energie sowie Lösungen zur Überwachung und
zum Schutz elektrischer Netze forschen. Aufgrund ihrer langjährigen
internationalen Erfahrung bei der Projektierung und Umsetzung von
Windenergieprojekten unterstützt die bremische wpd offshore solutions GmbH
in den Bereichen Anschluss, Betrieb, Risiken und Verantwortlichkeiten bei
deutschen Offshore-Windprojekten. Das Fraunhofer IWES stellt seine
Kompetenzen und Erfahrungen im Bereich der Anlagen- und Parkmodellierung,
Anlagenbetriebsführung und Regelung sowie auf dem Bereich der
Echtzeitsimulation dem Konsortium zur Verfügung. Im Projekt MuTiG führt
das IWES die Anlagen- und Interparknetzmodellierungen durch und erarbeitet
neue Lösungsansätze für das Gesamtsystemmodell des
Offshore-Windenergieübertragungssystems.

www.iwes.fraunhofer.de

www.abb.com/de

www.wpd.de

www.ialb.uni-bremen.de
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ENERGIE/1537: 26,1% Rekordwirkungsgrad für p-Typ kristalline Si-Solarzellen (idw)


Institut für Solarenergieforschung GmbH - 06.02.2018

26,1% Rekordwirkungsgrad für p-Typ kristalline Si-Solarzellen



Das Institut für Solarenergieforschung Hameln (ISFH) und die Leibniz
Universität Hannover haben eine kristalline Silizium-Solarzelle mit einem
unabhängig bestätigten Wirkungsgrad von (26,10 ± 0,31) % unter einer
Sonne entwickelt. Dies ist ein Weltrekord für p-Typ-Si-Material, welches
derzeit ∼ 90% des Photovoltaik-Weltmarkts abdeckt. Die Rekordzelle
verwendet einen passivierenden elektronenselektiven n+-Typ Polysilizium
auf Oxid (POLO)-Übergang und einen löcherselektiven p+-Typ POLO-Übergang.
Es ist die hohe Selektivität dieser Übergänge, die solche Wirkungsgrade
ermöglicht. Als wichtiger Schritt in Richtung Industrialisierung wurde
Laserablation zur Kontaktöffnung eingesetzt.

Das Institut für Solarenergieforschung Hameln (ISFH) und die Leibniz
Universität Hannover haben die Herstellung einer kristallinen
Silizium-Solarzelle auf p-Typ Wafermaterial mit einem unabhängig
bestätigten Wirkungsgrad von (26,10 ± 0,31) % unter einer Sonne
demonstriert. Dies ist ein Weltrekord für p-Typ-Si-Material sowie ein
europäischer Rekord für kristallines Si.

Die weiteren Kenndaten der Strom-Spannungs-Kurve der Rekordsolarzelle
sind: Leerlaufspannung (726,6 ± 1,8) mV, Kurzschlussstromdichte (42,62
± 0,4) mA/cm2, Füllfaktor (84,28 ± 0,59) %, ausgewiesene Zellfläche 4
cm2. Die Messung wurde im ISO 17025-akkreditierten Kalibrier- und
Testzentrum ISFH-CalTeC durchgeführt.

Gegenwärtig werden rund 90 % des Photovoltaik-Weltmarkts mit
p-Typ-Silizium-Material bedient. Wirkungsgrade über 25 % wurden bisher
jedoch nur auf n-Typ-Silizium und in Kombination mit Bordiffusionen oder
Hetero-Junctions aus amorphem Silizium erreicht.

"Unser Ergebnis zeigt, dass weder n-Typ-Silizium noch Bordiffusionen oder
amorphes Silizium ein Muss für ultrahohe Wirkungsgrade sind. Es gibt auch
andere attraktive Wege zu höchsten Wirkungsgraden mit Silizium zu
potenziell niedrigen Kosten!", so Prof. Rolf Brendel, Geschäftsführer des
ISFH.

Die Rekordzelle verwendet einen passivierenden elektronenselektiven n+-Typ
Polysilizium auf Oxid (POLO)-Übergang am Minuskontakt der Zelle und einen
löcherselektiven p+-Typ POLO-Übergang am Pluskontakt. Es ist die hohe
Selektivität dieser Übergänge, die solche hohen Wirkungsgrade ermöglicht.
Die zwei verschiedenen Übergänge werden in einem ineinandergreifenden
Muster auf der Rückseite aufgebracht. Dadurch wird die parasitäre
Absorption im Poly-Si minimiert und eine Abschattung durch vorderseitige
Metallisierung vermieden. n+-Typ und p+-Typ Poly-Si sind durch eine
intrinsische Poly-Si-Region voneinander getrennt. Die Strukturierung der
dotierten Regionen erfolgt mit Laborverfahren. Die Öffnung des
dielektrischen Rückseitenreflektors erfolgt jedoch bereits durch eine
industriell realisierbare lokale Laserablation. Das Ziel ist die
Integration der POLO-Übergänge in die aktuelle Mainstream-Technologie mit
einem deutlichen Effizienzvorteil. "Dass wir die Photolithographie durch
die Laser-Kontaktöffnung ersetzt haben, ist ein erster wichtiger Schritt
in Richtung Industrialisierung, da sie eine Metallisierung auf
Siebdruckbasis ermöglicht", so der Arbeitsgruppenleiter Prof. Robby
Peibst.

Das ISFH dankt dem Projektpartner Centrotherm, der die Poly-Si-Schicht in
einem LPCVD-Reaktor abgeschieden hat. Der Partner Wacker trug mit seinem
Wissen zur Hochtemperaturbehandlung von Si-Wafern bei.

Die Forschung am ISFH wurde vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi) sowie vom Land Niedersachsen finanziell unterstützt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1673

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Solarenergieforschung GmbH, Dr. Roland Goslich, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1233: Modell entwickelt, das "Crosstalk" in sozialen Dilemmata berücksichtigt (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 07.02.2018

Wissenschaftler entwickeln erstmals Modell, das "Crosstalk" in sozialen
Dilemmata berücksichtigt

Das neue Modell zeigt, dass ein Übersprechen ("Crosstalk") in wiederholten
sozialen Dilemmata die Kooperation behindert und ein höheres Maß an
Vergebung verlangt



Es mag offensichtlich erscheinen, dass vergangene Interaktionen zukünftige
Entscheidungen beeinflussen, auch wenn diese nicht mit dem vorher Erlebten
zusammenhängen. Ein Fremder Mensch in der Warteschlange zahlt für den
Kaffee des Nachfolgenden, und dieser wiederum bezahlt daraufhin für den
Fremden hinter ihm. Keiner hatte Kontakt zu dem jeweils anderen, noch hat
jemand einen Grund dem anderen einen Gefallen zu tun, und dennoch tun sie
es. Wenn ein Freund sich weigert einem zu helfen, ist man weniger geneigt,
der nächsten Person zu helfen, die um etwas bittet. Dies sind beides Fälle
von "Crosstalk" - so nennt man es, wenn frühere Interaktionen sich auf
damit nicht zusammenhängende zukünftige Entscheidungen auswirken. Obwohl
dieses Phänomen natürlich erscheinen mag, wurde es in Simulationen von
wiederholten sozialen Dilemmata bisher nie berücksichtigt. Ein neues
Modell, das von Computerwissenschaftlern am IST Austria gemeinsam mit
ihren Kollegen in Harvard, Yale und Stanford entwickelt wurde, ermöglicht
nun erstmals die Analyse der Auswirkungen von Crosstalk zwischen Spielen.




[image: Stilisierte Kartenspieler - ein Spieler überlegt, wie er die Erfahrung aus der einen Spielszene auf eine andere übertragen kann - Abbildung: © IST Austria, 2018]

Frühere Spiele beeinflussen Entscheidungen in anderen unabhängigen Spielen
durch Crosstalk

Abbildung: © IST Austria, 2018



Das sogenannte Gefangenendilemma ist ein klassisches Beispiel für ein
soziales Dilemma. Es ist eine Situation, in der es beiden Menschen besser
ginge, wenn sie kooperieren, als wenn beide eigennützig sind, dennoch
besteht immer noch ein Anreiz zum Verrat. Wenn sich soziale Dilemmata
wiederholen, entwickeln die Menschen (normalerweise unterbewusst) eine
Strategie, die vorgibt, wann sie kooperieren und wann sie den Mitspieler
hintergehen. Die Forscher untersuchen die Evolution von solchen
Verhaltensweisen mithilfe von Computersimulationen. Sie weisen dabei
virtuellen Akteuren verschiedene Strategien zu und stellen fest, welche
Strategien zur Entwicklung von Kooperation führen und wie stabil die
daraus resultierenden kooperativen Situationen sind. Erfolgreiche
Strategien beinhalten zum Beispiel "tit-for-tat" (der Spieler beginnt mit
Kooperation, danach gilt: Wie du mir, so ich dir) oder "win-stay,
lose-shift" (Der Spieler beginnt mit Kooperation und ändert sein Verhalten
immer wenn er verliert).

In bisherigen Studien haben Wissenschaftler aber immer angenommen, dass
ein Spieler nur mit einem einzigen anderen Spieler interagiert (Bob spielt
nur mit Alice), oder dass die Entscheidungen eines Spielers in einem Spiel
völlig unabhängig von seinen Entscheidungen in einem anderen Spiel sind
(Bobs Spiele mit Alice haben keine Auswirkungen auf seine Spiele mit
Caroline). Diese Annahmen treffen jedoch nicht notwendigerweise auf reale
soziale Dilemmata zu: Menschen sind oft gleichzeitig an vielen Spielen
beteiligt, und Interaktionen mit Spielern übertragen sich in andere
Spiele: es kommt zu "Crosstalk".

Nun hat ein Forscherteam diese Einschränkung der Theorie in Angriff
genommen, um die quantitative Bewertung der Auswirkungen von Crosstalk auf
die Kooperationsdynamik in einer Population zu ermöglichen. Das Team
besteht aus den beiden gemeinsamen Erstautoren Johannes Reiter, Absolvent
des IST Austria und aktuell in Stanford, und Christian Hilbe, Postdoc am
IST Austria, sowie den Professoren David Rand (Yale), Krishnendu
Chatterjee (IST Austria) und Martin Nowak, (Harvard). Ihre verschiedenen
Expertisen und Perspektiven, von evolutionärer Dynamiken, über
Spieltheorie, Psychologie bis hin zu Ökonomie, ermöglichten zusammen die
Schaffung des neuen Modells.

In einer Simulation erinnert sich jeder virtuelle Spieler an die Spiele,
die er mit jedem der anderen Spieler gespielt hat. In früheren Modellen
würde ein Spieler ausschließlich seine Erfahrungen mit seinem aktuellen
Gegner berücksichtigen und nur auf dieser Basis je nach Spielstrategie
eine Vorgehensweise festlegen. In dem neuen Modell besteht die
Möglichkeit, dass diese Erinnerungen durch die Erinnerungen an einen
dritten Spieler ersetzt werden. Diese Methode der Codierung von Crosstalk
ist allgemein anwendbar und gilt für verschiedene Arten von Crosstalk, sei
es ein einfacher menschlicher Fehler wie das Verwechseln von Leuten, ein
Weiterleiten (man erinnert sich an seine gute Erfahrung) oder eine andere
Art. Darüber hinaus kann es auf jedes gesellschaftliche Netzwerk
angewendet werden - von einer Gruppe, in der jeder alle anderen kennt, bis
hin zu einem Kreis von Zufallskontakten.

Für Christian Hilbe war diese Entwicklung genau das, was der Theorie noch
fehlte: "Wenn Sie wiederholte Spiele modellieren, gibt es immer bestimmte
Phänomene, die Sie beschreiben wollen. Für mich hat es sich nie so
angefühlt, als wären die Vorgängermodelle fertig. Als wir Crosstalk
einführten, war es, als würde sich endlich alles zusammenfügen - das ist
das Modell, das wir verwenden sollten."

Menschliche Fehler wurden bereits zuvor in Simulationen von wiederholten
sozialen Dilemmata berücksichtigt, allerdings beeinflussten diese Fehler
nur das Spiel, in dem sie auftraten. Crosstalk verursacht dagegen Wellen,
die sich durch die gesamte Bevölkerung ausbreiten: "Wenn Crosstalk
eingeführt wird, spielt man nicht gegen eine einzige Person - man spielt
gegen jeden mit dem man verbunden ist - also gegen die ganze
Gesellschaft", erklärt Krishnendu Chatterjee.

Dies führt dazu, dass kooperatives und eigennütziges Verhalten sich viel
leichter ausbreitet - selbst ein einzelner Egoist kann den vollständigen
Zusammenbruch der Kooperation in einer Gesellschaft verursachen, wenn die
anderen Spieler nicht ausreichend nachsichtig sind. Aber Crosstalk
erfordert auch Strategien mit dem "richtigen" Maß an Vergebung: zu hart,
und man endet mit einer Gesellschaft, in der niemand kooperiert, zu
großzügig, und Verrat kann sich ausbreiten wenn Spieler lernen, andere
Spieler auszunutzen. Crosstalk behindert darüber hinaus die Entwicklung
der Kooperation: Die Autoren implementierten ein evolutionäres Modell und
fanden heraus, dass Crosstalk die Anzahl der Gesellschaften, die in
stabilen kooperativen Zuständen enden, verringert.

Der heute in Nature Communications veröffentlichte Artikel birgt eine
interessante Botschaft für unsere heutige Gesellschaft. Johannes Reiter
erklärt: "Das Vorhandensein von Crosstalk bedeutet, dass die Spieler mehr
Nachsicht zeigen müssen, speziell wenn das Netzwerk dicht verwoben ist.
Eine harsche Strategie der Zusammenarbeit, wie "Tit-for-Tat", hat in einem
solchen Umfeld besonders katastrophale Auswirkungen."




Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41467-017-02721-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria, Bernhard Wenzl, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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INNEN/3064: Katrin Göring-Eckardt zur Koalitionsvereinbarung von Union und SPD


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 7. Februar 2018

Katrin Göring-Eckardt zur Koalitionsvereinbarung von Union und SPD



Zuerst will ich sagen: Da ist nicht alles schlecht, da sind positive Sachen dabei, beispielsweise die Finanzierung für Bildung. Es bleibt aber der Eindruck: Hier haben Menschen miteinander verhandelt, die lustlos sind. Hier ist kein Elan, um einen Aufbruch für dieses Land zu gestalten.

Der Koalitionsvertrag ist ein Flickenteppich: Hier ein kleiner Schritt und da tut man was mit Geld. Aber dieser Flickenteppich ist eben keine wirkliche Zukunftsoption. Vor allen Dingen hat er einen gravierenden Gewebefehler, das ist der fehlende Klimaschutz. Man kann die Zukunft nicht angehen, ohne diese zentrale Zukunftsfrage, den Klimaschutz, beherzt anzugehen. Kein Kohleausstieg, kein Fortschritt bei der Landwirtschaft, im Gegenteil: Das Tierwohl wird nur mit einem Lala-Label gekennzeichnet. Insofern: Für die Verbraucherinnen und Verbraucher kein Fortschritt, für den Klimaschutz kein Fortschritt.

Was mich besonders schmerzt, ist: Bei denjenigen, die die meiste Unterstützung bräuchten, bei den Kindern, die in Armut leben, wird am wenigsten getan. Mit ein bisschen mehr Kindergeld wird man hier nichts erreichen. Die Alleinerziehenden in diesem Land sind die Gelackmeierten, und die Kinder, die in Armut leben, haben wieder keine Zukunftsperspektive. Das finde ich für diesen Koalitionsvertrag hochproblematisch. Er hat Leerstellen, wenn es um Gerechtigkeit für Kinder und übrigens auch um die Pflege geht. Und er hat eine Riesenleerstelle, wenn es um den Klimaschutz geht.

Wir stellen uns darauf ein, in den nächsten Jahren an diesen Stellen kraftvoll Opposition zu machen, aber vor allen Dingen kraftvoll zu zeigen, was die Alternative für dieses Land ist. Diese Zukunftsaufgabe werden wir angehen. Wir werden zeigen, wie es besser geht. Wir werden zeigen, wie es anders geht - und wir werden deutlich machen, dass Zukunft für dieses Land Lust, Elan und Zukunftsperspektive braucht.

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 7. Februar 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/678: Gesundheitssystem zukunftsfest ausbauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Gesundheitssystem zukunftsfest ausbauen

Koalitionsvertrag ist starkes Signal für bessere Pflege und gute
medizinische Versorgung



Am gestrigen Mittwoch haben CDU, CSU und SPD ihre
Koalitionsverhandlungen abgeschlossen und den Koalitionsvertrag
veröffentlicht. Hierzu erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Unabhängig vom Einkommen und Wohnort werden sich unsere Bürgerinnen
und Bürger in Deutschland auch künftig auf eine gute, flächendeckende
medizinische und pflegerische Versorgung verlassen können. Dafür
haben wir uns als Union eingesetzt, ohne dabei unser bewährtes
Krankenversicherungssystem aufzugeben. Das hätte keinen Gewinn für
die Patientinnen und Patienten gebracht, aber unser Gesundheitswesen
für Jahre gelähmt.

In Zukunft werden die Krankenversicherungsbeiträge und der
Zusatzbeitrag wieder hälftig vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber
bezahlt. Das stärkt die Versicherten und erhält den Wettbewerb
zwischen den Krankenkassen.

Ein zentraler Punkt ist, auf die Wertschätzung der Pflege
hinzuweisen. Unsere Offensive für mehr Pflegepersonal haben wir im
Krankenhausbereich mit Nachdruck durchgesetzt: Neben einer
vollständigen Refinanzierung von Tarifsteigerungen soll es künftig
eine separate Pflegepersonalkostenvergütung geben. Das schafft nicht
nur mehr Transparenz für alle, sondern verdeutlicht auch die
Wertschätzung für unser Pflegepersonal. Wir kommen endlich weg vom
Kostenfaktor Pflege hin zum Teil der Wertschöpfungskette im
Krankenhaus.

Im gesamten Bereich der Pflege ist es uns gelungen, unsere Offensive
für mehr Pflegepersonal fest zu verankern. Wir werden uns mit
zahlreichen Initiativen für eine spürbare Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und der Bezahlung von Pflegekräften einsetzen.
Vorgesehen sind dafür unter anderem verbindliche
Personalbemessungsinstrumente, Sofortmaßnahmen für eine bessere
Personalausstattung und zusätzlich 8.000 neue Fachkraftstellen im
Zusammenhang der medizinischen Behandlungspflege in
Pflegeeinrichtungen. Ein weiterer wichtiger Punkt für die Angehörigen
von Pflegebedürftigen: Auf das Einkommen der Kinder von
pflegebedürftigen Eltern soll künftig erst ab einem Einkommen in Höhe
von 100.000 Euro im Jahr zurückgegriffen werden.

Gleichzeitig wollen wir in der stationären Versorgung die
Zentrenbildung bei Kliniken fördern, die stationäre Grundversorgung
insbesondere im ländlichen Raum erhalten sowie die Zusammenarbeit mit
den Niedergelassenen voranbringen.

Damit die flächendeckende Gesundheitsversorgung auf allen Ebenen
gestärkt werden kann, ist eine gut erreichbare ärztliche Versorgung
unabdingbar. Diese kann aber nur mit Veränderungen auf zukunftsfeste
Beine gestellt werden. Dazu gehört für uns eine bessere
Zusammenarbeit aller Gesundheitsberufe und eine intensivere
Kooperation zwischen Krankenhäusern und Praxisärzten, z. B. bei der
Krebsversorgung. Auch die wohnortnahe Geburtshilfe und eine gute
Versorgung durch Apotheken vor Ort ist uns bei den Verhandlungen ein
entscheidendes Kriterium gewesen. Umso erfreulicher ist es, dass sich
die Union mit dem Verbot des Versandhandels mit
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln durchsetzen konnte."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3343: Förderung von Sport und Ehrenamt wichtiger Bestandteil im Koalitionsvertrag


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Förderung von Sport und Ehrenamt wichtiger Bestandteil im
Koalitionsvertrag

Zivilgesellschaft stärken und Sportförderung zukunftsfähig ausrichten



Am gestrigen Mittwoch wurde die Koalitionsvereinbarung von CDU/CSU
und SPD in Berlin vorgestellt. Hierin spielt die Förderung von Sport
und Ehrenamt eine wichtige Rolle. Die einzelnen Vorhaben reichen
dabei von einer zukunftsorientierten Unterstützung des Spitzensports
bis hin zu einer nachhaltigen Entbürokratisierung des Ehrenamtes.
Dazu erklärt der sportpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Die Förderung von Sport und Ehrenamt ist wichtiger Bestandteil des
Koalitionsvertrags und damit ein deutlicher Erfolg der Union. Durch
die vereinbarten Maßnahmen wird die Zivilgesellschaft in Deutschland
langfristig gestärkt, eine lebendige Demokratie gefördert und die
Spitzensportförderung fortschrittlich ausgerichtet.

So werden wir das Ehrenamt entbürokratisieren, das
Gemeinnützigkeitsrecht verbessern und die Bundes- und
Jugendfreiwilligendienste ausbauen. Eine Ehrenamtsstiftung wird dies
als Service-Agentur umfassend unterstützen. Ehrenamtler sollen zudem
steuerlich entlastet und vermehrt durch hauptamtliche Kräfte
unterstützt werden, damit die Ehrenamtler ihren Fokus auf das
gemeinnützige Engagement legen können.

Die beschlossene Reform der Spitzensportförderung werden wir weiter
voranbringen und dabei die Athleten in den Mittelpunkt stellen.
Beispielsweise gilt es die Vereinbarkeit von Spitzensport und Beruf
zu verbessern, wie auch eine fundierte Altersvorsorge der Athleten zu
initiieren. Dafür wollen wir insgesamt deutlich mehr Mittel
bereitstellen. Zudem wollen wir den paralympischen Sport ausbauen und
gleichberechtigt behandeln.

Eine Strategie für Großsportveranstaltungen wird den Reformprozess
begleiten und wichtige Impulse für die Sportvereinslandschaft in
Deutschland bringen. So werden wir dem Modernisierungs- und
Sanierungsstau im Spitzensport entgegenwirken und uns für eine
moderne und bedarfsgerechte Sportinfrastruktur in Deutschland
einsetzen.

Überdies wollen wir der wachsenden Bedeutung der E-Sport-Landschaft
in Deutschland Rechnung tragen und uns für eine Anerkennung als
eigene Sportart mit Vereins- und Verbandsrecht einsetzen. E-Sport
schult - wie das Schachspiel auch - nachweislich wichtige
Fähigkeiten, die in Schule und im späteren Berufsleben von Bedeutung
sind.

Wichtiger denn je ist zudem der Einsatz für den Schutz der Integrität
des sportlichen Wettbewerbs. Deshalb werden wir den Kampf gegen
Doping, Manipulation, Korruption, Gewalt oder Missbrauch im Sport
entschlossen fortsetzen und weiterentwickeln. Schlussendlich muss die
Gesundheitsprävention durch Sport stärker in den Mittelpunkt gerückt
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/616: Kultur profitiert vom Koalitionsvertrag


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Kultur profitiert vom Koalitionsvertrag

Gute Pläne für die Legislaturperiode



Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD beinhaltet für den Bereich
Kultur und Medien eine Reihe an guten Vorhaben. Dazu erklärt der
kultur- und medienpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marco Wanderwitz:

"Gute Nachrichten für alle Kulturschaffenden: In den kommenden vier
Jahren wird unsere Kulturlandschaft erheblich gestärkt. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bleibt ein verlässlicher politischer
Partner. In den Koalitionsverhandlungen haben wir unsere Positionen
vor allem in folgenden Punkten abgebildet:

Wir werden die Kultur in ländlichen und strukturschwachen Regionen
sichern. Dafür wollen wir ein 'Zukunftsprogramm Kino' als
Förderprogramm für Kinos auflegen und das Investitionsprogramm Ost im
Zuge einer Mittelerhöhung auf ganz Deutschland erweitern. Die
wichtige Projektarbeit der Bundeskulturförderfonds soll verstärkt
werden. Durch ein Bundesprogramm Denkmalschutz wird in Kofinanzierung
mit den Ländern die notwendige Sanierung vieler Denkmale nun
dauerhaft ermöglicht.

Der Bereich Erinnerungskultur bleibt für uns ein wichtiger
Schwerpunkt. Wir wollen mehr Anreize für Gedenkstättenbesuche
schaffen und dafür Bundeszuschüsse für Schülerfahrten prüfen. Die im
Jahr 2019 auslaufende Möglichkeit für Opfer der SED-Diktatur,
Rehabilitierungsanträge zu stellen, wird entfristet. Die
Aufarbeitungseinrichtungen werden bei der Zeitzeugenarbeit noch mehr
unterstützt. Im Hinblick auf den 30. Jahrestag der friedlichen
Revolution und der Deutschen Einheit haben wir uns noch einmal
ausdrücklich für ein Freiheits-und Einheitsdenkmal in Berlin und
Leipzig ausgesprochen.

Das Budget der Deutschen Welle soll substantiell erhöht werden,
sodass sie mit dem französischen und britischen Auslandsrundfunk auch
finanziell mithalten kann. Unser Auslandssender leistet für die
globale Presse- und Meinungsfreiheit unverzichtbare Beiträge und
vertritt deutsche Sichtweisen in der Welt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/640: Bundeswehr wird gestärkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Bundeswehr wird gestärkt

Koalitionsvertrag gute Ausgangsbasis für die deutsche Sicherheitspolitik



CDU, CSU und SPD haben sich am gestrigen Mittwoch auf einen
Koalitionsvertrag verständigt. Sicherheits- und Verteidigungspolitik
bilden einen wesentlichen Bestandteil der Einigung. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Henning Otte:

"Mit der gestrigen Einigung wurde ein wichtiger Schritt zur Bildung
einer stabilen Bundesregierung unternommen. Beim Thema
Sicherheitspolitik hat die Koalitionsarbeitsgruppe Außen,
Verteidigung, Menschenrechte und Entwicklungszusammenarbeit die
richtigen Weichen für eine sichere Zukunft unseres Landes gestellt.

Wesentlich ist dabei eine Stärkung der Bundeswehr in den Bereichen
Personal und Material. Wir werden die Bundeswehr als Arbeitgeber noch
attraktiver machen. Hierfür wollen wir noch in diesem Jahr ein Gesetz
vorlegen, um die Gehalts- und Besoldungsstrukturen wettbewerbsgerecht
fortzuentwickeln und die soziale Absicherung zu verbessern. Für ihre
Einsätze brauchen die Soldaten die bestmögliche Ausrüstung. Wir
werden dafür sorgen, dass die geplanten Beschaffungen noch schneller
umgesetzt werden und das Material in der Truppe ankommt. Hierfür
wollen wir die Struktur unserer Beschaffungsorganisation verbessern
und vergaberechtliche Anpassungen prüfen. Wichtig für den Schutz
unserer Soldaten im Einsatz ist außerdem, dass wir uns mit der SPD
auf die zeitnahe Beschaffung einer bewaffnungsfähigen Drohne geeinigt
haben. Europäische Rüstungskooperationen wollen wir effizienter
gestalten. Die Wertschöpfung soll nicht wie bisher oft der Fall nach
Länderquoten erfolgen, sondern dort, wo die beste Kompetenz in
Industrie und Mittelstand beheimatet ist. Hier liegt Deutschland
regelmäßig an der Spitze.

Voraussetzung für unsere Vorhaben ist eine Fortsetzung der
Verstärkung des Verteidigungshaushalts in erheblichem Umfang. Auch
hierfür haben wir mit dem vorliegenden Koalitionsvertag eine gute
Ausgangsbasis geschaffen. Damit stehen wir zu unseren Vereinbarungen,
die wir in der NATO zum Schließen von militärischen Fähigkeitslücken
getroffen haben.

Die Männer und Frauen in Uniform sowie das zivile Personal der
Bundeswehr sind der Garant für die Sicherheit unseres Landes.
Deswegen ist es für uns in den kommenden Jahren besonders wichtig,
das Herz der Truppe zu erreichen und unsere Verbundenheit mit den
Soldaten herauszustellen. Auch deswegen war es der Union ein
Anliegen, das Bekenntnis des Dienstherrn auch zu den ehemaligen
Bundeswehrangehörigen zu betonen, die für ihren geleisteten Dienst
eine besondere gesellschaftliche Anerkennung verdienen.

Wir müssen nun noch das Votum der SPD-Mitglieder zum
Koalitionsvertrag abwarten. Wichtig ist, dass wir schnell zu
belastbaren Ergebnissen und einer stabilen Regierung für unser Land
gelangen."

 * 
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SOZIALES/1882: Koalitionsvertrag setzt ein starkes Signal für Familien und Frauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Koalitionsvertrag setzt ein starkes Signal für Familien und
Frauen

Verbesserungen auch für Kinder und Jugendliche



Am gestrigen Mittwoch haben sich CDU, CSU und SPD auf einen neuen
Koalitionsvertrag geeinigt. Zu den Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag zur Politik für Familien, Senioren, Frauen und
Jugend erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der familienpolitische
Sprecher, Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Was wir in den Koalitionsverhandlungen für Familien
erreichen konnten, kann sich sehen lassen: Das Gesamtpaket ist eine
der größten Entlastungen, die Familien in unserem Land je erlebt
haben. Für die Union war zentral, dass wir alle Familien in der
Breite und mit ihren unterschiedlichen Herausforderungen
unterstützen. Wir unterstützen sie finanziell, indem wir das
Kindergeld um 25 Euro pro Monat und Kind erhöhen und den steuerlichen
Kinderfreibetrag entsprechend anheben. Mit haushaltsnahen
Dienstleistungen schaffen mehr Zeit für wichtige Familienzeit.

Kinderarmut verringern wir, indem wir den Kinderzuschlag erhöhen und
die Leistungen für Bildung und Teilhabe verbessern. Auch in die
Kinderbetreuung investieren wir: Die Betreuungsplätze werden wir
weiter ausbauen und die Länder können mit Hilfe des Bundes die
Qualität verbessern und/oder Gebühren senken. Darüber hinaus setzen
wir ein weiteres Wahlversprechen der Union um und schaffen einen
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder. Das
entlastet erwerbstätige Eltern. Insgesamt ist das ein starkes Paket
für Familien.

Bei der Gleichstellung von Frauen und Männern werden wir im
öffentlichen Dienst einen großen Schritt vorankommen: Wir haben uns
das Ziel gesetzt, bis 2025 die Leitungspositionen gleichberechtigt
mit Frauen und Männern zu besetzen. Führungspositionen in Teilzeit
werden wir stärker als bisher ermöglichen und im Rahmen dienstlicher
Beurteilungen werden wir künftig Erfahrungen und Fähigkeiten aus
Erziehung und Pflege berücksichtigen. So wird der öffentliche Dienst
Vorbild für die Privatwirtschaft."

Marcus Weinberg: "Wir haben viel für Eltern und Kinder erreicht. Wir
werden das Problem Kinderarmut mit einem gezielten Maßnahmenmix aus
besserer finanzieller Unterstützung, einer Verbesserung des
Bildungs- und Teilhabeangebotes sowie dem Ausbau der Kinderbetreuung
eindämmen. Wir wollen die Situation beim Kinderschutz und in der
Kinder- und Jugendhilfe verbessern. Dafür werden wir die sozialen
Berufe stärken und für mehr Wissen, Qualifikation, Kooperation und
bessere Verfahren sorgen. Wir gehen konsequent gegen Gewalt gegenüber
Frauen und Kindern vor und werden die Unterstützungsangebote
ausbauen. Wir haben aus dem Fall des missbrauchten Jungen in
Süddeutschland die Konsequenz gezogen, dass die Familiengerichte bei
Verdacht auf Kindesmissbrauch zukünftig Gewaltschutzexperten
hinzuziehen müssen.

Wir wollen zudem, dass Eltern von fremduntergebrachten Kindern nicht
mehr durch das Jugendhilfe-Raster fallen, sondern im Interesse ihrer
Kinder unterstützt werden. Dazu soll die Elternarbeit gestärkt
werden. Aber auch Pflegeeltern sollen besser unterstützt werden.
Außerdem werden wir bei einer Reform Berichte über konkrete
Erfahrungen mit der Kinder- und Jugendhilfe und
Familiengerichtsbarkeit stärker berücksichtigen, indem diese
systematisch gesammelt und auf Systemschwächen hin ausgewertet
werden. Sehr erfreulich ist auch, dass die Versorgung und
Unterstützung von Kindern psychisch kranker Eltern zu verbessert
werden soll.

Das Ehrenamt und die gesellschaftliche Beteiligung werden wir stärker
fördern und den Kampf gegen Extremismus vorantreiben. Außerdem wollen
wir angesichts einer zunehmend individualisierten, mobilen und
digitalen Gesellschaft das Thema Vereinsamung angehen und Strategien
dagegen entwickeln."

 * 
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UMWELT/765: Umwelt- und Klimapolitik mit anspruchsvoller Agenda


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Umwelt- und Klimapolitik mit anspruchsvoller Agenda

Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft und Biodiversität sind Schwerpunkte



CDU, CSU und SPD haben am gestrigen Mittwoch ihre
Koalitionsverhandlungen abgeschlossen. Dazu erklärt die
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött:

"Der Koalitionsvertrag zeigt, dass wir bei der Umwelt- und
Klimapolitik weiter Tempo machen. Er enthält ein klares Bekenntnis zu
unseren Klimazielen. Mit einer Ausrichtung auf Technologieoffenheit,
Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit stehen wir für eine Klimapolitik,
die den Wirtschaftsstandort stärkt, Arbeitsplätze sichert und
regionale Strukturbrüche verhindert. Dazu gehört auch, dass der
europäische Emissionshandel das zentrale Instrument zum Erreichen der
Klimaziele bleibt. Zusätzliche nationale Alleingänge bei
Klimainstrumenten, die die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen
gefährden, wird es nicht geben. Wir sichern anspruchsvollen
Klimaschutz und fairen Wettbewerb für unsere Unternehmen
gleichzeitig.

International übernehmen wir auch künftig Verantwortung. Es ist
wichtig, dass wir neben einer stärkeren Unterstützung von globalen
Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen auch beim Ressourcenschutz und
der Kreislaufwirtschaft in der internationalen Zusammenarbeit einen
Schwerpunkt setzen. Wenn wir die Meere sauber halten und die
Ressourcen schützen wollen, müssen wir eine globale
Kreislaufwirtschaft aufbauen. Hier ist Deutschland technologisch
stark und wird anderen Regionen helfen.

Besonders erfreulich ist es, dass es uns gelungen ist, das
'Aktionsprogramm Insektenschutz' zu verankern. Wir müssen alles
daransetzen, dieses Programm gemeinsam mit den Landwirten schnell auf
den Weg zu bringen."

 * 
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VERKEHR/694: Gute Ergebnisse für den Verkehr im Koalitionsvertrag


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Gute Ergebnisse für den Verkehr im Koalitionsvertrag

Mobilität bleibt unsere Stärke



Am gestrigen Mittwoch haben sich CDU, CSU und SPD auf einen neuen
Koalitionsvertrag geeinigt. Zu den Vereinbarungen im Bereich Verkehr
und digitale Infrastruktur erklärt der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange:

"Im Verkehrsbereich haben wir sehr gute Ergebnisse erzielt. Ein
großer Erfolg aus den Sondierungen ist, dass wir die Rekordmittel aus
dem Investitionshochlauf im Verkehr verstetigen können. Damit sind
wir finanziell gut aufgestellt. Zudem haben wir im Rahmen der
Koalitionsverhandlungen im Verkehrsbereich zentrale Themen
adressiert: weitere Verbesserungen im Bereich emissionsarmer
Mobilität, um Fahrverbote auch künftig zu verhindern, innovative
Mobilitätskonzepte - auch für den ländlichen Raum und
Planungsbeschleunigung bei Infrastrukturprojekten.

Wir stärken die Schiene, u.a. indem wir die Elektrifizierung weiter
vorantreiben, achten aber gleichzeitig auf Verbesserungen im
Lärmschutz. Die Potentiale der Digitalisierung wollen wir auch im
Verkehrsbereich nutzen. So werden wir z.B. die rechtlichen
Voraussetzungen für die Erprobung und Weiterentwicklung des autonomen
Fahrens auf allen Verkehrsträgern schaffen. Zudem wollen wir stärkere
Anreize für emissionsarme Mobilität setzen. Wichtig ist dabei die
Verbesserung der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge. Ziel ist es,
bis 2020 mindestens 100.000 zusätzliche Ladepunkte verfügbar zu
machen.

Für den Ausbau der digitalen Infrastruktur enthält der
Koalitionsvertrag eine Richtungsentscheidung. Mit dem
flächendeckenden Ausbau der Gigabit-Netze bis 2025 sorgen wir dafür,
dass alle Bürgerinnen und Bürger - auch im ländlichen Raum - künftig
Zugang zu schnellem Internet haben. Dafür werden noch einmal
zusätzliche 10 bis 12 Milliarden Euro öffentliche Mittel ins
Glasfasernetz investiert. Zudem werden wir bestehende Funklöcher im
Mobilfunknetz konsequent schließen. Dafür werden wir schärfere
Kontrollen und Sanktionsmöglichkeiten etablieren. Beim künftigen
5G-Netz werden die Netzbetreiber verpflichtet, insbesondere an den
Verkehrswegen gerade im ländlichen Raum auszubauen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2693: Koalitionsvertrag stellt die Verbraucher deutlich besser


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Koalitionsvertrag stellt die Verbraucher deutlich besser

Musterfeststellungsklage wird noch in diesem Jahr eingeführt



Mit der Musterfeststellungsklage wird ein wichtiges Projekt im
Verbraucherschutz zügig umgesetzt. Auch darüber hinaus hat der
Verbraucherschutz im Koalitionsvertrag eine hohe Relevanz. Dazu
erklären die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und die
Verbraucherschutzbeauftragte Mechthild Heil:

"Mit der Musterfeststellungsklage haben wir ein wichtiges Projekt für
den Verbraucherschutz im Koalitionsvertrags verankert.
Verbraucherinnen und Verbraucher sollen dadurch bessere Möglichkeiten
zur gemeinsamen Rechtsdurchsetzung erhalten.
Für Fälle, in denen eine Vielzahl von Betroffenen auf die gleiche Art
und Weise geschädigt worden ist, schaffen wir eine effektive
Rechtsdurchsetzung. Wichtig ist für uns dabei, dass dadurch keine
'Klageindustrie' nach amerikanischem Vorbild entsteht. Wir werden
daher die Klagebefugnis auf festgelegte qualifizierte Einrichtungen
beschränken. Damit drohende Verjährungen am Jahresende 2018
verhindert werden können, haben wir vereinbart, dass das Gesetz
spätestens zum 1. November 2018 in Kraft treten soll. Auch die
Durchsetzung kleiner Streuschäden, wie z.B. Entschädigung für
Flugverspätungen, verbessern wir.

Zur Stärkung von Aufsicht und Bürgerinformation im Verbraucherschutz
werden wir die vorhandenen Marktwächter im Haushalt verstetigen und
auf eine rechtliche Grundlage stellen; damit wird auch die
Transparenz ihrer Arbeit garantiert. Die Bundesregierung soll
zukünftig zur leichteren Auffindbarkeit von Verbraucherinformationen
ein bundesweites einheitliches 'Portal Verbraucherlotse' anbieten.
Wir werden die Verbraucherzentralen mit der weiteren Bereitstellung
von Materialkompassen beauftragen, die Angebote für die
Verbraucherbildung, z.B. für Schulen, bündeln und zukünftig auch über
die Bildungscloud zur Verfügung stehen.

Wir konnten zudem eine ganze Reihe von Vereinbarungen treffen, die
den Menschen im Alltag konkret helfen werden. So wollen wir z.B.
gegen Tachomanipulationen bei Gebrauchtfahrzeugen vorgehen, die
Häufigkeit von Strom-, Wasser- und Gassperren reduzieren, den
Missbrauch des bewährten Abmahnrechts verhindern und Verbraucherinnen
und Verbraucher besser vor telefonisch untergeschobenen Verträgen und
Kostenfallen schützen. Im IT-Bereich sollen die Auswirkungen von
computerbasierten Entscheidungen, etwa auf Kreditnehmer und
Jobbewerber, besser überprüfbar werden, genauso wie bei der
dynamischen Preisbildung, durch die verschiedenen Kunden das gleiche
Produkt zu unterschiedlichen Preisen angeboten wird. Schließlich
wollen wir Buchungs- und Vergleichsplattformen dazu verpflichten, den
Nutzern die Kriterien für ihre Empfehlungen transparenter zu machen
und Interessenkonflikte offenzulegen."
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WIRTSCHAFT/2692: Deutschland auf gutem Weg in die digitale Zukunft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Deutschland auf gutem Weg in die digitale Zukunft

Umfassende Maßnahmen zur Nutzung der Chancen der Digitalisierung
vereinbart



Am gestrigen Mittwoch haben sich CDU, CSU und SPD auf einen
Koalitionsvertrag zur Bildung einer neuen Bundesregierung
verständigt. Der Vertrag enthält auch ein Kapitel zum Thema
Digitalisierung, in dem eine Reihe substantieller Projekte vereinbart
wurden, mit denen in Deutschland den Herausforderungen der
Digitalisierung begegnet werden soll. Hierzu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, und der Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale Agenda, Thomas
Jarzombek:

"Mit den vorgestellten Vereinbarungen zum Thema Digitalisierung haben
wir wegweisende Maßnahmen für eine zukunftssichernde und
innovationsoffene Politik in unserem Land auf den Weg gebracht. Wir
freuen uns, dass sich viele Projekte in der Vereinbarung
wiederfinden, die der Unionsfraktion besonders am Herzen liegen und
die sie daher schon in der vergangenen Legislaturperiode vorbereitet
hat.

Wir wollen schnelles Internet für alle und damit den Weg Deutschlands
in die Gigabit-Gesellschaft bereiten - auch durch Mittel in Höhe von
bis zu zwölf Milliarden Euro in einem Gigabitinvestitionsfonds. Wir
wollen vorhandene Funklöcher schließen und WLAN Netze stärken. Auch
für Digitale Bildung setzten wir uns ein: Mit dem fünf Milliarden
Euro dotierten DigitalPakt#D werden Bund und Länder alle Schulen
digital ausstatten. Auch wollen wir regionale Kompetenzzentren für
digitale Bildung etablieren und diese mit bestehenden Akteuren und
Initiativen vor Ort vernetzen. Ziel ist es, technisches und
pädagogisches Knowhow zu vermitteln und Best Practice vorzustellen.
Die Gründungskultur in Deutschland und Gründerfinanzierung werden wir
noch stärker fördern und damit die Grundlage für den Wohlstand von
morgen legen.

Durch die Digitalisierung entsteht zudem eine Vielzahl von Daten. Wir
müssen klären, wie wir mit den Daten umgehen wollen, um mehr
Geschwindigkeit in digitale Entwicklung zu bringen und auch einen Weg
zu definieren, der gesellschaftliche Konflikte im Bereich der
Datenpolitik auflöst. Diesen Herausforderungen wollen wir mit einer
Daten-Ethikkommission begegnen. Diese soll Regierung und Bundestag
beraten und einen möglichen Rahmen für Datenpolitik, den Umgang mit
Algorithmen, künstlicher Intelligenz und digitalen Innovationen
vorschlagen. Auf europäischer Ebene wollen wir uns für ein hohes
Schutzniveau der Vertraulichkeit von Kommunikationsdaten im Rahmen
der ePrivacy-Verordnung einsetzen, aber zugleich den Spielraum für
Innovation und digitale Geschäftsmodelle erhalten.

Insgesamt sind die vereinbarten Projekte zur Digitalisierung ein sehr
gutes Ergebnis der Koalitionsverhandlungen. Auf dieser Grundlage
können wir den Weg unseres Landes in die Digitale Zukunft erfolgreich
gestalten und im internationalen Standortwettbewerb bestehen."
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ARBEIT/1765: Neun Millionen Überstunden in der Altenpflege


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Februar 2018

Neun Millionen Überstunden in der Altenpflege



"Mehr als neun Millionen Überstunden in der Altenpflege in einem Jahr bei gleichzeitig sinkender Anzahl von Vollzeitbeschäftigungen sind das traurige Resultat der Großen Koalition der letzten Jahre", sagt Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, anlässlich einer Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Linksfraktion zu Arbeitsbedingungen in der Altenpflege. Zimmermann weiter:

"Im Jahr 2015 hatten in der stationären Pflege nur knapp 29 Prozent der Pflegekräfte eine Vollbeschäftigung. Viele Einrichtungen der Altenpflege vergeben auch heute nur Teilzeitstellen. Pflegekräfte in Teilzeitbeschäftigung können profitabler ausgebeutet werden, weil sie häufig auch in ihrer Freizeit zum Dienst verpflichtet werden. Dass dies im großen Stil passiert, belegt die ungeheure Anzahl von Überstunden, die für das Jahr 2016 angegeben wurden.

Im Dezember 2017 meldete die Bundesagentur für Arbeit 24.000 unbesetzte Stellen in der Altenpflege. Weitere 8000 Stellen werden nichts am Pflegenotstand ändern. Ein paar kleine Korrekturen an den bestehenden Gesetzen auch nicht. Die Zahlen der Bundesregierung machen klar, dass sich in der Pflege grundsätzlich etwas verändern muss. Ob die neue Bundesregierung in Gestalt einer Wiederauflage der Großen Koalition dazu willens ist, ist allerdings die Frage."

 * 
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AUSSEN/1655: Bundesregierung setzt sich an die Spitze der Säbelrassler, statt Entspannungspolitik mit Russland zu fördern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Februar 2018

Bundesregierung setzt sich an die Spitze der Säbelrassler, statt Entspannungspolitik mit Russland zu fördern



"Das Angebot der Bundesverteidigungsministerin, die Bundeswehr in Deutschland ein neues NATO-Hauptquartier aufbauen zu lassen, ist ein weiteres Indiz, dass wir uns im Kalten Krieg 2.0 befinden. Das Verhältnis zwischen NATO und Russischer Föderation ist so schlecht wie lange nicht mehr. Der Propaganda-, Handels- und Sanktionskrieg läuft auf Hochtouren. Auf der militärischen Ebene wird aufgerüstet, es finden gefährliche Militärübungen auf beiden Seiten statt, und es werden NATO-Truppen an die russische Grenze verlegt", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss. Er fährt fort:

"Nun stellt sich die Bundesregierung ein weiteres Mal an die Spitze der Scharfmacher, Verteidigungsministerin von der Leyen bietet an, auf deutschem Staatsgebiet ein neues Nato-Planungs- und Führungszentrum für schnelle Truppen- und Materialtransporte aufzubauen. Genau diese Funktion des neuen NATO-Hauptquartiers ist das absolut falsche Signal an die russische Seite. Dass gerade Deutschland sich erneut an die Spitze dieser Eskalationsmaßnahme stellt, ist ein Skandal.

DIE LINKE fordert von der Bundesregierung, dieses Vorhaben nicht umzusetzen und sich endlich als Vermittler zwischen der Russischen Föderation und den USA zu engagieren - auch im eigenen Interesse. Denn in einem realen Konflikt wären Europa und insbesondere Deutschland die ersten Opfer der vollständigen Zerstörung durch den Einsatz von Nuklearwaffen. Es geht um nichts weniger als um Frieden und Sicherheit in Europa."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1654: Völkerrechtswidrige Angriffe der USA auf Syrien müssen gestoppt werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Februar 2018

Völkerrechtswidrige Angriffe der USA auf Syrien müssen gestoppt werden



"Die völkerrechtswidrigen Angriffe der USA auf regierungsnahe Truppen in Syrien müssen von der Bundesregierung scharf verurteilt werden. Nach dem türkischen Angriff und Einmarsch in Nordsyrien ist dies eine weitere Eskalationsstufe eines NATO-Staates in diesem Krieg, die von der geschäftsführenden Kanzlerin Angela Merkel nicht einfach ignoriert werden kann", sagte Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Mit diesem massiven US-Luftangriff mit mehr als 150 Toten und Verletzten hat die US-Intervention eine neue Qualität der Eskalation erreicht. Die sogenannte Anti-IS-Koalition, die von der Bundesregierung unterstützt wird, entsendet illegalerweise immer mehr Bodentruppen auf syrisches Territorium. Fakt ist, dass die US-Armee schon jetzt mit gut 2.000 Soldaten vor Ort ist und immer mehr zur aktiven Kriegspartei wird.

Bislang unbestätigte Berichte über getötete russische Soldaten müssen untersucht werden. Diese Entwicklung weist darauf hin, dass eine brandgefährliche Situation entstehen kann, die zu einer direkten Konfrontation mit russischen Truppen führt. Das völkerrechtswidrige Agieren der USA darf von der Bundesregierung nicht länger mit Luftaufklärung unterstützt werden, deshalb muss die Bundeswehr umgehend aus Jordanien und aus dem türkischen Konya abgezogen werden.

Statt nun in Jordanien eine permanente Militärbasis der Bundeswehr aufzubauen, muss die Bundesregierung zur Deeskalation beitragen und sich im Rahmen der laufenden UN-Initiativen für eine politische Lösung des Krieges einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/1860: GroKo - Friedenspolitisch katastrophal


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. Februar 2018

GroKo - Friedenspolitisch katastrophal



Der stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE und verteidigungspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, Tobias Pflüger:

"Im Wahlkampf hat die SPD wiederholt versucht, sich als Kraft für Abrüstung und Frieden zu präsentieren. Der Koalitionsvertrag bedeutet nun das Gegenteil. Mit PESCO, der EU-Militärunion, treibt die GroKo die Militarisierung der europäischen Außenpolitik weiter voran, will dieses Projekt gar ,mit Leben füllen' und darüber hinaus mit einem militärischen Hauptquartier der EU ausstatten. In Afghanistan und Mali werden die Bundeswehreinsätze personell aufgestockt, obwohl sie in beiden Ländern die Konflikte verschärfen.

Freuen kann sich indes die Rüstungsindustrie. Im Koalitionsvertrag ist die Rede davon, die Sicherheits- und Verteidigungsindustrie ,zu konsolidieren und zu fördern'. So sollen beispielsweise bewaffnete Drohnen für die Bundeswehr angeschafft werden. Nun ist mit der Übergangslösung Heron TP (die bewaffnet werden kann) wieder eine bewaffnete Eurodrohne geplant. Wir werden alles tun, um das zu verhindern.

Wir werden auch der neuen Regierung den Sozialabbau und die weitere Aufrüstung nicht durchgehen lassen. Wir kämpfen im Bundestag und auf der Straße für eine friedliche und gerechte Gesellschaft."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018 

Bundesgeschäftsstelle
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WIRTSCHAFT/2034: Die Überschüsse der einen sind die Defizite der anderen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Februar 2018

Die Überschüsse der einen sind die Defizite der anderen



"Wieder mal haben die deutschen Exporte kräftig zugelegt. Wir müssen mehr von unseren produzierten Waren selbst konsumieren, statt dauerhaft unter unseren Verhältnissen zu leben. Dann kommen auch die europäischen Nachbarn auf die Beine", kommentiert Alexander Ulrich, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Wirtschaftsausschuss, die neuesten Zahlen des Statistischen Bundesamtes. Ulrich weiter:

"Seit Jahren konsumieren die Deutschen weniger als sie produzieren. Die Löhne halten mit der Produktivitätsentwicklung nicht Schritt. Deswegen wird ein immer größerer Teil der Produkte ins Ausland verkauft. Dass die Exporte auch 2017 kräftig zulegten, zeigt vor allem eins: Wir brauchen dringend kräftige Lohnsteigerungen.

Völlig zu Recht kritisiert die EU-Kommission schon seit dem Jahr 2012 den ausgeuferten deutschen Handelsüberschuss. Von diesen Überschüssen geht ein enormer Druck auf die Partner in der Eurozone aus. Sie haben die Krise mitverursacht, denn die Überschüsse der einen sind die Defizite der anderen. Wenn die neue GroKo einen Beitrag zur Stabilisierung der Währungsunion leisten will, muss sie die Binnennachfrage stärken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Februar 2018
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BUNDESTAG/6909: Heute im Bundestag Nr. 057 - 08.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 057

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. Februar 2018, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Arzneimittelherstellung in Apotheken

2. FDP-Fraktion fragt nach Bankenunion

3. Zahl islamistischer Gefährder erfragt

4. Sprachkurse für Spätaussiedler

5. Salafismus und Antisemitismus

6. Förderprogramme für Digitalisierung

7. Maßnahmen gegen Landarztmangel



1. Arzneimittelherstellung in Apotheken

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die pharmazeutische Überwachung von Apotheken
und für die Überprüfung einer ordnungsgemäßen Herstellung von
Arzneimitteln sind die Länder zuständig. Dies erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/598) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion der FDP (19/426) zum sogenannten Bottroper Apothekenskandal.
In einer Apotheke in Bottrop waren Krebsmedikamente gepanscht worden.
Die Bundesregierung hat keine Informationen, inwieweit Überprüfungen
von Apotheken stattfinden. Sie verweist auf eine Neuordnung der
Apothekenüberwachung in Nordrhein-Westfalen aufgrund der Geschehnisse
in Bottrop. Danach sollen bei der Herstellung von
Infusionsarzneimitteln verstärkt unangemeldete Inspektionen
durchgeführt werden.

 * 

2. FDP-Fraktion fragt nach Bankenunion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die geplante europäische Bankenunion ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/638). Die Fragen der Abgeordneten
beziehen sich auf eine "Roadmap" der EU-Kommission, in der Schritt für
Schritt der Weg zur Vollendung der Vergemeinschaftung der
Einlagensicherung vollzogen werde, wie es unter Bezugnahme auf
Medienberichte heißt. Die Regierung soll unter anderem dazu Stellung
nehmen, welche Risiken in den Bankbilanzen gesenkt werden sollen.
Außerdem werden Fragen zu Staatsanleihen und faulen Krediten in den
Bilanzen stellt.

 * 

3. Zahl islamistischer Gefährder erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Zahl und regionale Verteilung islamistischer
Gefährder in Deutschland" geht es in einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/615). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie
viele Personen, die der gewaltbereiten islamistischen Szene in
Deutschland zugerechnet werden, von den Behörden als sogenannte
Gefährder eingestuft werden. Auch möchte sie unter anderem wissen, wie
sich die Aufenthaltsorte der sich in Deutschland aufhaltenden
islamistischen Gefährder auf die einzelnen Bundesländer sowie auf die
jeweiligen Landkreise verteilen.

 * 

4. Sprachkurse für Spätaussiedler

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Sprachkurse für Spätaussiedler in den GUS-Staaten
und der Ukraine zum Erwerb der für den Sprachtest maßgeblichen
Sprachkenntnisse" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/618). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, über
welchen Zeitraum Sprachkurse zum Erwerb deutscher Sprachkenntnisse in
den GUS-Staaten und der Ukraine von der Bundesregierung finanziert
worden sind. Auch fragt sie unter anderem, wie viele Spätaussiedler
und ihre Familienangehörigen, die seit 2014 in Deutschland aufgenommen
wurden, am durch die Bundesregierung finanzierten Sprachkurs vor Ort
teilgenommen haben.

 * 

5. Salafismus und Antisemitismus

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "Salafismus und Antisemitismus an deutschen
Schulen" beschäftigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/617). Darin erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach,
welche Erkenntnisse der Bundesregierung "über das Vordringen und den
wachsenden Einfluss von salafistischem, beziehungsweise
radikalislamischem extremistischem, intolerantem und antisemitischem
Gedankengut an deutschen Schulen insgesamt" vorliegen.

 * 

6. Förderprogramme für Digitalisierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke beschäftigt sich mit den
Herausforderungen, vor die der digitale Wandel kleine und
mittelständische Unternehmen stellt. Auf dem Weg einer Kleinen Anfrage
(19/614) erkundigen sich die Abgeordneten nach Förderprogrammen
speziell für solche Unternehmen. Sie fragen die Bundesregierung auch
nach Hürden für eine digitale Umstellung in den Betrieben und möchten
wissen, wie der Zahl der angemeldeten Patente entgegengesteuert werden
soll. Schließlich geht es ihnen um den Breitbandausbau, Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen und die Frage, ob in Förderprogrammen gezielt
Frauen angesprochen werden.

 * 

7. Maßnahmen gegen Landarztmangel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/553). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie Landärzte von Ärzten
im städtischen Raum offiziell abgegrenzt werden. Außerdem soll die
Bundesregierung angeben, wie viele Personen mehr als zehn
beziehungsweise 20 Kilometer von einem niedergelassenen Hausarzt oder
von einem Krankenhaus entfernt leben. Gefragt wird weiter nach
Schließungen von Praxen und nach Prognosen, wie viele Landärzte bis
2030 benötigt werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6908: Heute im Bundestag Nr. 056 - 08.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 056

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Familienzusammenführung thematisiert

2. Kooperation mit Internetdienstleistern

3. Europol-Abkommen mit Ägypten

4. Ku-Klux-Klan-Strukturen in Deutschland

5. Anwendung der elektronischen Fußfessel

6. Interkulturelle Öffnung der Polizei



1. Familienzusammenführung thematisiert

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Familienzusammenführung bei Spätaussiedlern in
Deutschland thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/616). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, warum im Zeitraum
2014 bis 2017 in Deutschland durchschnittlich nur zirka 6.000
Spätaussiedler beziehungsweise ihre Familienangehörigen pro Jahr
aufgenommen worden seien, "obwohl in dieser Zeitspanne mehr als 70.000
Anträge beim Bundesverwaltungsamt gestellt worden sind". Auch wollen
die Abgeordneten wissen, mit welcher Zeitspanne die in den GUS-Ländern
lebenden Antragsteller rechnen können, die für die Bearbeitung der im
Zeitraum zwischen 2014 und 2017 gestellten Anträge erforderlich ist.

 * 

2. Kooperation mit Internetdienstleistern

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/'STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, welche
Notwendigkeiten die Bundesregierung "zum Ausbau der Kooperation mit
den Internetdienstleistern hinsichtlich der Erkennung und Entfernung
von gemeldeten oder von den Anbietern selbst entdeckten ,illegalen
Inhalten'" sieht. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/565) unter anderem danach, inwiefern die Anbieter dabei nicht nur
terroristische und extremistische Internetinhalte, sondern auch andere
als illegal eingestufte Inhalte mit weiteren Maßnahmen verfolgen
sollten.

 * 

3. Europol-Abkommen mit Ägypten

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Ein "geplantes Europol-Abkommen zum Datentausch mit
Ägypten zur Bekämpfung ,terroristischer Bedrohungen und
migrationsbezogener Herausforderungen'" ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/564). Darin verweisen die
Abgeordneten darauf, dass die Europäische Kommission am 20. Dezember
2017 einen Vorschlag für ein Abkommen der Polizeiagentur Europol zum
Datentausch mit der Regierung Ägyptens vorgelegt habe., Wissen wollen
sie, was der Bundesregierung darüber bekannt ist, wann und wo der
Vorschlag der Kommission von den Parteien beraten wird. Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, "welche Arbeitsabkommen,
administrative Abkommen oder ähnliche Übereinkommen" Europol nach
Kenntnis der Bundesregierung bereits mit Ägypten geschlossen hat.

 * 

4. Ku-Klux-Klan-Strukturen in Deutschland

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der in Deutschland existierenden
"Ku-Klux-Klan"-Gruppierungen und ihrer Mitglieder erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/563). Auch will sie
unter anderem wissen, bei wie vielen und welchen Straftaten in
Deutschland Ermittlungsbehörden nach Kenntnis der Bundesregierung seit
2016 "Ku-Klux-Klan"-Bezüge festgestellt haben.

 * 

5. Anwendung der elektronischen Fußfessel

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Anwendung der elektronischen Fußfessel bei
islamistischen Gefährdern und schweren Straftaten" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/561). Darin erkundigen sich
die Abgeordneten, wie häufig nach Kenntnis der Bundesregierung die
Maßregel der Führungsaufsicht durch Anbringung einer Fußfessel
angeordnet wird und wie hoch in den genannten Fällen die Anzahl der
Verstöße gegen Auflagen ist. Auch wollen sie unter anderem wissen, was
die Bundesregierung unternehmen will, "um auszuschließen, dass
insbesondere islamistische Gefährder sich durch Ausreise aus
Deutschland der elektronischen Aufenthaltsüberwachung entziehen
können".

 * 

6. Interkulturelle Öffnung der Polizei

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Mitwirkung der Beauftragten der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration an der interkulturellen Öffnung
der Polizei für Personen mit Migrationshintergrund" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/606). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, ob " die Integrationsbeauftragte der
Bundesregierung im Rahmen des Nationalen Integrationsplans oder des
Nationalen Aktionsplans Integration an einer ,interkulturellen
Öffnung' des öffentlichen Diensts auf Bundes- oder Landesebene im
Allgemeinen und der Bundes- oder Landespolizei im Speziellen
mitgewirkt" hat. Auch möchte sie unter anderem wissen, mit welchen
muslimischen Migrantenorganisationen sich die Integrationsbeauftragte
in einem regelmäßigen oder institutionalisierten Austausch befindet.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6907: Heute im Bundestag Nr. 055 - 08.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 055

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.44 Uhr

1. Kinderarbeit in der Türkei

2. Flüchtlinge in der Türkei

3. UNHCR ist weiterhin unterfinanziert

4. Humanitäre Hilfe in Syrien

5. Humanitäre Hilfen für Syrer

6. Binnengrenzkontrollen an EU-Flughäfen

7. Asylbewerber aus Sri Lanka



1. Kinderarbeit in der Türkei

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten
Nationen (UNHCR) und des türkischen Innenministeriums haben im
Dezember 2017 mehr als 1,6 Millionen registrierte minderjährige
Flüchtlinge in der Türkei gelebt. Davon seien rund eine Million
Flüchtlingskinder im schulpflichtigen Alter, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/511) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/277). Das türkische Bildungsministerium gebe
die Zahl der beschulten Kinder mit 608.095 an. Nach Einschätzung des
Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen (UNICEF) stelle Kinderarbeit
von Flüchtlingskindern, die in den vergangenen Jahren in der Türkei
Aufnahme gefunden haben, nach wie vor eine große Herausforderung dar.
Offizielle Angaben zur Anzahl der Betroffenen lägen jedoch nicht vor.
Nach Angaben der türkischen Statistikbehörde seien in den frühen
1990er Jahren drei Millionen arbeitende Kinder türkischer
Staatsangehörigkeit gezählt worden. "Staatlichen Angaben von 2017
zufolge beläuft sich die Zahl der betroffenen türkischen Kinder
nunmehr auf rund 850.000", heißt es in der Antwort weiter.
Kinderarbeit in der türkischen Landwirtschaft komme insbesondere durch
den Einsatz von Kindern als Saisonkräfte und Erntehelfer vor. Vor
allem in der türkischen Schwarzmeerregion würden ungeachtet der
nationalen und internationalen Anstrengungen zur Bekämpfung dieser
Praxis weiterhin Kinder als Erntehelfer bei der Haselnussproduktion
eingesetzt.

 * 

2. Flüchtlinge in der Türkei

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der türkischen Regierung haben sich mit
dem Stand November 2017 gut 3,36 Millionen registrierte syrische
Flüchtlinge und mehr als 331.000 registrierte nicht-syrische
Flüchtlinge und Migranten in der Türkei aufgehalten. Bei der letzteren
Gruppe handele es sich mehrheitlich um irakische, afghanische und
iranische Staatsangehörige, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/349) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/173). Nahezu 235.000 Personen seien in von den türkischen Behörden
eingerichteten Flüchtlingslagern untergebracht, dazu zählten knapp
228.000 syrische und knapp 7.000 irakische Staatsangehörige. Der
weitaus größte Teil der sich in der Türkei aufhaltenden Flüchtlinge
lebe außerhalb von Flüchtlingslagern im städtischen und ländlichen
Raum.

 * 

3. UNHCR ist weiterhin unterfinanziert

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Finanzierungssituation der Programme des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) ist weiterhin
angespannt. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/348) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (19/161) schreibt, hätten dem
höchsten jemals gemeldeten Bedarf des UN-Flüchtlingshilfswerks von
rund acht Milliarden US-Dollar Ende 2017 Beiträge der Mitgliedstaaten
sowie privater Geber in Höhe von rund 3,8 Milliarden US-Dollar
gegenübergestanden. Auch in den Jahren zuvor sei das UNHCR
unterfinanziert gewesen. So sei der Bedarf von rund 7,51 Milliarden
Euro sei 2016 zu 53 Prozent gedeckt gewesen und der Bedarf von 7,23
Milliarden Euro im Jahr 2015 zu 49 Prozent. Die Bundesregierung hat
laut Antwort ihre finanziellen Zusagen gegenüber dem
Flüchtlingshilfswerk 2017 wie auch in den Vorjahren vollständig
erfüllt.

 * 

4. Humanitäre Hilfe in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem aktuellen Stand und den Perspektiven von
humanitärer Hilfe und Entwicklungspolitik in Syrien erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/510). Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie die mittelfristigen
Finanzbedarfsplanungen bei der humanitären Hilfe und der
strukturbildenden Unterstützung Syriens aussehen und wie sie die
aktuelle Situation in Bezug auf die Ernährungssicherheit in dem
Bürgerkriegsland einschätzt.

 * 

5. Humanitäre Hilfen für Syrer

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Leistungen "im Rahmen der humanitären Hilfe und
der Entwicklungszusammenarbeit seit Beginn der Syrienkrise" berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/599) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/428). Seit Ausbruch des Konflikts stellt danach
"die Syrienkrise den Schwerpunkt der deutschen humanitären Hilfe mit
dem größten und einem stetig steigenden Anteil am Mittelvolumen dar".

Wie die Bundesregierung ausführt, hat sie seit dem Jahr 2012 insgesamt
2,165 Milliarden Euro für Maßnahmen der humanitären Hilfe in Syrien
und den Flüchtlingsaufnahmeländern der Region, insbesondere Libanon
und Jordanien, sowie drei Milliarden Euro für Maßnahmen der
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung gestellt. Bei den
Geberkonferenzen in London 2016 und Brüssel 2017 habe Deutschland
jeweils die größte bilaterale Mittelzusage gemacht und zeitnah
übererfüllt.

Weiter verweist die Bundesregierung darauf, dass sie mit rund 720
Millionen Euro humanitärer Hilfe und knapp einer Milliarde Euro der
Entwicklungszusammenarbeit 2017 "hinter den USA der zweitgrößte Geber
im Kontext der Syrienkrise" gewesen sei. Durch die "substanzielle
deutsche Unterstützung des Welternährungsprogramms" habe dieses auch
im vergangenen Jahr die Nahrungsmittelversorgung für rund vier
Millionen Menschen in Syrien und weit über eine Million Menschen in
den Nachbarstaaten sicherstellen können.

Die "signifikante deutsche Förderung" des UN-Flüchtlingshilfswerks
(UNHCR) hat laut Bundesregierung zudem "für Hunderttausende von
Binnenvertriebenen und Flüchtlingen in der Region die Schaffung
menschenwürdigen Wohnraums, die Ausstattung mit dringend benötigten
Hilfsgütern und Schutzmaßnahmen für besonders hilfsbedürftige Menschen
wie Kinder, alleinerziehende Frauen, ältere Menschen und Menschen mit
Behinderung ermöglicht". Hunderttausende syrische Kinder könnten in
den Aufnahmeländern in der Region mit deutscher Unterstützung zur
Schule gehen.

Wie die Bundesregierung ferner schreibt, hat sie in diesem Jahr "durch
die Förderung mehrjähriger Programme bereits wieder knapp 200
Millionen Euro für humanitäre Hilfsmaßnahmen in Syrien und den
Nachbarländern bereitgestellt".

 * 

6. Binnengrenzkontrollen an EU-Flughäfen

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Einführung von Binnengrenzkontrollen an
Flughäfen von EU-Staaten berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/600) auf eine Kleine Anfrage der Faktion Die Linke
(19/432). Wie die Bundesregierung darin mit Stand vom 30. Januar
darlegt, hat ihrer Kenntnis nach Frankreich auch an seinen
Luft-Binnengrenzen zu Belgien, Luxemburg, Deutschland, Schweiz,
Italien und Spanien vorübergehende Binnengrenzkontrollen wieder
eingeführt. Dänemark hat den Angaben zufolge mitgeteilt, die
derzeitigen Binnengrenzkontrollen auch auf alle Luft-Binnengrenzen
ausdehnen zu können. Ferner verweist die Bundesregierung darauf, dass
Deutschland nimmt vorübergehende Binnengrenzkontrollen bei Flügen aus
Griechenland vornehme.

 * 

7. Asylbewerber aus Sri Lanka

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland haben von Januar bis November
vergangenen Jahres 527 Menschen aus Sri Lanka einen Asylantrag
gestellt. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/572) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/324) hervor. Danach
wurden im selben Zeitraum sechs Asylbewerber aus Sri Lanka als
Asylberechtigte und 124 als Flüchtlinge nach der Genfer
Flüchtlingskonvention anerkannt, während 15 subsidiären Schutz
erhielten und in 30 Fällen ein Abschiebungsverbot nach Paragraf 60
V/VII des Aufenthaltsgesetzes festgestellt wurde. In 743 Fällen wurden
in diesem Zeitraum Anträge von Asylbewerbern aus Sri Lanka laut
Vorlage abgelehnt.

 * 
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BUNDESTAG/6906: Heute im Bundestag Nr. 054 - 08.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 054

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.18 Uhr

1. In 43 Ländern keine Auslandsvertretung

2. Konsularische Betreuung von Inhaftierten

3. Aufarbeitung zur Colonia Dignidad

4. Dimension der Militärübung Sapad

5. Islamismus in Balkan-Ländern

6. Anzahl der Staatsbesuche



1. In 43 Ländern keine Auslandsvertretung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesrepublik unterhält in 43 Ländern keine
Auslandsvertretung, darunter etwa in einer Reihe von kleineren
Inselstaaten aber auch in europäischen Ländern wie Liechtenstein und
Andorra. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/542) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/403) schreibt, existierten in
diesen Ländern keine Auslandsvertretungen, "weil die diplomatischen
Beziehungen mittels Nebenakkreditierung der/des in einem anderen Staat
hauptakkreditierten Botschafterin/Botschafters gepflegt werden". Eine
Ausnahme würde Bhutan bilden, mit dem die Bundesrepublik Deutschland
zwar konsularische, aber keine diplomatischen Beziehungen unterhalte.
Die Botschaften in Syrien, Libyen und Jemen seien zurzeit an den
Dienstorten Damaskus, Tripolis und Sanaa nicht beziehungsweise nur
sehr eingeschränkt operativ tätig.

 * 

2. Konsularische Betreuung von Inhaftierten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) An den deutschen Auslandsvertretungen sind im Jahr
2017 insgesamt 2.867 Haftfälle betreut worden. Wie die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/543) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der AfD
(19/404) weiter schreibt, sei zur Zahl der darunter befindlichen
möglicherweise aus politischen Gründen Inhaftierten weltweit keine
verlässliche Aussage zu treffen. "Nicht in allen Fällen erhält die
Bundesregierung Kenntnis vom konkreten Tatvorwurf. Auch wenn der
Tatvorwurf bekannt ist, sind belastbare Einschätzungen zu möglichen
politischen Gründen der Inhaftierung nur in Ausnahmefällen möglich."

Die konsularische Betreuung von deutschen Inhaftierten im Ausland
richte sich nach dem Konsulargesetz, dies gelte unabhängig vom
Inhaftierungsgrund. Die konsularische Betreuung umfasse grundsätzlich
neben regelmäßigen Konsularbesuchen und der Vermittlung von
Rechtsschutz - soweit erforderlich und erwünscht - auch den Kontakt
mit Angehörigen, dem Rechtsbeistand und den Behörden des Gaststaates.
"Die Auslandsvertretungen beobachten auch, ob die ausländischen
Behörden und Gerichte in Strafverfahren gegen Deutsche
rechtsstaatlichen Grundsätzen in angemessener Weise Rechnung tragen
und nehmen etwaige Missstände mit den örtlichen Behörden auf."

 * 

3. Aufarbeitung zur Colonia Dignidad

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit der
chilenischen Seite für die Errichtung einer Dokumentationsstätte ein,
die an die Geschichte der Colonia Dignidad und insbesondere an die auf
deren Gelände begangenen Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen
erinnert. Dabei werde angestrebt, dass die Dokumentationsstätte nach
ihrer Errichtung die historische Aufarbeitung vorantreibt,
Ausstellungen und Seminare zum Thema organisiert und hierzu mit
anderen Einrichtungen zusammenarbeitet, heißt es in der Antwort
(19/513) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/319).

Durch eine am 12. Juli 2017 unterzeichnete bilaterale Absprache der
Bundesregierung mit der Regierung Chiles sei eine Gemischte Kommission
zur Aufarbeitung der Vergangenheit der Colonia Dignidad eingesetzt
worden. Die Kommission beschäftige sich mit der Zusammenarbeit bei der
Feststellung und Sicherung sowie Auswertung von Spuren und Dokumenten
von den auf dem Gelände der Colonia Dignidad begangenen Verbrechen
sowie mit der Überprüfung der Vermögenswerte sowie der aus der Villa
Baviera beziehungsweise Colonia Dignidad hervorgegangenen
Gesellschaften und Unternehmen. Im Zentrum der Kommissionstreffen
stünden außerdem die Einrichtung des Dokumentationszentrums und die
Errichtung eines Gedenkorts für die Opfer der
Menschenrechtsverletzungen, zu denen die Kollaboration zwischen den
Anführern der Colonia Dignidad und der Diktatur von Augusto Pinochet
geführt hat.

 * 

4. Dimension der Militärübung Sapad

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) An der Militärübung "Sapad" sollen 2017 nach
offiziellen russischen Angaben etwa 70 Luftfahrzeuge, bis zu 680
Hauptwaffensysteme, darunter bis zu 250 Kampfpanzer und bis zu 200
Geschütze, sowie zehn Schiffe und Boote der Baltischen Flotte
eingesetzt worden sein. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/570) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/293)
schreibt, sollen den russischen Angaben zufolge insgesamt rund 12.700
Soldaten teilgenommen haben, davon circa 5.500 von den russischen und
rund 7.200 von den weißrussischen Streitkräften. Weißrussland habe im
Rahmen des Wiener Dokuments je zwei Vertreter Estlands, Lettlands,
Litauens, Norwegens, Polens, Schwedens und der Ukraine als Beobachter
an der Militärübung in Weißrussland eingeladen. "Nach Kenntnis der
Bundesregierung sind diese Staaten sowie Vertreter der Vereinten
Nationen, des Internationalen Roten Kreuzes und der OSZE der Einladung
gefolgt." Militärattachés in Minsk und zwei Nato-Vertreter hätten
zudem an einem Besuchertag der Militärübung in Weißrussland
teilgenommen. Darüber hinaus habe Lettland im Rahmen des Wiener
Dokuments eine zweitägige Inspektion im Übungsgebiet in Weißrussland
durchgeführt. Für die Übungsteile auf dem Gebiet der Russischen
Föderation seien keine Einladungen nach Wiener Dokument ausgesprochen.

Die Beantwortung der Fragen der Linksfraktion zu Übungen und Manövern
der Nato zwischen 2014 und 2017 stuft die Bundesregierung als
Verschlusssache (VS) mit dem Geheimhaltungsgrad "VS - Nur für den
Dienstgebrauch" ein.

 * 

5. Islamismus in Balkan-Ländern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Bundesnachrichtendienst liegen keine konkreten
Hinweise über wachsende islamistische Bestrebungen in 
Bosnien-Herzegowina vor. Ein grundsätzliches Bedrohungspotenzial 
seitens Einzeltätern und Splittergruppen aus der islamistischen Szene 
könne jedoch nicht ausgeschlossen werden, heißt es in der Antwort 
(19/520) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/265). Der
Bundesregierung lägen zudem keine belastbaren Erkenntnisse vor, dass
Imame aus Saudi-Arabien in Bosnien und Herzegowina einen
fundamentalistischen Islam predigen würden. Auch im Kosovo seien
"keine stärkeren Bestrebungen beziehungsweise Tendenzen weg vom
tradierten liberalen Islamverständnis hin zu einer wahhabitischen
Interpretation des Islam erkennbar".

 * 

6. Anzahl der Staatsbesuche

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung verzeichnet seit 2010 insgesamt
94 Reisen des Bundespräsidenten, der Bundeskanzlerin und der
Bundesministerinnen und -minister nach Polen im Rahmen von
Staatsbesuchen, Arbeitsbesuchen oder multilateralen Begegnungen. Wie
aus der Antwort (19/547) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/290) weiter hervorgeht, habe es in diesem Zeitraum 84
solcher Reisen in die USA, 49 nach Russland, und 44 nach China gegeben
sowie 25 nach Indien, 26 nach Estland, 24 nach Lettland und 23 nach
Litauen. Die Abgeordneten hatten sich in ihrer Anfrage nach Besuchen
hochrangiger Vertreter der Bundesrepublik nur in diesen Ländern
erkundigt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1605: Regierungspressekonferenz vom 7. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 7. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 7. Februar 2018

Themen: Gedenkfeier anlässlich des 75. Jahrestages des Endes der
Schlacht um Stalingrad, Lage in Nordsyrien, Nachbesetzung des Postens des
EZB-Vizepräsidenten, Atomwaffenstrategie der USA, Berechnung der
Armutsgefährdungsquote, Kampf gegen die Taliban in Afghanistan, möglicher
Ressortzuschnitt in der nächsten Bundesregierung


Sprecher: SRS Streiter, Breul (AA), Henjes (BMVg), Blankenheim
(BMF), Jäger (BMAS), Kock (BMI), Urban (BMEL)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS Streiter
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Am 2. Februar fand die Gedenkfeier anlässlich des 75. Jahrestages
des Endes der Schlacht um Stalingrad statt. Die Bundestagsfraktion Die
Linke war anwesend, aber, soweit ich weiß, sonst niemand aus dem Bundestag.
Meine Frage wäre, warum ein Vertreter der Bundesrepublik Deutschland nicht
zugegen war. Vielleicht wurde sie auch nicht eingeladen?

Vorsitzende Maier: An wen richtet sich die Frage?

Zusatz: An Herrn Streiter, aber auch an Herrn Breul.

SRS Streiter: Was die Beteiligung des Bundestags betrifft, können wir dazu
gar nichts sagen. Das regelt ja der Bundestag für sich.

Die Bundesrepublik Deutschland war durch den Botschafter der Bundesrepublik
Deutschland vertreten.

Zusatzfrage: Die Schlacht von Stalingrad ist so ziemlich eine der
wichtigsten Schlachten des Zweiten Weltkriegs gewesen, wenn nicht die
entscheidende Schlacht, was den Sieg über den Hitler-Faschismus betrifft.
Soweit ich weiß, sind im Schnitt 10 000 Menschen pro Tag gestorben,
insgesamt über zwei Millionen Menschen. Das würde ich gerne anmerken; das
ist sehr wichtig. Deswegen würde ich nachfragen wollen, warum die
Bundesregierung es als richtig empfindet, lediglich den Botschafter aus
Moskau anreisen zu lassen.

SRS Streiter: Zur Einladungspraxis der russischen Regierung kann ich Ihnen
nichts sagen. Es ist die Aufgabe des Botschafters, die Bundesrepublik
Deutschland dort zu vertreten.

Alles, was Sie über die Schlacht von Stalingrad gesagt hat, ist uns auch
bekannt.

Frage: Mich würde vom Außenministerium, vielleicht auch vom
Verteidigungsministerium nach dem Abschuss eines russischen Jets die
Einschätzung der Lage in Nordsyrien interessieren.

Zweitens. Weiß die Bundesregierung mittlerweile, wie es um die
völkerrechtliche Prüfung steht, Herr Breul?

Breul: Was die Frage zur Lage dort angeht, kann ich gerne beginnen. Wir
sind sehr besorgt über die Fortsetzung und Intensivierung der Luftangriffe
des Regimes und seiner Unterstützer auf die syrische Provinz Idlib und 
Ost-Ghouta. Obwohl beide in diesen sogenannten Deeskalationszonen liegen, kann
von Deeskalation oder auch nur einer Lageberuhigung überhaupt keine Rede
sein. Im Gegenteil. Täglich sterben dort Zivilisten, darunter Frauen und
Kinder. In den letzten Tagen kam es auch immer wieder zu Angriffen auf
zivile Einrichtungen wie beispielsweise Krankenhäuser, die dabei schwer
beschädigt wurden - ein Muster, das uns leider mittlerweile allzu vertraut
ist.

Die humanitäre Lage in der vom Regime belagerten Gegend Ost-Ghouta ist
unverändert katastrophal. Nahrungsmittel sind knapp. Wir arbeiten in der
Region mit mehreren Partnern zusammen, um da, wo es möglich ist, Hilfe zu
leisten und ein Mindestmaß an Versorgung, gerade jetzt auch im Winter, zu
ermöglichen. Die Luftangriffe auf Zivilisten müssen unverzüglich aufhören
und humanitärer Zugang muss umfassend und bedingungslos gewährleistet
werden.

Wir sind zudem äußerst besorgt über sich häufende Meldungen von anhaltenden
Chemiewaffenangriffen in Syrien und verurteilen jeden Chemiewaffeneinsatz
auf das Schärfste.

Ein letzter Punkt - auch das wird Ihnen vertraut sein -: Wir sind der
festen Überzeugung: Eine politische Lösung kann nur im Rahmen des von den
Vereinten Nationen unter dem Sondergesandten Staffan de Mistura geführten
politischen Prozesses dauerhaft Frieden bringen. Russland als Unterstützer
des Regimes und Initiator von Astana und Sotschi hat eine Pflicht, dafür zu
sorgen, dass Damaskus seinen rücksichtslosen Kampf gegen die eigene
Bevölkerung endlich beendet und sich ernsthaft auf echte Verhandlungen
einlässt.

Zusatzfrage: Die Frage bezog sich explizit auf das türkische Vorgehen in
Nordsyrien. Dazu haben Sie jetzt gar nichts gesagt.

Auch die Frage nach dem Völkerrecht in Sachen türkischer Angriff auf Afrin
usw. haben Sie nicht beantwortet. Wollen Sie vielleicht die
Völkerrechtsfrage in Sachen syrisches Regime beantworten? Wird das, was das
syrische Regime macht, was Sie gerade ausgeführt haben, diesbezüglich
geprüft? Müssen Sie immer noch warten, bis alle Infos vorliegen?

Breul: Entschuldigung. Dann habe ich Sie tatsächlich falsch verstanden. Das
sollte hier kein wortreiches Ablenkungsmanöver sein. Ich hatte verstanden,
dass sich der erste Teil Ihrer Frage auf die aktuellen Geschehnisse in der
Region Idlib bezog, wo derzeit die schwersten Angriffe in Nordsyrien
stattfinden.

Zu der Situation in der Region Afrin habe ich keine neuen Mitteilungen zu
machen und habe ich auch keine neuen Erkenntnisse. Das gilt ebenso für die
völkerrechtliche Bewertung. Frau Adebahr hat hier ja länglich ausgeführt,
warum das schwierig ist.

Im Übrigen möchte ich auch darauf verweisen, dass diese Prüfungen natürlich
gemeinsam mit unseren internationalen Partnern stattfinden. Sie werden
feststellen, dass die Linie, die die Bundesregierung vertritt, in enger
Abstimmung mit unseren europäischen Partnern, insbesondere Frankreich,
erfolgt.

Zusatzfrage: Warum muss eine Völkerrechtsprüfung mit anderen Partnern
ablaufen?

Die Frage bezog sich auf das syrische Regime und auf das, was Sie gerade
ausgeführt haben. Wollen Sie sich dazu auch nicht in Sachen Völkerrecht
äußern, weil Sie das nicht prüfen können?

Breul: Ich weiß nicht, ob Ihre Frage von echtem Erkenntnisinteresse
geleitet ist oder ob Sie meinen, hier sagen zu müssen, dass die
Bundesregierung eine Prüfung verschleppe. Das ist mitnichten der Fall. Frau
Adebahr hat hier vor Ihnen allen länglich ausgeführt, wie der
völkerrechtliche Stand ist, nämlich dass die Republik der Türkei eine
Eingabe vor dem VN-Sicherheitsrat gemacht hat, dass sie sich auf die Charta
der Vereinten Nationen und das darin verankerte Selbstverteidigungsrecht
bezieht. Frau Adebahr hat dann noch einmal aufgeführt, was die Kriterien
sind, nach denen das Selbstverteidigungsrecht völkerrechtlich bewertet
werden kann. Dazu gibt es selbstverständlich einen Austausch der
internationalen Staatengemeinschaft, weil das Völkerrecht natürlich ein
Recht der internationalen Staatengemeinschaft ist.

Frage: Meine Frage geht auch in diese Richtung. Wie bewerten Sie die
Angriffe der PYD-Seite auf den türkischen Boden, wo viele Zivilisten
gestorben sind? Wie bewerten Sie diese Angriffe als ein Nato-Partner?

Breul: Ich glaube, auch dazu haben wir uns hier schon geäußert. Wir haben
das hier unter die Überschrift "die legitimen Sicherheitsinteressen der
Türkei in der Region" gepackt. Wenn von einem Gebiet aus Angriffe auf das
Territorium eines anderen Staates erfolgen, dann ist das selbstverständlich
zu verurteilen und besorgniserregend. Mehr habe ich dazu im Moment nicht zu
sagen.

Frage: Herr Breul, die politische Lebenserfahrung besagt ja, dass es immer
schwierig ist, solche Bewertungen vorzunehmen, wenn Bündnispartner davon
betroffen sind. Deswegen versteht man auch ein Stück weit die, sage ich
einmal, Zurückhaltung. Auf der anderen Seite: Können wir davon ausgehen,
dass es zu irgendeinem Zeitpunkt einmal eine völkerrechtliche Bewertung
gerade des Vorgehens der Türkei in der Region um Afrin geben wird, oder
spielen wir hier die lange Bank?

Breul: Ich vermag von hier aus nicht zu beurteilen, über welchen Zeitrahmen
wir hier reden. Wir haben hier ja schon unterstrichen: Die Türkei hat eine
Eingabe an den VN-Sicherheitsrat gemacht und darin dargelegt, warum sie so
vorgeht, wie sie vorgeht. Nun ist es am VN-Sicherheitsrat, darüber zu
beraten. Eine Beratung hat schon stattgefunden. Aber es ergibt jetzt, wie
gesagt, glaube ich, keinen Sinn, da wirklich in die Tiefe zu tauchen, wenn
es um die unterschiedlichen völkerrechtlichen Begriffe und Sachverhalte
geht, die es jetzt aufzuklären und zu bewerten gilt. Aber dass das in
irgendeiner Form und in geeigneter Weise geschehen wird, davon können Sie
ausgehen.

Zusatzfrage: Das war Kern der Frage. Hat die Bundesregierung also vor, zu
einer völkerrechtlich eindeutigen Position zu kommen, die sie dann auch
mitteilen würde?

Breul: Dazu würde ich gerne das wiederholen, was ich vorhin gesagt habe:
Das Völkerrecht ist ein Recht der internationalen Staatengemeinschaft.
Entscheidend für die Bewertung und die Weiterentwicklung des Völkerrechts
ist nicht nur die Haltung der Bundesregierung, sondern vor allem die der
internationalen Staatengemeinschaft. Genau in diesem Dialog befinden wir
uns natürlich.

Zusatz: In anderen Fällen war die Bundesregierung aber sehr wohl und auch
als Einzelakteur in der Lage, völkerrechtliche Stellungnahmen oder
Einschätzungen für sich abzugeben. Das heißt, man kann nicht nur sagen, das
sei nur Sache der internationalen Staatengemeinschaft, sondern das ist auch
schon eine Möglichkeit der Bundesregierung. Ich gehe davon aus und verstehe
Ihre Antwort so, dass Sie vorhaben, das auch zu machen.

Breul: Wir sind natürlich Teil der internationalen Staatengemeinschaft.

Frage: Von welchen Partnern sprechen wir denn dabei - der Nato, der EU? Wer
gibt da also den Input in Sachen Völkerrecht?

Herr Henjes, hat die Bundeswehr Erkenntnisse darüber, dass auf kurdischer
Seite zum Beispiel mit deutschen Panzerabwehrraketen, an denen die Kurden
ja ausgebildet wurden, auf deutsche Panzer, die die Türken benutzen,
geschossen wird?

Breul: Grundsätzlich kommt der Beurteilung der Lage, von internationalem
Frieden und Sicherheit durch den VN-Sicherheitsrat natürlich besondere
Bedeutung zu. Das ist der erste Teil meiner Antwort.

Der zweite Teil, und dazu hatte ich, glaube ich, gerade schon Stellung
genommen, ist: Natürlich tauschen wir uns mit unseren europäischen Partnern
aus und suchen in dieser Frage natürlich auch den intensiven Austausch mit
Frankreich.

Henjes: Lassen Sie es mich hier so deutlich sagen: Das ist ein Vergleich
von Äpfeln mit Birnen. Sie wissen, dass sowohl unser Ausbildungsprogramm im
Nordirak als auch die Lieferung der letalen und nicht letalen Materialien
an die autonome kurdische Region des Nordirak und insofern auch die
Ausbildung der Peschmerga dieser autonomen Region in Zusammenarbeit mit der
irakischen Regierung erfolgten. Worüber wir hier sprachen, waren
Operationen im Rahmen Nordsyriens. Sehen Sie es mir insofern nach, dass ich
diese Frage gar nicht beantworten kann, weil das eine Vermischung ist, die
in dem Sachverhalt so nicht vorliegt.

Zusatzfrage: Sie halten es für abwegig, dass irakische Kurden den syrischen
Kurden helfen. Verstehe ich das richtig?

Henjes: Nein, lassen Sie die Antwort so stehen, wie ich sie Ihnen gegeben
habe.

Frage: Haben Sie Erkenntnisse darüber, dass irgendwelche deutschen Waffen
an die YPG gegangen und vielleicht an die Peschmerga geliefert worden sind?

Henjes: Wenn wir hier über die Peschmerga sprechen, dann meine ich - so
habe ich auch eben die Antwort dargelegt -, dass es sich hierbei um die
Streitkräfte der Autonomen Region Kurdistan im Nordirak handelt. Wir haben
hier mehrmals diskutiert, welche Lieferungen wir dorthin vorgenommen haben
und welche Ausbildung wir auch gemacht haben, sowohl dort in der Region als
auch hier in Deutschland.

Frage: Ich weiß nicht, an wen die Frage geht, vielleicht an Herrn Streiter
oder an das Finanzministerium. Die spanische Regierung hat heute die
Kandidatur von Luis de Guindos für den Posten des Vizepräsidenten der
Europäischen Zentralbank bekannt gegeben. Hat die Bundesregierung eine
Position dazu?

SRS Streiter: Ich kann Ihnen dazu gar nichts sagen.

Blankenheim: Ich kann Ihnen sagen, dass vergangene Woche in der Eurogruppe
das Verfahren für die Nachbesetzung des Postens von EZB-Vizepräsident Vítor
Constâncio begonnen hat. Die Ernennung wird dann letztlich durch den
Europäischen Rat mit qualifizierter Mehrheit der Euro-Staaten nach Anhörung
des Europäischen Parlaments und des EZB-Rats erfolgen. Die
Nominierungsfrist läuft in der Tat heute aus. Alle weiteren Fragen sind
dann von der neuen Bundesregierung zu entscheiden.

Frage: Ich habe noch eine technische Frage zur Afrin-Offensive an Herrn
Henjes. Mehrere Leopard-Panzer wurden in der Afrin-Offensive zerstört. Die
türkische Berichterstattung spricht davon, dass die Abwehrwaffen der YPG,
die benutzt worden sind, noch aus den 1970er-Jahren stammen. Dann wäre
meine Frage, die, wie gesagt, technischer Natur ist: Was für Schlüsse zieht
die Bundesregierung daraus für die künftige Sicherheit der
Bundeswehrsoldaten, die in solchen Panzern in Zukunft Einsätze durchführen
würden?

Henjes: Vielen Dank für die Frage. - Erst einmal zu Anfang ganz deutlich
gesagt: Wir haben keine Erkenntnisse darüber, welche Waffensysteme dort in
der Operation vonseiten der türkischen Streitkräfte genutzt werden. Das ist
auch nicht unsere Aufgabe.

Dann lassen Sie mich zweitens noch einmal ganz deutlich machen: Das ist
hier die Regierungsbank, und wir erläutern hier Regierungshandeln. Ich
denke einmal, die Frage, welche Waffensysteme welcher Panzer wie wirken und
wie wir das dann zurückführen, ist wirklich eine Ebene, die - sehen Sie es
mir nach - ich hier nicht Ihnen gegenüber erläutern möchte und auch nicht
kann.

Aber vielleicht noch eine Anmerkung: Das System, das Sie angesprochen
haben, das von deutscher Seite an die Türkei geliefert wurde - der Leopard
2A4 -, befindet sich nicht mehr bei der Truppe.

Zusatzfrage: Deswegen ist es ja eine technische Nachfrage, die meiner
Meinung nach durchaus auch für die Bundesregierung Relevanz hat, und ein
Teil der Bundesregierung sind die deutschen Streitkräfte. Dank der
Negoziationen mit der Bundesregierung hat die Türkei ja dieses deutsche
Kriegsgerät bekommen, deswegen ist es ja schon bezeichnend, dass moderndes
deutsches Kriegsgerät von verhältnismäßig alter Technologie aufgehalten
werden kann. Deswegen die technische Frage: Wägt vor allem das Ressort
Verteidigung innerhalb der Bundesregierung das ab oder analysiert es das?
Deswegen habe ich im Vorhinein gesagt: Es ist eine technische Frage.

Henjes: Dann lassen Sie mich das zusammengefasst noch einmal so darlegen:
Das ist in erster Linie eine Behauptung von Ihnen, mir liegen dazu keine
eigenen Erkenntnisse vor. Deswegen werde ich diese Behauptung hier nicht in
irgendeiner Weise mit Ihnen im Konjunktiv erörtern.

Frage: Herr Breul, wie schätzt die Bundesregierung die neue
Atombombenstrategie der USA ein?

Breul: Dazu hat sich der Außenminister am Sonntag in einem langen Statement
geäußert. Wenn Ihnen das noch nicht bekannt ist, schicke ich es Ihnen gerne
zu.

Zusatzfrage : Haben Sie Forderungen an die USA?

Breul: Wenn Ihnen das Statement von Außenminister Gabriel nicht bekannt ist
- -

Zusatz: Dazu stand da nichts drin.

Breul: Dann hat sich Ihre Frage, glaube ich, beantwortet.

Zusatzfrage: Sie haben keine Forderungen?

Breul: Lesen Sie das Statement von Minister Gabriel.

Frage: Wie beurteilt die Bundesregierung eine von der Bertelsmann Stiftung
in Auftrag gegebene Studie, der zufolge bei der Armuts- beziehungsweise
Reichtumsverteilung angeblich arme Familien reicher gerechnet wurden, als
sie tatsächlich sind?

Jäger: Vielen Dank für die Frage. - Aus unserer Sicht ist an der bisherigen
Art der Berechnung nichts auszusetzen. Bei dieser Studie ist nur die Art
und Weise neu, wie die Einkommen unterschiedlicher Haushaltsgrößen
berücksichtigt werden. Insgesamt sieht es aber so aus, dass sich die Art
der Berechnung, die innerhalb der Bundesregierung bisher vorgenommen wurde,
an den Konventionen orientiert, die in der Wissenschaft verbreitet sind und
die in der amtlichen Statistik verwendet werden. Deswegen sehen wir keinen
Grund, daran etwas zu ändern.

Zusatzfrage: Nun sind die Autoren der Studie ja selbst Empiriker und
Sozialwissenschaftler, und die kommen zu dem Ergebnis, dass sozusagen -
wenn ich das richtig verstehe - die Parameter zum Teil falsch angelegt
wurden und dass zum Beispiel der tatsächliche Finanzaufwand armer Familien
zu gering eingeschätzt wurde, sodass im Ergebnis tatsächlich ein, ich
glaube, um ein bis drei Prozent höheres Armutsrisiko anzulegen wäre. Sie
sehen aber keine Veranlassung, die Methoden, mit denen die Berichte der
Bundesregierung erstellt werden, daraufhin zu überprüfen?

Jäger: Unsere Methoden werden immer wieder analysiert und daraufhin
geprüft, ob sie sich als sinnvoll erweisen. Es gibt anhand dieser Studie
jetzt keinen Anlass, daran etwas zu ändern.

Frage: Noch einmal zu Afghanistan: Das amerikanische Militär hat
bekanntgegeben, dass über einen 96-stündigen Zeitraum, also innerhalb von
vier Tagen, so viele gelenkte Bomben in Nordafghanistan abgeworfen wurden
wie nie zuvor, um gegen die Taliban zu kämpfen. Die Bundeswehr ist im
Norden Afghanistans aktiv. Hat die Bundeswehr an dieser
Bombardierungskampagne in irgendeiner Weise mitgewirkt?

Henjes: Die Kräfte der Bundeswehr in der Operation "Resolute Support" sind
fester Bestandteil im Rahmen der Ausbildung und des Trainings der
afghanischen Sicherheitskräfte vor Ort. Dies ist das Ihnen bekannte Mandat,
und insofern sind Kräfte nicht in irgendeiner Weise an Operationen im
Rahmen des Kampfes gegen die Taliban oder so etwas beteiligt.

Zusatzfrage: Das wundert mich - ich war ja auch vor Ort. Die Bundeswehr
setzt dort Aufklärungsdrohnen ein, und wenn die Piloten der
Aufklärungsdrohnen dort Taliban entdecken, dann wird das an die Amerikaner
weitergereicht. Die Afghanen werden ja nicht an der Drohne ausgebildet oder
trainiert, die sind ja genau für solche Sachen da. Darum diese Frage.

Henjes: Das ist insofern richtig, als natürlich der Bereich der Ausbildung
der Kräfte dort vor Ort auch die Möglichkeit der Informationserlangung
beinhaltet, und insofern sind wir im Informationsverbund beteiligt.

Zusatzfrage: Haben diese Informationen dazu geführt, dass in den letzten
Tagen viele, viele amerikanische Bomben gefallen sind?

Henjes: Das kann man so nicht beantworten, und zwar aus ganz einfachen
Gründen heraus. Sie setzen eine Kausalität voraus, die so nicht vorliegen
kann. Noch einmal ganz deutlich: Sie kennen das Mandat der deutschen Kräfte
vor Ort, und dieses Mandat bedeutet eindeutig: Wir geben in dem Bereich
keine Informationen, die dann zum unmittelbaren Targeting möglicher
Operationen anderer Kräfte vorliegen.

Frage: Eine Lernfrage an das BMI: Hat Ihr Haus bisher eigentlich schon eine
irgendwie geartete Zuständigkeit unter dem Titel "Heimat" gehabt, und wenn
ja, in welcher Weise?

Kock: Die Agenturmeldungen sind das, was wir bis jetzt haben, und das
kommentiere ich im Moment nicht weiter.

Zusatzfrage: Ich frage ja explizit nicht danach - -

Kock: Ich müsste erheben, ob in den Jahren seit Gründung der Bundesrepublik
das Bundesinnenministerium irgendwann im Entferntesten einmal eine
Zuständigkeit im Bereich Heimat hatte.

Zusatzfrage: Das heißt also, aus dem laufenden Betrieb wäre Ihnen eine
solche Zuständigkeit aktuell nicht direkt gegenwärtig?

Kock: Da nicht geklärt ist, was diese Zuständigkeit jetzt genau umfassen
soll, kann ich Ihnen dazu zum jetzigen Zeitpunkt nichts Näheres sagen.

Frage: Herr Streiter, wer ist aktuell für Heimatthemen in der
Bundesregierung zuständig?

SRS Streiter: Das kann ich Ihnen nicht sagen, damit habe ich mich noch
nicht beschäftigt.

Zusatzfrage: Wer kann das sagen?

SRS Streiter: Ich weiß es nicht. Ich kann versuchen, das herauszufinden,
dann würde ich Ihnen das schicken.

Zusatzfrage: Weiß das irgendein Ministerium?

Urban: Wenn Sie den Begriff Heimat so auslegen, dann ist das Thema
ländliche Räume aktuell im Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft mit angesiedelt. Durch die Umstrukturierungen im
vorvergangenen Jahr wurde dort eine eigens für ländliche Räume im
Querschnittsbereich zuständige Abteilung eingerichtet.

SRS Streiter: Das hätte ich wissen müssen, brauche ich jetzt aber auch
nicht mehr nachzureichen.

Mittwoch, 7. Februar 2018

 * 

Quelle:
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EUROPA/1545: Deutschland wird zum Zahlmeister Europas


FDP-Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

KLINZ: Deutschland wird zum Zahlmeister Europas



Anlässlich der Einigung der Spitzen von CDU, CSU und SPD auf einen
Koalitionsvertrag, erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied und
wirtschaftspolitischer Sprecher der FDP im Europäischen Parlament Dr.
Wolf Klinz:

Der Beschluss, den EU-Haushalt aufstocken zu wollen, um damit die
wirtschaftliche Stabilisierung von EU-Staaten finanzieren zu können,
geht zu Lasten der deutschen Steuerzahler. Deutschland wird zum
Zahlmeister Europas. Mit dem Außen- und dem Finanzministerium in den
Händen der SPD wird der Weg in eine Transfer- und Schuldenunion
geebnet.

Das Nachgeben der Union bedeutet, dass Deutschland mehr
Haftungsrisiken für das Handeln anderer EU-Staaten übernehmen, und im
Endeffekt mehr Transferzahlungen leisten wird müssen. Nach dem Abgang
Wolfgang Schäubles hat sich die Merkel?sche Profillosigkeit somit
offensichtlich auch bei der europäischen Wirtschaftspolitik
durchgesetzt. Diese 180-Grad-Wendung der Union führt dazu, dass die
FDP die einzige pro-europäische Partei in Deutschland bleibt, die die
finanzielle Eigenverantwortung der EU-Mitgliedstaaten erhalten und
stärken möchte.

Ein europäischer Haushaltsmechanismus zur fiskalpolitischen
Abfederung asymmetrischer Schocks würde für die EU-Mitgliedstaaten
falsche Anreize setzen. Im Ergebnis würden nationale Regierungen
haushaltspolitisch schmerzhafte Entscheidungen in dem Vertrauen
aufschieben, dass Zahlungen aus einem solchen Mechanismus ihre
Reformverweigerung finanzieren.

 * 

Quelle:
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INNEN/4653: Große Koalition hat die Kommunen wieder einmal vergessen


FDP-Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Große Koalition hat die Kommunen wieder einmal
vergessen



Zu den Ergebnissen der Koalitionsverhandlungen zwischen Union und SPD
erklärt die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Kommunen sind die Grundlage einer funktionierenden Demokratie. Die
Bürgerinnen und Bürger nehmen die politische Arbeit zuerst vor Ort
wahr. Um die extremen Ränder nicht weiter zu stärken, ist es daher
wichtig, die Kommunen endlich zu entlasten und bei der Bewältigung
Ihrer Aufgaben zu stärken.

Leider findet sich im vorliegenden Entwurf des Koalitionsvertrags
zwischen Union und SPD kein belastbares Vorhaben, um die Kommunen zu
unterstützen. Eine Aufhebung des Kooperationsverbots, damit der Bund
die Kommunen auch beim wichtigen Schulbau unterstützen kann, fehlt
ebenso wie eine Antwort auf die Frage, wie die grundsätzliche
Finanzierung der Kommunen verbessert werden kann.

Der Bund muss endlich verpflichtet werden, jeden Gesetzesentwurf, der
unmittelbar durch die Kommunen umgesetzt werden muss, mit einem
konkreten Finanzierungsprogramm zu unterlegen. Die Freien Demokraten
werden sich für solch eine Reform weiterhin mit Nachdruck einsetzen."

 * 
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HAMBURG/4268: Notsanierung ersetzt keine Resozialisierung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Februar 2018

Notsanierung ersetzt keine Resozialisierung



Justizsenator Till Steffen hat heute den sanierten B-Flügel der Haftanstalt am Holstenglacis vorgestellt. "Diese Sanierung ist eher ein Tropfen auf den heißen Stein als ein großer Wurf. Die Hamburger Haftanstalten sind nach wie vor überbelegt und teilweise in sehr schlechtem Zustand", erklärt Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Es gebe nicht genug Personal, der Betreuungsschlüssel sei nicht ausreichend.

Auch der kürzlich vorgestellte Entwurf für ein Hamburgisches Resozialisierungs- und Opferschutzgesetz habe Schwächen: Dem Ziel, ab dem ersten Hafttag mit der Resozialisierung zu beginnen, werde er nicht gerecht, da der Entwurf sich hauptsächlich auf den Übergang von der Haft in die Freiheit konzentriere. "Statt kleiner Verbesserungen sollte Steffen eine ganzheitliche Reform durchsetzen. Das heißt: Therapieangebote, Ausbildungsplätze und Wohngruppen in Haft müssen ausgebaut, genügend sozial-kompetentes Personal eingestellt werden. Zudem sollten der Offene Vollzug zum Regelvollzug und Bagatelldelikte entkriminalisiert werden. So würde der Personalschlüssel in den Gefängnissen auch ohne Warten auf neu ausgebildete Justizbeamt_innen sofort verbessert", sagt Dolzer.

Damit das Resozialisierungsgesetz nicht zum zahnlosen Tiger wird, hat die Linksfraktion bereits im letzten Jahr einige Verbesserungen vorgeschlagen (Drs. 21/8199), die nun im Justizausschuss zur Diskussion stehen.

 * 
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HAMBURG/4267: Erneuerung der SPD gescheitert - Scholz soll Bundesfinanzminister und Vizekanzler werden (Partei Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 7. Februar 2018

Erneuerung der SPD gescheitert - Olaf Scholz soll Bundesfinanzminister und Vizekanzler werden



Mit der heutigen Einigung für eine neue Auflage der "Großen Koalition" steht auch fest, dass Olaf Scholz wahrscheinlich als Bundesfinanzminister und Vizekanzler nach Berlin gehen soll.

Dazu äußert sich die Landessprecherin und Bundestagsabgeordnete der Hamburger LINKEN Zaklin Nastic:

"Mit Olaf Scholz würde ausgerechnet einer der Architekten der Agenda 2010 eine Schlüsselrolle im Kabinett Merkel übernehmen. Das ist ein fatales Zeichen für die Ausrichtung der SPD. Olaf Scholz stand immer für Sozialabbau und eine regressive Innenpolitik. Die von Martin Schulz angekündigte Erneuerung der SPD ist gescheitert bevor sie überhaupt begonnen hat. Hier wird der Bock zum Gärtner gemacht. Scholz hinterlässt Hamburg als Bürgermeister mit einer gescheiterten Olympia-Bewerbung und den katastropalen Folgen des G20-Gipfels. Beides hat Millionen an Kosten verursacht und die Stadt gespalten."

Landessprecher David Stoop ergänzt: "Für die Sozialdemokratie wird der kommende Mitgliederentscheid zur Richtungsentscheidung. Mit Spannung erwarten wir den Verlauf und das Ergebnis der Abstimmung der Parteibasis. Sie wird über die Zukunft und Ausrichtung der Sozialdemokratie entscheiden. Die SPD muss endlich wieder soziale Politik machen und große Vermögen angemessen zu besteuern. Eine weitere Große Koalition hingegen wird die soziale Ungleichheit zementieren. In der letzten Koalition mit der CDU/CSU konnte die SPD nicht einmal den Koalitionsvertrag umsetzen. Als 20-Prozent-Partei wird sie erneut als Bettvorleger enden."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4709: Koalitionsvertrag ist kein großer Wurf (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.02.2018

Koalitionsvertrag ist kein großer Wurf 

Cornelia Willius-Senzer zum Koalitionsvertrag von Union und SPD



Zur Neuauflage der Großen Koalition auf Bundesebene sagt die
Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia
Willius-Senzer:

"Die Politik der Großen Koalition ist ambitionslos. Statt dringend
notwendige Reformen anzustoßen, haben sich Union und SPD auf ein
blasses `weiter so` geeinigt. Die Große Koalition ist eine Koalition
der verpassten Chancen. Statt entschlossen den Herausforderungen der
Zukunft zu begegnen, ist der Koalitionsvertrag eine Ansammlung vieler
kleinteiliger und kostspieliger Einzelprojekte. Ein großer Wurf sieht
anders aus.

Trotz Rekordsteuereinnahmen bleiben spürbare finanzielle Entlastungen
der Bürgerinnen und Bürger aus. Stattdessen feiern es die Koalitionäre
als Erfolg, dass die Steuern nicht noch weiter erhöht werden sollen.

Statt einer umfangreichen Reform des Gesundheits- und des
Rentensystems, die die Interessen der jungen Generation im Blick hat,
werden beide Systeme in den kommenden Jahren mit weiteren Milliarden
aufgeblasen.

Bedauerlich ist es, dass das wichtige Thema Digitalisierung weiterhin
als Anhängsel betrachtet wird. Ein eigenes Digitalministerium, in dem
die Gestaltung der Digitalisierung zentral gesteuert wird, wäre ein
klares Bekenntnis zum Innovationsstandort Deutschland gewesen. Die
breitgefächerten Zuständigkeiten bei Digitalisierung haben schon in
der letzten Legislaturperiode dafür gesorgt, dass es in diesem
wichtigen Bereich nur sehr schleppend vorangegangen ist.

Ebenso bleibt es abzuwarten, welche Konsequenzen die Politik der neuen
Bundesregierung für die Bundesländer haben wird. Mit Sorge beobachten
wir die Entwicklung in der Bildungspolitik. Es steht zu befürchten,
dass der Bund in Zukunft stärkeren Einfluss auf die Inhalte der
Bildungspolitik nehmen wird. Aus Sicht der Freien Demokraten sollte
die Ausgestaltung der Lehrpläne auch zukünftig Ländersache sein."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4708: Wirtschaft in Rheinland-Pfalz läuft auf Hochtouren (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2018

Wirtschaft in Rheinland-Pfalz läuft auf Hochtouren 

Steven Wink: Liberale Wirtschaftspolitik trägt Früchte



Aus dem heute, am 7. Februar 2018, vorgestellten Konjunkturbericht der
Industrie- und Handelskammer (IHK) geht hervor, dass die
rheinland-pfälzischen Unternehmen die wirtschaftliche Situation im
Land als ausgesprochen positiv bewerten. Dazu sagt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Steven Wink:

"Der rheinland-pfälzischen Wirtschaft geht es ausgezeichnet. Dies wird
durch den Konjunkturbericht der IHK eindrucksvoll bestätigt. Noch nie
haben die Unternehmen in unserem Land so optimistisch in die Zukunft
geblickt wie heute. Es zeigt sich: Die liberale Wirtschaftspolitik der
Regierungskoalition trägt Früchte.

Mit den Rekordinvestitionen in die Infrastruktur, dem Anschluss des
Landes an das schnelle Internet, der Gründerallianz sowie der engen
Vernetzung zwischen Wirtschaft und Politik schaffen wir ideale
Voraussetzungen dafür, dass Rheinland-Pfalz auch in Zukunft ein
attraktiver Standort sein wird.

Gleichzeitig zeigt der Bericht der IHK auch, dass der Fachkräftemangel
stärker in den Fokus rücken muss. Mit der Fachkräftestrategie,
Ausbildungscoaches und dem Meisterbonus hat die Koalition in
Rheinland-Pfalz bereits tragfähige Konzepte auf den Weg gebracht, die
die berufliche Bildung attraktiver machen. Gleichzeitig sorgen wir mit
einer engen Kooperation zwischen Wirtschaft, Forschung und Hochschulen
dafür, dass unsere Wirtschaft auch in Zukunft auf gut ausgebildete
Akademiker und Akademikerinnen zurückgreifen kann.

Von der neuen Bundesregierung erwarten wir, dass sie endlich ein
Einwanderungsgesetz auf den Weg bringt, das den Zuzug qualifizierter
Menschen aus dem Ausland erleichtert. Vor allem die CDU blockiert ein
solches Gesetz seit Jahrzehnten und setzt mit ihrer sturen
Verweigerung die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auf
Spiel."

 * 
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GESUNDHEIT/921: Das Gesundheitssystem wird gerechter


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Das Gesundheitssystem wird gerechter



Karl Lauterbach, stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

In keinem Bereich wurde so lange um ein gutes Ergebnis gekämpft wie in der Gesundheitspolitik. Das hier Beschlossene ist ein gutes Ergebnis.

"Zukünftig werden die Beiträge zur Krankenversicherung wieder zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bezahlt. Zwar konnte die Bürgerversicherung nicht erreicht werden, ein wichtiger Schritt in Richtung des Abbaus der Zwei-Klassen-Medizin aber sehr wohl. Eine Kommission wird die Einführung einer gemeinsamen Honorarordnung (GHO) für GKV- und PKV-Patienten vorbereiten, so dass es in Zukunft für Ärzte bei der Wahl der Behandlung keinen Unterschied mehr macht, ob ein Patient privat oder gesetzlich versichert ist. Wir werden hier sicher schnell zu einer Lösung kommen, denn in keinem anderen Land Europas gibt es zwei Honorarsysteme nebeneinander. Damit konnte eine wichtige Bedingung unseres Sonderparteitags zu den Koalitionsverhandlungen erfüllt werden.

Weitere Maßnahmen zum Abbau der Zwei-Klassen-Medizin ist die schnellere und einfachere Vermittlung von gesetzlich Versicherten an einen Facharzt durch die Terminservicestellen. Die Terminservicestellen werden unter einer bundesweit einheitlichen Telefonnummer von 8 bis 18 Uhr erreichbar sein und auch Termine beim Haus- und Kinderarzt vermitteln. Überdies wird die Sprechstundenzeit der Vertragsärzte für die Versorgung von gesetzlich versicherten Patienten von derzeit 20 auf 25 Stunden erhöht. Des Weiteren gibt es Zuschläge für Ärzte, die auf dem Land und in strukturschwachen ärmeren Stadtteilen praktizieren. Die Länder können für diese Gebiete zukünftig die Niederlassungssperren komplett aufheben, so dass sich dort Hausärzte und Fachärzte jederzeit ansiedeln können. Zudem werden die Festzuschüsse für Zahnersatz deutlich erhöht.

Die Verbesserung der Versorgung für gesetzlich Versicherte wird darüber hinaus durch die dauerhafte Fortsetzung des Innovationsfonds gestärkt. Dieser ermöglicht es, dass Kassen, Ärzte und Kliniken moderne Konzepte zur Behandlung auf dem Land und bei chronischen Erkrankungen zu entwickeln. Zusätzlich gibt es einen Strukturfonds bei den Kassenärztlichen Vereinigungen für die Versorgung stark unterversorgter Gebiete und einen Krankenhausstrukturfonds, der die Umwandlung stationärer Einrichtungen in ambulante Einrichtungen fördert, wo sich Krankenhäuser nicht mehr tragen. Auch diese Modernisierungen helfen, die Zwei-Klassen-Medizin zu überwinden.

In der Krankenpflege ist die Herausnahme der Pflegekosten aus dem System der Fallpauschalen von größter Bedeutung. Die Einführung der Fallpauschalen hat dazu geführt, dass Pflegestellen abgebaut wurden zugunsten von Gewinnen oder zur Deckung von Kosten in anderen Bereichen. Das wird in Zukunft nicht mehr möglich sein. Die Pflegekosten werden den Krankenhäusern individuell erstattet. Damit und mit der Entwicklung von Personalmindeststandards auf allen Abteilungen sowie der 100 Prozent-Refinanzierung der Tarifsteigerungen in der Pflege werden sich die Arbeitsbedingungen in der Pflege in den Krankenhäusern ganz entschieden verbessern.

Für die Pflege älterer Menschen wird das Sofortprogramm von 8.000 Pflegefachkräften einen Anschub bringen. Darüber hinaus werden wir die Voraussetzungen für bessere Tarife und Personalmindeststandards schaffen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3004: Die Kraft des Sports - Der Koalitionsvertrag bringt es auf den Punkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Sport

Die Kraft des Sports - Der Koalitionsvertrag bringt es auf den Punkt



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

Mit dem Abschluss der Koalitionsverhandlungen in Berlin wird dem Sport in Deutschland auch in Zukunft eine enorme Bedeutung beigemessen. Die Schwerpunkte in den kommenden Jahren liegen in der Modernisierung der Sportinfrastruktur, der besseren Absicherung von Athletinnen und Athleten. Außerdem treten wir ein für die Stärkung des Breitensports, des Ehrenamtes, des Sports für Menschen mit Behinderungen sowie im Kampf gegen Rechtsextremismus und Homophobie im Sport.

"Die SPD-Bundestagsfraktion weiß um die zentrale Bedeutung des Sports für den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft, die Inklusion und die Integration. Deswegen werden wir den Sport auch in Zukunft fördern, sowohl im Breiten- wie auch im Leistungssport.

In den Koalitionsverhandlungen haben wir uns mit dem Vorschlag einer Modernisierung und Sanierung der Sportinfrastruktur durchgesetzt. Zu häufig können Anlagen aufgrund ihres maroden Zustandes nicht oder nur eingeschränkt genutzt werden. Dazu gehört eine finanzielle Entlastung der Unterhaltskosten von Spitzensportanlagen, die in kommunaler Trägerschaft liegen.

Um Gewalt bei Sportereignissen zu verhindern und vorzubeugen, fördern wir in Zukunft entsprechende Kooperationen zwischen den Vereinen, den Fans und den Ländern. Jedoch müssen sich auch in Zukunft die Vereine und Fans deutlich von denjenigen distanzieren, die den Sport als Bühne für ihre Straftaten und Gewaltexzesse nutzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/253: Eine Agenda für Kultur und Zukunft schaffen - Ein Aufbruch ist möglich


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Eine Agenda für Kultur und Zukunft schaffen. Ein Aufbruch ist möglich.



Michelle Müntefering, Kultur- und medienpolitische Sprecherin:

Die Verhandlungen im Bereich Kultur und Medien haben sich gelohnt - durch sozialdemokratische Forderungen wird ein neuer Aufbruch in der Kulturpolitik möglich.

"Durch eine stärkere Förderung beim Erhalt des kulturellen Erbes und der kulturellen Infrastruktur, den verschiedenen Kulturfonds des Bundes oder mit gezielten Maßnahmen zur Digitalisierung werden wir den Zugang und die Teilhabe zu Kunst und Kultur - auch durch vermehrte 'freie Eintritte' in Bundeseinrichtungen - ausweiten.

Zusammen mit den Ländern und der Zivilgesellschaft wollen wir eine 'Agenda für Kultur und Zukunft' schaffen. Wir wollen künstlerische Initiativen in ganz Deutschland, in urbanen und ländlichen Gebieten, noch stärker als bisher fördern. In besonders finanzschwachen Gemeinden soll eine Reduzierung der Komplementärmittel auf zehn Prozent ermöglicht werden.

Auch die kulturelle Bildung junger Menschen werden wir stärken, vor allem im Bereich der Erinnerungskultur mit dem Programm 'Jugend erinnert' wollen wir Gedenkstättenbesuche unterstützen.

Nicht zuletzt nehmen wir die Lage der Künstlerinnen und Künstler in den Blick - die einer besonderen sozialen Absicherung bedürfen. In diesem Zusammenhang werden wir auch die Gleichstellung der Geschlechter weiter vorantreiben und weiterhin entschieden für Presse- und Meinungsfreiheit sowie eine vielfältige Medienlandschaft eintreten. Das gilt auch im globalen Zusammenhang. Deswegen werden wir die Deutsche Welle substantiell stärken."
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WIRTSCHAFT/2787: Koalitionsvertrag - Entwicklungspolitik wird sozialdemokratisch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Koalitionsvertrag - Entwicklungspolitik wird sozialdemokratisch



Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

Wir haben im Koalitionsvertrag festgeschrieben, dass die Agenda 2030 Maßstab für das künftige Regierungshandeln sein wird. Wir haben durchgesetzt, dass privates Kapital die internationalen anerkannten Standards einhalten muss, dass Handel wesentlich fairer gestaltet werden wird und mehr Geld für die am wenigsten entwickelten Länder zur Verfügung steht.

"Wir haben im Koalitionsvertrag das Sondierungspapier umfassend mit Aufgaben und Details aufgewertet. Die auch für Deutschland gültige UN-Agenda 2030 mit ihren 17 Nachhaltigkeitszielen haben wir als Orientierungspunkt für die deutsche Politik festgeschrieben.

Um gute Arbeit auch in den Partnerländern zu garantieren, haben wir festgehalten, dass beim Einsatz von staatlich gefördertem privatem Kapital die international anerkannten Sozial-, Menschenrechts- und Umweltstandards überprüfbar eingehalten werden müssen.

Diese Standards und zusätzlich auch Beschwerde-, Überprüfungs- und Reaktionsmechanismen müssen in Zukunft auch in EU-Handelsverträgen festgeschrieben sein. Das ist ein großer sozialdemokratischer Erfolg. Bisher wurden Verstöße nur sehr unzureichend geahndet, dies wird sich nun hoffentlich verbessern.

Bei der Entwicklungsfinanzierung konnten wir durchsetzen, dass jeder Euro mehr für Verteidigungsausgaben durch einen Euro mehr für Entwicklung, humanitäre Hilfe, zivile Krisenprävention und auswärtige Kultur- und Bildungspolitik ausgeglichen werden muss und zusätzlich entstehende Haushaltsspielräume vorrangig diesen Bereichen zugutekommen.

Die Zusammenarbeit mit fragilen und am wenigsten entwickelten Ländern werden wir in Zukunft verstärken. Dies ist dringend geboten, da Zukunftsperspektiven geschaffen werden müssen, um Flucht und Migration zu mindern."
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USA/409: US-Außenminister setzt auf Militärputsch in Venezuela (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

USA / Venezuela

US-Außenminister setzt auf Militärputsch in Venezuela



(Washington, 5. Februar 2018, democracy now) - Die Spannungen zwischen
den USA und Venezuela steigen an. Während seiner Reise durch fünf
südamerikanische Staaten hat US-Außenminister Rex Tillerson erklärt,
sein Land erwäge weitere Sanktionen und möglicherweise ein Ölembargo
gegen das ölreiche Venezuela. Zudem ließ er Anfang Februar verlauten,
dass die USA die venezolanische Armee auf die Unterstützung der USA
zählen könne, sollte diese die Regierung von Nicolás Maduro stürzen
wollen.

Tillerson äußerte sich wie folgt: "Ich denke, es wird einen Wechsel
geben; einen friedlichen, hoffe ich. In der Geschichte Venezuelas und
auch in der Geschichte anderer Staaten Lateinamerikas, war es immer
wieder die Armee, die mit solchen Situationen umzugehen wusste. Wenn
die Dinge so schlecht laufen, dass die militärischen Befehlshaber
merken, dass sie nicht mehr den Bürgern dienen können, dann sorgen sie
für einen friedlichen Wechsel."

Der venezolanische Verteidigungsminister Vladimir Padrino kritisierte
Tillerson umgehend; dieser würde einen Militärputsch in Venezuela
andeuten. Padrino sagte: "Wenn die Streitkräfte aufgerufen werden,
eine Regierung abzusetzen, so zeigt das einen mangelnden Respekt
gegenüber einer Institution, die ihren Prinzipien, ihrer
republikanischen Moral und ihren historischen Traditionen treu
bleibt."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/us-aussenminister-setzt-auf-militaerputsch-in-venezuela/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2183: Bayerische Hochschulen stärken Zusammenarbeit im Bereich des dualen Studiums (idw)


hochschule dual - 07.02.2018

Bayerische Hochschulen stärken Zusammenarbeit im Bereich des dualen
Studiums



Mit der Unterzeichnung einer Kooperationsvereinbarung im Beisein von
Staatsminister Dr. Spaenle am 05.02.2017 verstärken die bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften ihre Zusammenarbeit im Bereich
der dualen Studienangebote. Ziel ist die Bereitstellung einer den
aktuellen Herausforderungen des dualen Studiums angepassten
Organisations- und Managementstruktur unter der seit 2006 bestehenden
Dachmarke "hochschule dual".

Illertissen. Seit der Gründung von hochschule dual als Initiative der
bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften, hat sich die Zahl
der dual Studierenden von rund 600 auf über 7.200 mehr als verzehnfacht.
Das duale Studium ist nachgefragt, nicht nur in Bayern sondern
deutschlandweit. Neben dem Anstieg der Studierenden und der
Unternehmenspartner, ist auch die Anzahl der Anbieter und Studienmodelle
gewachsen. Um diesem veränderten Umfeld Rechnung zu tragen, wurde in den
letzten Jahren ein Prozess der Qualitätssicherung- und entwicklung
angestoßen, dessen Ergebnisse in die Kooperationsvereinbarung eingeflossen
sind.

Veränderung der organisatorischen Struktur



Ziel der nun unterzeichneten Kooperation ist es, die Zusammenarbeit im
dualen Bereich zu verstärken sowie die Organisationsstruktur der
bisherigen Initiative zu festigen. Um das hohe Niveau des Studienangebots
zu sichern und die strategische Weiterentwicklung gezielt und
wissenschaftlich fundiert voranzutreiben, wurde die Position eines
wissenschaftlichen Leiters geschaffen. Dieser wird künftig hochschule dual
gegenüber Hochschulen, Wirtschaft, Ministerien sowie Multiplikatoren nach
außen vertreten.

Unterstützt wird der wissenschaftliche Leiter von drei
Hochschulpräsidenten, die im Lenkungsrat die Aktivitäten von hochschule
dual mitsteuern und Bindeglied zu den Kooperationshochschulen sind. Das
bayerische Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und
Kunst gehört dem Lenkungsrat als beratendes Mitglied an. "Die Bedeutung
dualer Studiengänge ist in den letzten Jahren gewachsen, dies zeigen auch
unsere Zuwachsraten an dual Studierenden. Ich freue mich, dass wir für
diese wichtige Initiative eine nachhaltige und zukunftsfähige
Organisationsform vereinbart haben" sagte der bisherige Leiter von
hochschule dual sowie Präsident der Zuordnungshochschule (Hochschule
Landshut), Prof. Dr. Stoffel anlässlich der Vertragsunterzeichnung.

Zentrale Aufgaben von hochschule dual



Die Geschäftsstelle von hochschule dual mit Sitz in München bündelt auch
weiterhin das gesamte duale Studienangebot auf einer zentralen
Online-Informationsplattform und stellt umfassendes Printmaterial zum
ausbildungsintegrierenden Verbundstudium und zum Studium mit vertiefter
Praxis bereit. Als zentrale Serviceeinrichtung zwischen allen Akteuren des
dualen Studiums in Bayern verantwortet die Geschäftsstelle
hochschulübergreifende Informationskampagnen ebenso wie die Vernetzung und
Weiterentwicklung der dualen Angebote. Unterstützt wird hochschule dual
weiterhin durch den Beirat, der aus bis zu zehn Mitgliedern aus der
Wirtschaft, dem Hochschulumfeld und dem Vorsitzenden des Lenkungsrats
besteht. Seine Hauptaufgabe ist es, den Dialog mit der Wirtschaft zu
pflegen und Anregungen der Wirtschaft zur Ausgestaltung der dualen
Studienmodelle einzubringen. "Für uns bayerische Hochschulen für
angewandte Wissenschaften kombiniert das bayerische Modell hochschule dual
optimal die hochwertige akademische Ausbildung mit Praxiszeiten im
Unternehmen" so die Präsidentin der Hochschule Neu-Ulm sowie Vorsitzende
von Hochschule Bayern e.V., Prof. Dr. Uta M. Feser. "Die Unternehmer
profitieren von gut ausgebildeten Fachkräften, die bereits über das
erforderliche Praxiswissen im eigenen Betrieb verfügen. Und auch wir
Hochschulen profitieren durch enge Kontakte zu den Unternehmenspartnern"
so Prof. Dr. Feser weiter.

Wissenschaftsminister Dr. Spaenle unterstützt Ausbau des dualen
Studiums 

"Mit der Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung stärken die
bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften ihre Zusammenarbeit
bei den dualen Studienangeboten. Ziel des dualen Studiums ist es, ein
überzeugendes praxisorientiertes Ausbildungssystem auf hohem Niveau
anzubieten, in dem Studierende frühzeitig in Unternehmen eingebunden
werden und nach dem Studium auf qualifizierten Positionen optimal
einsetzbar sind. Und es ist ein Erfolgsmodell, für das sich mittlerweile
rund 7.200 Studierende entschieden haben. Mit der Kooperationsvereinbarung
stellen wir eine den aktuellen Herausforderungen des dualen Studiums
angepassten Organisations- und Managementstruktur bereit - unter der
Dachmarke "hochschule dual", betonte Wissenschaftsminister Dr. Ludwig
Spaenle und führte weiter aus: "Dabei ist die Stärkung und
Weiterentwicklung der innovativen Qualifizierungswege im dualen Studium
ein zentrales Ziel. Hierzu soll das hochschulische und das
berufspraktische Lernen in gemeinsamen Qualifizierungsangeboten stärker
zusammengeführt werden. Auch die wechselseitigen Übergänge zwischen der
beruflichen und akademischen Bildung sollen optimiert.und die
Anschlussfähigkeit gesichert werden."

Im Beisein des bayerischen Staatsministers für Bildung und Kultus,
Wissenschaft und Kunst, Dr. Ludwig Spaenle, unterzeichneten die
Präsidentinnen und Präsidenten der beteiligten Hochschulen für angewandte
Wissenschaften am 5.2.2018 in Illertissen den Kooperationsvertrag.
Mitglieder von hochschule dual sind die 17 staatlichen bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften. Die beiden nichtstaatlichen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften in kirchlicher Trägerschaft
stellen assoziierte Mitglieder dar.


Zu hochschule dual

hochschule dual wurde 2006 als Initiative von Hochschule Bayern e. V.
gegründet, um alle dualen Studienangebote an den staatlichen bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften und Hochschulen in kirchlicher
Trägerschaft unter einem Dach zu bündeln.

Zu Hochschule Bayern e.V.

Der Verbund Hochschule Bayern e.V. ist die Stimme der bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften. Er kommuniziert deren
Interessen und Ziele mit dem Willen für konstruktive Lösungen. Mitglieder
von Hochschule Bayern e.V. sind alle bayerischen staatlichen Hochschulen
für angewandte Wissenschaften und nichtstaatlichen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften in kirchlicher Trägerschaft.

Weitere Informationen unter:

http://www.hochschule-dual.de

http://www.hochschule-bayern.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1525

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

hochschule dual, Martina Bischoff, 07.02.2018
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HOCHSCHULE/2182: Hochschulrektorenkonferenz zur Koalitionsvereinbarung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 07.02.2018 14:38

HRK zu Koalitionsvereinbarung: Starke Basis für Hochschulpolitik trotz
einiger Schwachpunkte



"Wenn es nach den Hochschulen geht, kann es auf dieser Basis jetzt
losgehen." So kommentierte HRK-Präsident Horst Hippler den Entwurf der
Koalitionsvereinbarung von CDU/CSU und SPD. "Angesichts des erfreulich
hohen Stellenwerts, den die Parteien Bildung und Wissenschaft einräumen
wollen, hoffen wir nun auf ein zügiges Zustandekommen der Großen
Koalition. Die Vereinbarung wäre grundsätzlich eine spürbar verbesserte,
starke Basis für notwendige Fortschritte in der Hochschulpolitik und
spiegelt Vieles wider, was die HRK in der Vergangenheit formuliert und
vorgeschlagen hat."

"Wenn es nach den Hochschulen geht, kann es auf dieser Basis jetzt
losgehen." So kommentierte der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz
(HRK), Prof. Dr. Horst Hippler, den soeben veröffentlichten Entwurf der
Koalitionsvereinbarung von CDU/CSU und SPD. "Angesichts des erfreulich
hohen Stellenwerts, den die Parteien Bildung und Wissenschaft einräumen
wollen, hoffen wir nun auf ein zügiges Zustandekommen der Großen
Koalition. Die Vereinbarung wäre grundsätzlich eine spürbar verbesserte,
starke Basis für notwendige Fortschritte in der Hochschulpolitik und
spiegelt Vieles wider, was die HRK in der Vergangenheit formuliert und
vorgeschlagen hat."

Hippler weiter: "Die Bereitschaft, den Bund nun systematisch in die
Finanzierung der Hochschulen einzubeziehen, markiert eine wichtige und
grundlegende Veränderung in unserem Wissenschaftssystem. Damit würde der
im Jahre 2014 neu geschaffene Artikel 91 b Grundgesetz sinnvoll genutzt,
um die Leistungsfähigkeit der Hochschulen nachhaltig zu sichern.

Das betrifft vor allem die Absicht, die Bundesmittel für den Hochschulpakt
zu verstetigen - eine unerlässliche Voraussetzung, um ein ausreichendes
Angebot an Studienplätzen und die Qualität der Lehre zu sichern.
Beispielhaft möchte ich aber auch die Initiative zur Stärkung der
Fachhochschulprofessur, die Pläne für eine nationale Open 
Access-Strategie, die Unterstützung für die Digitalisierung der hochschulischen
Infrastrukturen, das Bekenntnis zu den neu zu schaffenden europäischen
Hochschulen und den geplanten BAföG-Ausbau positiv hervorheben."

Der HRK-Präsident nannte allerdings auch mögliche Schwachpunkte in der
Vereinbarung:

"Zwar hat der Qualitätspakt Lehre gute Ergebnisse hervorgebracht. Eine
geplante "Verstetigung im Wettbewerb" darf aber nicht bedeuten, dass
weniger Bundesgeld für die Verstetigung des Hochschulpaktes zur Verfügung
steht oder neue aufwändige Förderstrukturen aufgesetzt werden. Bedauerlich
ist auch, dass die Programm-Pauschale für Forschungsprojekte zunächst
einmal auf dem jetzigen Niveau von 22 Prozent bleiben soll. Wir hoffen,
dass die geplante Erhöhung auf 30 Prozent bald verbindlich geregelt wird."
Schließlich bewerten die Hochschulen die Pläne der Koalition sehr
kritisch, neue gemeinsame Qualifizierungsformate von Berufsbildung und
Hochschulbildung zu schaffen. "Die Hochschulen sehen die Durchlässigkeit
des Bildungssystems als hohes Gut an", so Hippler, "doch das darf nicht zu
einer Unkenntlichmachung und Entwertung beider bewährten Säulen des
Bildungssystems führen."




Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Susanne Schilden, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





UNIVERSITÄT/2727: FU Berlin - Resolution zum Tarifkampf der studentischen Beschäftigten der Berliner Hochschulen (BAGA)


Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht - 6. Februar 2018

Resolution zum Tarifkampf der studentischen Beschäftigten der Berliner
Hochschulen



Der Gesamtpersonalrat der Freien Universität Berlin hat eine Resolution zum
Tarifkampf der studentischen Beschäftigten der Berliner Hochschulen
veröffentlicht:

Resolution zum Tarifkampf der studentischen Beschäftigten der Berliner
Hochschulen

Die studentischen Beschäftigten Berlins kämpfen für einen gerechten
Tarifvertrag.

Der Berliner Tarifvertrag für studentische Beschäftigte (TV Stud II) regelt
die Arbeitsbedingungen der über 8000 studentischen Beschäftigten an den
Berliner Hochschulen.

Dieser Tarifvertrag ist nach wie vor einmalig in Deutschland. In allen
anderen Bundesländern diktieren die Länder einseitig die Bedingungen, zu
denen studentische Beschäftigte eingestellt werden. Er wurde 1986 durch
einen mehrwöchigen Studierendenstreik erkämpft.

In den ersten 15 Jahren seines Bestehens war der TV Stud II an die
Lohnentwicklung im übrigen öffentlichen Dienst gekoppelt, sodass die Löhne
mit der Inflation mithalten konnten. Doch 2001 wurde die Dynamisierung des
Vertrags aufgegeben.

Ohne die Arbeit der studentischen Beschäftigten an den Berliner Hochschulen
wären Studium, Lehre, Bibliotheken, IT-Unterstützung und sogar
Verwaltungsbereiche lahmgelegt.

Wie bei anderen Beschäftigten und Beamten an den Hochschulen muss auch die
Arbeit der studentischen Beschäftigten wertgeschätzt werden. Das ist
insbesondere und für die betroffenen Beschäftigten existentiell durch
Aufwüchse in der Bezahlung zu erreichen.

Die anderen Beschäftigten und die Beamten der Berliner Hochschulen waren
über Jahre bzw. sind immer noch von den höheren Tarifen und Besoldungen in
anderen Ländern und im Bund abgekoppelt. Mühsam wurden Angleichungen für
die Tarifbeschäftigten erstritten.

Es ist an der Zeit und mehr als überfällig, dass jetzt die studentischen
Beschäftigten eine gerechte und die Lebenshaltungskosten deckende Bezahlung
erhalten. Wie es auch bei den übrigen Beschäftigten der Berliner
Hochschulen üblicherweise Aufwüchse durch Tariferhöhungen oder gesetzliche
Vergütungsanpassungen gibt.

Deshalb unterstützt der Gesamtpersonalrat der Freien Universität Berlin die
Forderungen der studentischen Beschäftigten in den jetzigen Verhandlungen
zum Tarifvertrag, insbesondere

- Inflationsausgleich im Stundensatz, der seit 17 Jahren nicht erfolgte,
- Dynamisierung über eine direkte Ankopplung an den TV-L und somit eine
 automatische Anpassung an die Gehaltssteigerungen der anderen
 Beschäftigten der
 Berliner Hochschulen, damit der Inflationsausgleich nachhaltig wirkt.

Der Gesamtpersonalrat der Freien Universität Berlin (6.2.2018)

Quelle: 

http://www.fu-berlin.de/sites/gpr/news/20180206_resolution-tvstud.html

 * 

Quelle:

Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht

E-Mail: baga_berlin@web.de

Internet: http://www.baga-berlin.de
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FORSCHUNG/1120: Nanopartikel in Lebensmitteln. Winzig, nützlich - aber auch unbedenklich? (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 07.02.2018

Winzig, nützlich - aber auch unbedenklich?

Ernährungswissenschaftler der Universität Jena spüren mit Industriepartner
Analytik Jena Nanopartikel in Lebensmitteln auf - EU und Land fördern das
gemeinsame Verbundprojekt mit über 600.000 Euro - Ziel ist es, das
Gefährdungspotenzial von Nanomaterialien in Lebensmitteln fundiert
beurteilen zu können



Das Auge isst bekanntlich mit. Daher greifen Lebensmittelhersteller oft
tief in die Trickkiste, um dem Verbraucher ihre Produkte auch optisch
möglichst schmackhaft zu machen: Damit das Ketchup geschmeidig aus der
Flasche fließt, die bunten Schokolinsen appetitlich glänzen oder das
Pulver für den Instant-Cappuccino in der Packung nicht verklumpt, werden
Silizium- oder Titandioxid zugesetzt. Diese Substanzen bilden feine
Pulver, die den Lebensmitteln die gewünschten Eigenschaften verleihen. Das
Problem dabei: Die Pulver sind so fein, dass sie - herstellungsbedingt -
stets einen gewissen Prozentsatz an kleinsten Nanopartikeln enthalten.

Nanopartikel sind nur wenige Nanometer groß und damit kleiner als die
meisten Moleküle, mit denen unser Körper ansonsten zu tun hat. "Gelangen
Nanopartikel über die Nahrung in den menschlichen Verdauungstrakt können
sie, aufgrund ihrer geringen Größe, die Darmwand passieren und sich
praktisch überall im Körper verteilen", sagt Dr. Thomas Schneider vom
Institut für Ernährungswissenschaften der Friedrich-Schiller-Universität
Jena. "Doch niemand kann bisher mit Gewissheit sagen, ob diese Partikel
gesundheitlich unbedenklich sind oder ob und welche Gesundheitsgefahren
von ihnen ausgehen." Die Studienlage, so der Wissenschaftler vom Lehrstuhl
für Ernährungstoxikologie, sei bislang äußerst widersprüchlich, was
vorwiegend an unzureichenden Testmethoden und fehlenden Möglichkeiten
liege, die Nanopartikel im Organismus nachzuweisen und zu
charakterisieren.

Um das zu ändern hat sich der Jenaer Ernährungswissenschaftler gemeinsam
mit seinem Kollegen Prof. Dr. Michael Glei mit einem Industriepartner (der
Analytik Jena AG) zusammengetan und ein Forschungsprojekt gestartet. Das
neue Verbundvorhaben "Analyse von synthetischen Nanopartikeln in
Lebensmitteln mittels Einzelpartikel-ICP-MS" wird in den kommenden
zweieinhalb Jahren vom Land Thüringen aus Mitteln des Europäischen Fonds
für Regionale Entwicklung (EFRE) mit ca. 615.000 Euro gefördert. Rund
285.000 Euro gehen an die Uni Jena.

Ziel des Projekts ist es, eine Analyseplattform für den Nachweis von
potenziell gesundheitsschädlichen Nanomaterialien in Lebensmitteln zu
entwickeln. Dafür wollen die Forscher die hochempfindliche Methode der
Massenspektrometrie mit induktiv-gekoppeltem Plasma (ICP-MS) nutzen.
"Dieses Analyseverfahren kann selbst geringste Spuren von Metallen, wie
Titan, Gold oder Magnesium nachweisen", erläutert Dr. Schneider. Um die
Methode für die Analyse von Nanopartikeln in Lebensmitteln zu verwenden,
müssen die Forscher jedoch zunächst ein spezielles Probenzufuhrsystem
sowie eine Software zur Datenanalyse entwickeln. Das wird vorrangig die
Aufgabe des Projektpartners Analytik Jena sein, während die
Ernährungswissenschaftler der Uni Jena Nanopartikel herstellen und
charakterisieren, die anschließend unterschiedlichen Lebensmittelproben
zugesetzt und mittels Einzelpartikel-ICP-MS nachgewiesen werden. Dabei
kommen vor allem Substanzen wie Gold, Titandioxid und Magnesiumoxid zum
Einsatz, die als zugelassene Lebensmittelzusatzstoffe eine hohe Relevanz
für die Lebensmittelproduktion haben.

"Parallel dazu wollen wir die Nanopartikel hinsichtlich ihrer
toxikologischen Eigenschaften beurteilen", kündigt Prof. Glei an. In
seinen Labors werden die Partikel an Zellkulturen getestet. Dabei wird
geprüft, ob und in welcher Weise sie das Wachstum der Zellen beeinflussen
oder ihnen gar Schäden z. B. in der DNS zufügen. Dafür sollen
Darmzellkulturen zum Einsatz kommen, die als Modell der natürlichen
Barriere des menschlichen Verdauungstrakts dienen. Mit ihrem Projekt, so
der Anspruch der Jenaer Forscher, werden die Voraussetzungen geschaffen,
das Gefährdungspotenzial von Nanomaterialien in Lebensmitteln fundiert
beurteilen zu können.




Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Dr. Ute Schönfelder, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2280: Neue Bundesregierung muss Umbau von Landwirtschaft und Ernährung anpacken (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

BÖLW-Statement zum Koalitionsvertrag: 

Neue Bundesregierung muss Umbau von Landwirtschaft und Ernährung
anpacken 



Berlin, 07.02.2018. Der Vorsitzende des Bio-Dachverbandes Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Felix Prinz zu Löwenstein, kommentiert den
Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD:

"Union und SPD benennen viele Baustellen in Landwirtschaft und Ernährung
wie Glyphosat-Ausstieg, Fehlernährung, Tierwohl, Gentechnik und die
Stärkung ländlicher Räume. Das ist die Voraussetzung für einen nachhaltigen
Umbau von Landwirtschaft und Ernährung.

Zulegen muss die Große Koalition aber noch. Damit der Umbau gelingt, muss
die gesamte Bundesregierung zupacken. Denn viele Ressorts bestimmen
gemeinsam, wie Landwirtschaft, Handel und Ernährung in Zukunft gestaltet
werden.

Dem verabredeten Ausstieg aus Glyphosat muss eine generelle Reduzierung des
Pestizideinsatzes folgen.

Die neue Bundesregierung muss endlich eine verpflichtende
Haltungskennzeichnung für Fleisch- und Fleischprodukte analog der
Eierkennzeichnung einführen. Denn am Markt wirkt am besten, was der Kunde
kennt, versteht und überall wiederfindet.

Die EU-Agrargelder müssen künftig so verwendet werden, dass damit Bauern
bei Arten-, Tier-, Boden- und Tierschutz unterstützt werden. Diese
Zusatzleistungen finden Rückhalt bei den Bürgern und sind dringend
notwendig für eine zukunftsfähige Produktion im Einklang mit unseren
Ressourcen.

Die stärkere Kooperation von Bund und Ländern bei der Sanierung von Schulen
muss für einen Neuanfang bei der Ernährungsbildung genutzt werden: Damit in
den Köpfen der Kinder ankommt, wie vollwertiges Essen geht, braucht jede
Schule eine Küche und einen Schulgarten.

Es ist gut, dass der Koalitionsvertrag ein konkretes Datum für das Ziel von
20 % Bio-Flächen setzt. Denn Bio gibt es bereits eine erprobte und
erfolgreiche Art der Produktion, die Tiere artgerecht hält, Wasser schützt,
Artenvielfalt und Klimastabilität wahrt sowie nachhaltige Ernährungsstile
fördert."


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000 
Bio-Betrieben über 8 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Joyce Moewius, Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 030-28482-307, Fax: 030-28482-309

E-Mail: moewius@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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ASYL/1249: Zugangsverbot für BeraterInnen in Flüchtlingsunterkünften beenden (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Zugangsverbot für BeraterInnen in Flüchtlingsunterkünften beenden!

PRO ASYL: Verfahrensberatung muss Schutzsuchende erreichen



Die aktuellen Pläne zur Isolierung von Schutzsuchenden in den von der GroKo
avisierten »ANkER-Zentren« sind Teil einer immer schärfer werdenden
Abschottungspolitik. Die Wahrnehmung essentieller Rechte der Asylsuchende
wie das Recht auf Beratung und der Kontakt zu RechtsanwältInnen wird in
isolierten Lagern erschwert. In Bayern geht die repressive
Abschottungspraxis sogar so weit, dass der Zugang für unabhängige
BeraterInnen in die Aufnahmeeinrichtungen (Unterkünfte der
Aufnahmeeinrichtung Oberbayern) verboten wird.

Schutzsuchende haben das Recht, sich beraten zu lassen. Für neu angekommene
Flüchtlinge ist es besonders schwierig, sich zurechtzufinden und die
Regelungen und Zuständigkeiten im Asylverfahren zu verstehen. Dafür gibt es
unabhängige Beratungen wie die des Münchener Flüchtlingsrats und Amnesty
International. Sie suchen gemeinsam in ihrem »Infobus« Unterkünfte auf, um
Betroffene über Asylverfahren zu informieren und zu beraten. Die Regierung
Oberbayerns hat aber nun allen VerfahrensberaterInnen - ob mit oder ohne
Bus - den Zutritt zu den Unterkünften ohne ihre explizite Zustimmung
verboten.

Recht auf Beratung



Asylsuchende dürfen in allen Phasen des Verfahrens RechtsanwältInnen oder
sonstige RechtsberaterInnen konsultieren (Art. 22
EU-Asylverfahrensrichtlinie). Dieses Recht wird eingeschränkt, wenn die
benannten Organisationen und ihren BeraterInnen der Zugang zu
Aufnahmeeinrichtungen verwehrt wird. Denn ohne Zugang zu den Einrichtungen
können die Betroffenen nicht hinreichend effektiv von den
Beratungsangeboten Gebrauch machen. Eine wirksame Wahrnehmung des Rechts
auf Beratung setzt voraus, dass die Beratungsstrukturen vor Ort auch
zugänglich sind.

Ganz ausdrücklich schreibt das EU-Recht sogar vor: 

Nichtregierungsorganisationen müssen zu den Unterkünften »Zugang erhalten,
um den Antragstellern zu helfen« (Art. 18 EU-Aufnahmerichtlinie). Dieser
Zugang (wohlgemerkt: in die Unterkünfte!) darf nur in eng umgrenzten Fällen
beschränkt werden, namentlich aus Gründen der Sicherheit der Räumlichkeiten
oder der Antragsteller.

Fehlende Beratung wird Gerichte weiter belasten



Eine qualitative Beratung steigert auch die Qualität der Asylverfahren,
insbesondere der für das Asylverfahren essentiellen Anhörungen durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Dass gerade die Asylverfahren und
Bescheide des Bundesamtes in vielen Fällen fehlerhaft waren, zeigen die
aktuellen Gerichtsquoten - fast jede zweite Klage hat derzeit Erfolg (44%
der inhaltlich geprüften Fälle). Gerichte sind bereits jetzt überlastet.

PRO ASYL unterstützt das juristische Vorgehen der betroffenen
Organisationen gegen dieses Zugangsverbot und fordert dessen sofortige
Aufhebung.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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KULTUR/423: Koalitionsvertrag ist gut für die Kultur (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Koalitionsvertrag ist gut für die Kultur!

Deutscher
Kulturrat zufrieden über Kulturpolitik im Koalitionsvertrag



Berlin, den 07.02.2018. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, ist erfreut über die Aussagen im Koalitionsvertrag zu
Kunst, Kultur, Kreativwirtschaft und Medien. In seiner Pressemitteilung vom
12.01.2018 hatte der Deutsche Kulturrat das Ergebnis der
Sondierungsgespräche als gute Grundlage für Koalitionsgespräche
eingeschätzt. Diese Grundlage wurde nun durch konkrete Maßnahmen
untermauert.

Die programmatische Aussage des Kapitels "Zusammenhalt und Erneuerung -
Demokratie beleben", in dem Kunst, Kultur und Medien verankert ist, zeigt,
dass kulturelle Vielfalt und gesellschaftlicher Zusammenhalt sich nicht
ausschließen, sondern vielmehr einander bedingen und zusammengehören. Diese
klare Überschrift und die Aussage, dass zu einer modernen Gesellschaft die
Bereitschaft gehört, Widersprüche auszuhalten, weist die Richtung des
kulturpolitischen Agierens in der 19. Wahlperiode des Deutschen
Bundestages. Kunst und Kultur werden auch als Stein des Anstoßes, des
gesellschaftlichen Diskurses und der Verständigung über das Zusammenleben
gesehen. Dieses Kapitel atmet den Geist eines weltoffenen Deutschlands, das
für Freiheit in Kunst und Wissenschaft, Presse und Meinungsfreiheit auf der
nationalen, europäische und internationalen Ebene eintritt. Dies wird auch
gespeist aus Exilerfahrungen. Zugleich soll mit verschiedenen
Fördermaßnahmen und der Gestaltung der Rahmenbedingungen die Kultur- und
Kreativwirtschaft gestärkt werden.

Mit Blick auf die gesellschaftlichen Herausforderungen der Kulturförderung
angesichts von Integration, Inklusion, Demografie, Digitalisierung,
Gleichstellung, Populismus und Zukunft der Arbeit ist eine "Agenda für
Kultur und Zukunft" zusammen mit Ländern, Kommunen und Zivilgesellschaft
geplant. Der Deutsche Kulturrat steht bereit mit den Erfahrungen aus seiner
Mitgliedschaft und seiner Bündelungsarbeit in der Initiative kulturelle
Integration, in der Bund, Länder, Kommunen, Zivilgesellschaft, Kirchen und
Religionsgemeinschaften, Medien sowie die Sozialpartner zusammenarbeiten,
sich intensiv in die Diskussionen einzubringen.

Konkret werden im Koalitionsvertrag folgende Vorhaben genannt:


	Programme für Investitionen in die kulturelle Infrastruktur, Programme für Kultur in den Regionen und die Verbindung von Programmen für den ländlichen Raum mit kultureller Bildung und Integration;

	Ausbau der Bundeskulturförderfonds;

	Stärkung der dezentralen Erinnerungskultur und die engere Verzahnung von politischer und kultureller Bildung in der Erinnerungskultur sowie die Auflage eines Programms "Jugend erinnert";

	Berücksichtigung der Kultur in der Nachhaltigkeitsdebatte;

	Einbeziehung von Medien- und Internetplattformen in die europäische Regulierung sowie die Beteiligung von Plattformbetreibern an der Finanzierung kultureller Inhalte; Festhalten an der gesetzlichen Verankerung der Netzneutralität;

	Stärkung der Potenziale der Kultur- und Kreativwirtschaft für Innovationsstandort Deutschland; Stärkung des Entwicklerstandorts Deutschland für Computerspiele auf vergleichbare europäische Länderförderungen;

	Bildung eines gesamtstaatlichen Bündnisses für kulturelle Bildung, Vermittlung und Medienkompetenz; weitere Förderung der kulturellen Bildung durch Programm "Kultur macht stark"; Förderung der Bildung für nachhaltige Entwicklung;

	Förderung der Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung;

	Planung einer digitalen Bildungsoffensive, die die gesamte Bildungskette in den Blick nimmt; Förderung außerschulischer Medien- und Digitalbildungsprojekte für Kinder und Jugendliche;

	Verankerung der kulturellen Bildung in der Organisationsstruktur der vom Bund geförderten Kultureinrichtungen;

	Verstärkung der Mittel im Kinder- und Jugendplan zur Sicherung der Infrastruktur kultureller Bildung (Kinder- und Jugendplan sowie Freiwilligendienste);

	Geschlechtergerechte Besetzung von Jurys und Gremien; Förderung von Frauen in Führungspositionen von Kultureinrichtungen und Medienunternehmen;

	Sicherung der Künstlersozialversicherung als Sondersystem der sozialen Sicherung und Einführung einer gründerfreundlichen Altersvorsorgepflicht für Selbständige, die nicht bereits anderweitig obligatorisch abgesichert sind; Reduzierung der Mindestversicherungsbeiträge für Kranken- und Rentenversicherung für kleine Selbständige;

	Anpassung der Künstlersozialversicherung an den wechselnden Erwerbsstatus der Versicherten; Erweiterung der Abgabepflicht um digitale Plattformen;

	Einsatz für ein starkes Urheberrecht zum Schutz des geistigen Eigentums, dieses soll auch auf der europäischen Ebene geschehen; nachdrückliche Unterstützung der Verlegerbeteiligung; Stärkung der Stellung von Rechteinhabern gegenüber Plattformbetreibern; umfassende Evaluierung des Urheberrechts-Wissensgesellschafts-Gesetzes;

	Stärkung politischer und kultureller Bildung;

	Programme zum Erhalt schriftlichen Kulturguts, zur Erhaltung des Filmerbes und zum Erhalt von kulturellen Denkmälern - hier werden namentlich Industriedenkmale erwähnt;

	Vorantreiben der Provenienzrecherche mit Blick auf NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut;

	Aufarbeitung des kolonialen Erbes in Museen und Sammlungen;

	Stärkung des Beitrags von Kultur und Bildung für ein zusammenwachsendes Europa, hier soll im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2020 ein deutlicher Akzent gesetzt werden;

	Erhöhung der Mittel für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik;

	Anhebung des Etats der Deutschen Welle auf das Niveau vergleichbarer europäischer Sender;

	Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements, Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts; Ausbau der Freiwilligendienste



Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Nach den positiven kulturpolitischen Aussagen im Sondierungspapier haben
die Parteien nun ihre Vorhaben in Kunst, Kultur, Kreativwirtschaft und
Medien im Koalitionsvertrag konkretisiert. Sie haben sich für die
verbleibende Zeit in dieser Wahlperiode einiges vorgenommen. Natürlich
hätten wir uns noch deutlichere Zeichen für einen kulturpolitischen
Aufbruch, wie die Einrichtung eines eigenständigen Bundeskulturministeriums
und ein Bundesprogramm zur kulturellen Integration, vorstellen können. Doch
unter den gegebenen Bedingungen sagen wir: Der Koalitionsvertrag ist gut
für die Kultur! Wir hoffen, dass die SPD-Mitglieder nun den Weg freimachen,
damit nach fast einem halben Jahr nach der Bundestagswahl endlich die
Regierung gebildet werden kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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STANDPUNKT/730: "Frieden, Freiheit und Wohlstand" (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 8. Februar 2018

german-foreign-policy.com

"Frieden, Freiheit und Wohlstand"



BERLIN - Eine Fülle an Propagandafloskeln, die Ankündigung umfangreicher
Aufrüstungsmaßnahmen und die Forderung nach einer auch militärisch
eigenständigen Weltpolitik der EU durchziehen die Passagen des neuen
Koalitionsvertrags zur deutschen Außenpolitik. Wie es in dem Dokument
heißt, werde die Große Koalition in ihrem Haushalt "dem Zielkorridor der
Vereinbarungen in der NATO folgen". Der erwähnte "Zielkorridor" sieht vor,
dass alle NATO-Staaten ihre nationalen Wehretats auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts ausweiten. Während der Koalitionsvertrag irreführende
Aussagen etwa zu künftigen deutschen Rüstungsexporten trifft, fordert er
eine stärkere Unabhängigkeit der EU von den Vereinigten Staaten; die Union
müsse "international eigenständiger und handlungsfähiger werden" - auch
militärisch. Allerdings müssten Brüssels bewaffnete Interventionen "dem
Prinzip eines Vorrangs des Politischen vor dem Militärischen folgen".
Entschädigungen für die Nachfahren der Opfer früherer Phasen der Berliner
Expansion weist der Koalitionsvertrag implizit zurück.

Propagandafloskeln



Stark geprägt ist der neue Koalitionsvertrag, auf den sich CDU/CSU und SPD
gestern geeinigt haben, von einer großen Fülle an Propagandafloskeln, die
unter anderem die Passagen zu "Europa" (gemeint ist die EU) prägen. So
heißt es, die EU sei "ein historisch einzigartiges Friedens- und
Erfolgsprojekt", das "Wohlstand mit Freiheit, Demokratie und sozialer
Gerechtigkeit" verbinde. "Kern" der "europäischen Vision" sei es, "Frieden
nach außen und Sicherheit und Wohlstand nach innen zu schaffen". "Ein
starkes und geeintes Europa" sei "der beste Garant für eine gute Zukunft",
und zwar "in Frieden, Freiheit und Wohlstand". "Frieden nach außen" äußert
sich dabei in einer stetig wachsenden Zahl an Militäreinsätzen der EU und
ihrer Mitgliedstaaten in immer mehr Ländern; der "Wohlstand nach innen"
lässt sich zum Beispiel aktuellen Statistiken der EU-Behörde Eurostat
entnehmen. Demnach waren im Jahr 2016 in der Union 117,5 Millionen Menschen
- 23,4 Prozent der Bevölkerung - von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedroht. Damit hat die EU die Armut beinahe eines Viertels ihrer Einwohner
in den letzten zehn Jahren nicht verringert.[1]

Konventionelles Wettrüsten



Zu den Absurditäten des neuen Koalitionsvertrags zählen wiederkehrende
Verbalbekenntnisse zur Abrüstung bei gleichzeitiger Ankündigung neuer
Aufrüstungsmaßnahmen. So heißt es, man wolle nicht nur ein "nukleares",
sondern auch "ein neues konventionelles ... Wettrüsten auf unserem
Kontinent vermeiden". Anschließend kündigen CDU/CSU und SPD an, mit ihrer
Haushaltspolitik "dem Zielkorridor der Vereinbarungen in der NATO [zu]
folgen"; der NATO-"Zielkorridor" sieht vor, die nationalen Wehretats der
Mitgliedstaaten bis 2024 auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu
erhöhen. Die neuen Mittel sollen ausdrücklich zur Aufrüstung der Bundeswehr
mit modernster Technologie genutzt werden. Explizit kündigt die künftige
Koalition die "Entwicklung der Euro-Drohne" sowie die Schaffung von
"konzeptionellen Grundlagen" für Einsätze von Killerdrohnen an. Dabei hält
sie es offenkundig für notwendig, wörtlich hervorzuheben:
"Völkerrechtswidrige Tötungen lehnen wir kategorisch ab, auch durch
Drohnen."

Autonome Funktionalitäten



Fragen werfen gleich mehrere rüstungspolitische Aussagen des Papiers auf -
weil sie der aktuellen Praxis der Bundeswehr und der deutschen
Rüstungsindustrie direkt widersprechen. So heißt es im Koalitionsvertrag:
"Autonome Waffensysteme, die der Verfügung des Menschen entzogen sind,
lehnen wir ab. Wir wollen sie weltweit ächten." In der Bundeswehr wird
dagegen schon längst über die Nutzung autonomer Waffensysteme debattiert.
Kampfroboter und Drohnen böten die Möglichkeit, heißt es etwa in einem
Thesenpapier aus dem Deutschen Heer, "automatisierte, teilautonome oder
autonome [!] Funktionalitäten" mit bemannten Waffensystemen zu kombinieren
(german-foreign-policy.com berichtete [2]). Darüber hinaus erklärt die neue
Große Koalition, man werde "ab sofort keine [Rüstungs-]Ausfuhren an Länder
genehmigen, solange diese unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind". Wäre
die Aussage ernst gemeint, dann beträfe sie nicht nur Lieferungen an drei
der größten Kunden deutscher Waffenschmieden (Saudi-Arabien, Vereinigte
Arabische Emirate, Ägypten), sondern auch die Vereinigten Staaten, die
Saudi-Arabien nicht nur Informationen für Bombardements zur Verfügung
gestellt, sondern immer wieder auch militärische Unterstützung geleistet
haben.

Transatlantisch und europäisch



Eine explizite Bestätigung erfährt im neuen Koalitionsvertrag das Bemühen
der vergangenen Großen Koalition, auf globaler Ebene so weit wie möglich
unabhängig von den Vereinigten Staaten zu werden. Das schließt ein
Festhalten am transatlantischen Bündnis für konkrete Konflikte, etwa für
den Machtkampf gegen Russland oder für bevorstehende Auseinandersetzungen
mit China, ein. "Wir wollen transatlantisch bleiben und europäischer
werden", heißt es im Koalitionsvertrag. "Europa muss sein Schicksal mehr
als bisher in die eigenen Hände nehmen" [3], heißt es weiter: Die EU solle
"international eigenständiger und handlungsfähiger werden". Dazu sei "eine
entschlossene und substanzielle Außen-, Sicherheits-, Entwicklungs- und
Menschenrechtspolitik aus einem Guss" unverzichtbar. Die künftige Koalition
lässt keinen Zweifel daran, dass dazu die EU-Militärpolitik ("PESCO",
german-foreign-policy.com berichtete [4]) "gestärkt werden" müsse; nicht
zuletzt setze man sich "für ein angemessen ausgestattetes Hauptquartier der
EU zur Führung der zivilen und militärischen Missionen ein". Allerdings
müssten künftige bewaffnete Interventionen der EU noch "dem Prinzip eines
Vorrangs des Politischen vor dem Militärischen folgen".

"Chinesische Machtprojektionen"



Kursorisch nimmt der Koalitionsvertrag, dem Anspruch der Berliner
Weltpolitik folgend, fast sämtliche Kontinente in den Blick. So heißt es,
man teile "strategische Interessen" mit Lateinamerika. Mit Blick auf den
deutschen Einflussverlust auf dem afrikanischen Kontinent gegenüber China
heißt es weiter: "Wir unterstützen einen Marshall-Plan für Afrika". Gemeint
sind Vorhaben Berlins, die vor allem darauf abzielen, deutsche
Investitionen in den Ländern Afrikas zu fördern.[5] Während die Interessen
der deutschen Wirtschaft auch an Geschäften mit China Berücksichtigung
finden, deuten sich zugleich heftige politische Spannungen an: So spricht
die neue Große Koalition von "vielfältigen chinesischen Macht- und
Einflussprojektionen" und warnt vor "Risiken", die etwa "die
Seidenstraßen-Initiative Chinas" mit sich bringe.

Kultur statt Sühne



Lediglich implizit bezieht das Dokument Stellung zu den immer zahlreicheren
ausländischen Gerichtsverfahren, mit denen die Nachkommen von Opfern
früherer Phasen der deutschen Expansion Entschädigung für schwerste
deutsche Massenverbrechen zu erlangen suchen. Gänzlich ausgespart sind
entsprechende Bemühungen griechischer und italienischer Opfer von
NS-Massakern - dies, obwohl die italienische Justiz inzwischen fest von
einer Entschädigungspflicht der Bundesrepublik ausgeht.[6] Den Versuchen
der Herero und der Nama, für den deutschen Genozid an ihren Vorfahren eine
Entschädigung zu erstreiten, erteilt der Koalitionsvertrag indirekt eine
Absage. So heißt es, die künftige Bundesregierung wolle "die kulturelle
Zusammenarbeit mit Afrika verstärken und einen stärkeren Kulturaustausch
befördern" - "insbesondere durch die Aufarbeitung des Kolonialismus sowie
den Aufbau von Museen und Kultureinrichtungen in Afrika." Gedenkstätten zur
Erinnerung an deutsche Kolonialverbrechen gibt es in mehreren Ländern
Afrikas schon lange; Mangel herrscht hingegen an Entschädigungen, die
Berlin den Nachfahren der Opfer systematisch vorenthält - zugunsten einer
unverbindlichen, kostensparenden "Erinnerungskultur"
(german-foreign-policy.com berichtete [7]). Letzteres wird sich, nimmt man
die Kolonialismus-Passage des Koalitionsvertrags zum Maßstab, auch in
Zukunft nicht ändern.


Anmerkungen:

[1] 17. Oktober: Internationaler Tag für die Beseitigung der Armut.

eurostat Pressemitteilung 155/2017. 16.10.2017.

[2] S. dazu Automatisierte Aggression.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7505/

[3] S. dazu Das Ende einer Ära.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7307/

[4] S. dazu Der Start der Militärunion.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7475/

[5] S. dazu Einflusskampf um Afrika.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7345/

[6] S. dazu Die Reparationsfrage.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7387/

[7] S. dazu Billiges Erinnern

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7178/

und Deutschlands koloniale Arroganz.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7515/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

Herausgegeber: German News Informations Services GmbH

c/o Horst Teubert

Hartwichstr. 94, 50733 Köln

Fax: 01212 52 57 08 537

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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VORTRAG/2232: Oldenburg - Macht Twitter die Demokratie kaputt?, Schlaues Haus 15.02.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Do., 15.02.18, 19:30 - 21:00 Uhr

Macht Twitter die Demokratie kaputt?

Prof. Dr. Volker Boehme-Neßler, Department für Wirtschafts- und
Rechtswissenschaften, Universität Oldenburg



Wie gewinnt man Wahlen? Mit charismatischen Kandidaten und guten
Argumenten? Mit viel Geld, einem exzellenten Team und einer
hervorragenden Organisation? Es geht viel einfacher: Wahlen lassen
sich mit Twitter gewinnen.

Das ist eine Lehre aus dem Wahlkampf von Donald Trump. Mit seinen
Tweets hat er die Wahlentscheidung von Millionen Amerikanern
beeinflusst. Mit Twitter lassen sich sehr direkt Gefühle ansprechen
und Ressentiments mobilisieren. Fakten und Argumente sind eher
unwichtig. So gesehen ist Twitter das Gegenteil von Demokratie.
Demokratie beruht auf Rationalität. Ein vernünftiger umfassender
Diskurs, das ist die Grundidee von demokratischer Politik. Das ist
Twitter völlig fremd. Trump führt es vor: Mit Twitter wird Politik
hysterisch.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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ARBEIT/2774: Lohnerhöhungen beeinflussen Arbeitszufriedenheit nur kurzfristig (idw)


Universität Basel - 07.02.2018

Lohnerhöhungen beeinflussen Arbeitszufriedenheit nur kurzfristig



Nach einer Lohnerhöhung fühlt man sich am Arbeitsplatz wohler - und das
erst recht, wenn man etwas mehr bekommt als die Kollegen. Doch diese
Wirkung auf die Arbeitszufriedenheit ist nur vorübergehend und lässt nach
einer gewissen Zeit wieder nach. Zu diesem Schluss kommen zwei Ökonomen
der Universität Basel in einer Studie in der Fachzeitschrift «Journal of
Economic Behavior & Organization».

Dr. Patric Diriwaechter und Dr. Elena Shvartsman von der
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Basel haben den
Zusammenhang von Arbeitszufriedenheit und Lohnveränderungen detailliert
untersucht. Das Thema ist auch für Arbeitgeber von Interesse: Betroffen
sind neben dem allgemeinen Wohlbefinden am Arbeitsplatz auch die
Investitionsbereitschaft in firmenspezifisches Wissen und die
Kündigungsneigung von Arbeitnehmern.

Ausgewertet wurden knapp 33.500 Beobachtungen aus dem repräsentativen
deutschen Sozio-ökonomischen Panel; die Arbeitszufriedenheit lag im
Schnitt bei 7 auf einer 10er-Skala.

Auch Lohnerwartung macht zufrieden



Wie erwartet reagierte die Arbeitszufriedenheit durchwegs positiv auf
Lohnerhöhungen, wobei auch soziale Vergleiche eine Rolle spielen, wie die
Studie ergab. Konkret steigt die Zufriedenheit nämlich zusätzlich, wenn
vergleichbare Arbeitnehmer in der gleichen Zeit eine geringere
Lohnerhöhung erhalten. Die Forschenden konnten sogar zeigen, dass
Arbeitnehmer bereits ein Jahr vor einer Lohnerhöhung eine höhere
Arbeitszufriedenheit aufweisen, indem sie von der positiven Erwartung
einer Lohnsteigerung beeinflusst sind.

Der Anstieg der Arbeitszufriedenheit nach einer Lohnerhöhung ist jedoch
nur vorübergehend und damit nicht nachhaltig: Innerhalb von vier Jahren
lässt die Wirkung fast vollständig nach. In Anlehnung an
verhaltensökonomische Ansätze ist dies damit erklärbar, dass Menschen ihr
Einkommen nicht nur absolut bewerten, sondern auch in Bezug zu ihrem
bisherigen Einkommen. Zudem stellt sich über die Zeit ein Gewöhnungseffekt
an das neue Lohnniveau ein, sodass ein höheres Salär den neuen
Ausgangspunkt für zukünftige Vergleiche bildet.

Erhöhungen besser klein und regelmässig



Derselbe Effekt ergab sich auch umgekehrt: Auch die negativen Reaktionen
auf Lohnkürzungen waren zeitlich beschränkt, was sich die Forschenden
neben der Anpassung der Referenzgrösse wiederum mit sozialen Vergleichen
erklären. So gehen die meisten Lohnkürzungen beispielsweise mit firmen-
oder industriespezifischen Schocks einher, weshalb in der Regel nicht nur
der einzelne Arbeitnehmer, sondern typischerweise auch die Arbeitskollegen
davon betroffen sind.

Für die Arbeitgeber folgert die Studie, dass Lohnerhöhungen als Instrument
zur Mitarbeitermotivation nur unter bestimmten Bedingungen sinnvoll sind -
etwa indem sie regelmässig erfolgen und mit Beförderungen einhergehen.
Damit bestätigen Diriwaechter und Shvartsman neueste Forschungsergebnisse
aus der experimentellen Ökonomie: Diese deuten darauf hin, dass
Lohnerhöhungen in kleinen, aber häufigen Schritten am wirksamsten sind, um
Mitarbeiter langfristig zu motivieren - im Gegensatz zu gesamthaft
gleichwertigen, aber selteneren und höheren Lohnveränderungen.


Originalbeitrag

Patric Diriwaechter und Elena Shvartsman

The anticipation and adaptation effects of intra- and interpersonal wage
changes on job satisfaction

Journal of Economic Behavior & Organization (2018), doi:
10.1016/j.jebo.2017.12.010

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Cornelia Niggli, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2324: EU-Kommission genehmigt Reserve zur Absicherung des Strommarktes (BMWi)




Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. Februar 2018

EU-Kommission genehmigt Reserve zur Absicherung des Strommarktes

Am Mittwoch hat die Europäische Kommission die Kapazitätsreserve
beihilferechtlich genehmigt. Die Reserve dient zur Absicherung des
Strommarktes (falls es trotz freier Preisbildung aufgrund
unvorhersehbarer Ereignisse einmal nicht zur Deckung von Angebot und
Nachfrage kommen sollte).

Die Genehmigung gilt für bis zu 2 GW Reserveleistung. Sie umfasst drei
Kontrahierungsperioden von jeweils zwei Jahren von 2019 - 2025. Auf
Grundlage der heutigen Entscheidung wird die Bundesregierung nun zügig
den rechtlichen Rahmen für die Ausschreibung der Reserve schaffen. Die
erste Kontrahierungsphase soll am 1. Oktober 2019 beginnen.

Die Kapazitätsreserve hält technisch geeignete Reservekraftwerke und
Lasten vor. Die Übertragungsnetzbetreiber nehmen auf Basis einer
Ausschreibung Anlagen unter Vertrag, die aufgrund ihrer technischen
Eigenschaften geeignet sind, die Reserveleistung rechtzeitig und
zielgerichtet zu erbringen. Die Kapazitätsreserve kommt nur zum
Einsatz, falls ein Kapazitätsdefizit auftritt, d. h. falls es trotz
freier Preisbildung aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse einmal nicht
zur Deckung von Angebot und Nachfrage kommen sollte.

Kommt die Kapazitätsreserve zum Einsatz, zahlen Stromlieferanten, die
ihre Lieferverpflichtungen nicht erfüllen konnten, entsprechend ihres
Verursacherbeitrags einen angemessenen Anteil der Gesamtkosten der
Reserve. Der Mindestpreis für die unterdeckten Lieferanten beträgt
20.000 Euro/MWh. Zum Vergleich: In 2017 lag der durchschnittliche
Großhandelspreis am Day-Ahead-Markt bei 34 Euro/MWh. Damit haben
Lieferanten einen starken Anreiz, ihre Lieferverpflichtungen über
Termingeschäfte oder Vereinbarungen mit ihren Kunden frühzeitig
abzusichern und somit die Reserve erst gar nicht zum Einsatz kommen zu
lassen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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ENERGIE/2323: Nicht immer zahlt sich der Wechsel zum stromsparenden Elektrogerät aus (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 07.02.2018

RWI-Stromspiegel: 

Nicht immer zahlt sich der Wechsel zum stromsparenden Elektrogerät aus



Wie hoch der mittlere jährliche Stromverbrauch von in deutschen Haushalten
verbreiteten Kühlschränken oder Waschmaschinen ist, ist mangels smarter
Messgeräte vielfach nicht bekannt. Dadurch ist auch ungewiss, wieviel Geld
sich durch die Investition in ein neues Elektrogerät mit niedrigerem
Stromverbrauch einsparen lässt. Nachrechnen lohnt sich. Das zeigt eine
aktuelle RWI-Studie zum Stromverbrauch in privaten Haushalten, die auf
zwei umfangreichen Erhebungen basiert.

Wie hoch der mittlere jährliche Stromverbrauch von in deutschen Haushalten
verbreiteten Kühlschränken oder Waschmaschinen ist, ist mangels smarter
Messgeräte vielfach nicht bekannt. Dadurch ist auch ungewiss, wieviel Geld
sich durch die Investition in ein neues Elektrogerät mit niedrigerem
Stromverbrauch einsparen lässt. Nachrechnen lohnt sich. Das zeigt eine
aktuelle RWI-Studie zum Stromverbrauch in privaten Haushalten, die auf
zwei umfangreichen Erhebungen basiert.

Da die Strompreise die Budgets privater Haushalte immer stärker belasten,
erscheinen stromsparende Maßnahmen immer lohnenswerter. Um ermitteln zu
können, wieviel Strom und damit Geld durch neue stromsparende Geräte
eingespart werden kann, muss jedoch bekannt sein, wieviel Strom die zu
ersetzenden alten Geräte verbrauchen. Laut einer aktuellen Studie des RWI
- Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung sind beispielsweise für den
Betrieb eines Kühlschranks durchschnittlich rund 300 Kilowattstunden (kWh)
pro Jahr erforderlich, für einen Gefrierschrank etwa 400 kWh. Bei einem
durchschnittlichen Strompreis von aktuell rund 30 Cent pro kWh kostet der
Betrieb dieser Geräte demnach jährlich 90 bzw. 120 Euro.

Grundlage der Studie sind zwei umfangreiche Erhebungen, die zur Ergänzung
des Deutschen Haushaltsenergieverbrauchspanels GRECS (German Residential
Energy Consumption Survey) vom Berliner Marktforschungsinstitut forsa
Gmbh, Berlin, durchgeführt wurden. Sie geben Auskunft über den
Stromverbrauch von mehr als 2.000 Haushalten in den Jahren 2011 bis 2013
sowie über deren Ausstattung mit Elektrogeräten.

Investition in energieeffiziente Elektrogeräte lohnt finanziell nicht
immer

Würde ein Haushalt mit einem Kühlschrank mit durchschnittlichem Verbrauch
von 300 kWh pro Jahr ein neues energieeffizientes Gerät (mit Gefrierfach)
mit einem Verbrauch von rund 160 kWh anschaffen, könnte er demnach bei
einem Strompreis von 30 Cent pro kWh jährlich rund 42 Euro einsparen. Bei
einem Anschaffungspreis von 700 Euro eines solchen aktuell auf dem Markt
befindlichen Gerätes würde sich eine solche Investition innerhalb der
durchschnittlichen Lebensdauer von Kühlschränken von zehn Jahren jedoch
nicht rechnen. Auch unter Umweltgesichtspunkten kann der Austausch des
alten Kühlschranks gegen einen neuen unvorteilhaft sein, da zur
Herstellung eines neuen Kühlschranks erhebliche Mengen an Energie
erforderlich sind und dabei Treibhausgase emittiert werden.

Noch weniger auszahlen würde sich diese Investition, wenn der neue
Kühlschrank die durchschnittliche Lebensdauer von zehn Jahren deutlich
unterschreiten und früher kaputt gehen würde oder der Haushalt einen
günstigen Stromtarif deutlich unterhalb des durchschnittlichen Niveaus von
derzeit rund 30 Cent je kWh hätte. Eher rechnen könnten sich solche
Investitionen hingegen, wenn der alte Kühlschrank einen
überdurchschnittlich hohen Verbrauch aufweist, besonders in Zeiten
steigender Strompreise. Es lohnt sich also, den Stromverbrauch des zu
ersetzenden Gerätes zu ermitteln und auf dieser Grundlage über den Kauf
eines neuen zu entscheiden.

Haushalte verwenden ein Viertel des Stromverbrauchs zur Kühlung


Ein weiteres Ergebnis der Studie ist, dass der Stromverbrauch einzelner
Geräte stark über die Haushalte hinweg variiert. So fällt bei Haushalten
im untersten Viertel der Stromverbrauchsverteilung der Stromverbrauch
einer einzelnen Lampe mit 5,3 kWh deutlich schwächer aus als bei
Haushalten des obersten Viertels (15,9 kWh). Bei Kühlschränken beträgt der
Unterschied im jährlichen Stromverbrauch zwischen Haushalten des untersten
und obersten Viertels der Stromverbrauchsverteilung pro Jahr etwa 65 kWh.

Haushalte mit geringem Verbrauch verwenden zudem einen größeren Anteil des
Stroms für elementare Anwendungen wie Kühlen und Kochen als Haushalte mit
hohem Stromverbrauch. Eine Ursache für den hohen Stromverbrauch mancher
Haushalte liegt nicht selten am Gebrauch energieintensiver
Einrichtungsgegenstände wie Saunen, Wasserbetten oder Solarien.

Haushalte mit einem mittleren Stromverbrauch nutzen rund ein Viertel des
Stromverbrauchs zur Kühlung, 15 Prozent für Information und Kommunikation,
also den Betrieb von Fernsehgeräten, Computern oder Notebooks. Weitere
alltägliche Anwendungen wie Warmwasserbereitung, Beleuchtung, Kochen,
Waschen und Trocknen machen jeweils zwischen 2 und 6 Prozent des gesamten
Stromkonsums aus.


Weitere Informationen unter: 

http://www.rwi-essen.de/rep/ 

- Dieser Pressemitteilung liegt das Ruhr Economic Paper #722
("Heterogeneity in Residential Electricity Consumption: A Quantile
Regression Approach") zugrunde.

- http://www.rwi-essen.de/stromspiegel

Weitere Informationen zum RWI-Stromspiegel.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, Jörg Schäfer, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1602: Tarifverhandlungen Deutsche Post AG - Noch kein Durchbruch erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Februar 2018

Tarifverhandlungen Deutsche Post AG: Noch kein Durchbruch erzielt



Berlin - Die zweitägigen Tarifverhandlungen für die rund 130.000
Tarifbeschäftigten der Deutschen Post AG sind am Abend in der zweiten
Runde in Berlin ohne einen Durchbruch vertagt worden. "Wir sind einen
ersten Schritt vorangekommen, aber der Weg ist noch lang", sagte die
stellvertretende ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis nach dem Ende der
Verhandlungsrunde. Die Tarifvertragsparteien vereinbarten eine
Fortsetzung der Gespräche am 19. und 20. Februar 2018 in Wiesbaden.

ver.di fordert eine lineare Erhöhung der Einkommen und
Ausbildungsvergütungen um sechs Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten. Überdies soll eine tarifvertragliche Wahlmöglichkeit
geschaffen werden, wonach der einzelne Beschäftigte einen Teil der zu
vereinbarenden Tariferhöhung in freie Zeit umwandeln kann. Das
bislang einmal jährlich aufgrund einer Leistungsbeurteilung gezahlte
variable Entgelt will ver.di durch einen festen monatlichen Betrag
ablösen. Zudem soll für die rund 32.000 Beamtinnen und Beamten des
Unternehmens die so genannte Postzulage fortgeschrieben werden. Sie
ist eine postspezifische Form der Sonderzahlung für Bundesbeamte.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1577: Studie - Finanzmarktrisiken 2018 (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.02.2018

Finanzmarktrisiken 2018: 

Neuer Deregulierungswettlauf, deutsche Immobilienkredite und Lücken bei der
Derivatesicherung

Neue Studie des IMK



Die akuten Risiken an den deutschen und internationalen Finanzmärkten
waren in den vergangenen 12 Monaten etwas gesunken. Allerdings könnten sie
in nächster Zeit wieder deutlich steigen und die aktuellen
Börsenturbulenzen Vorboten größerer Probleme sein.

Denn zehn Jahre nach der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise scheint
das Bewusstsein zu schwinden, dass schwach regulierte Finanzmärkte eine
große Gefahr für die globale Wirtschaft bedeuten: Sinnvolle Regeln werden
nur halbherzig umgesetzt oder drohen sogar aufgeweicht zu werden, wie in
den USA. Zu diesem Ergebnis kommt der neue Finanzmarktstabilitätsreport
des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung.(*) Er wird heute [07.02.21018] auf einer
Pressekonferenz in Berlin vorgestellt.

Die IMK-Finanzmarktfachleute Dr. Thomas Theobald und Dr. Silke Tober sehen
den "kurzsichtigen Deregulierungskurs" von US-Präsident Donald Trump mit
Sorge, aber auch Europa halten sie noch nicht für stabil: Obwohl das
Volumen notleidender Kredite insbesondere bei italienischen Banken sinkt,
seien die Systemrisiken noch beträchtlich, zumal es weiterhin keine
europäische Einlagensicherung gibt. Deutsche Banken könnten bei steigenden
Zinsen unter Druck geraten, weil sie viele Immobilienkredite vergeben
haben, die niedrige Zinsen über sehr lange Zeiträume festschreiben (mehr
Informationen jeweils weiter unten). Anleger auf Renditesuche geben ihr
Geld verstärkt an Investmentfonds, die nicht selten in
Unternehmensanleihen mit nicht unerheblichem Ausfallrisiko bei steigenden
Zinsen investieren. Beim Derivatehandel weisen nach Analyse der Experten
unbedingt notwendige Sicherheitsstrukturen Lücken auf. Hinzu kommen neue
Herausforderungen durch Kryptowährungen wie Bitcoin, auf die die
Eurostaaten mit Vorbereitungen für einen digitalen Euro reagieren sollten,
so die Forscher.

"Uns beunruhigt die neue Sorglosigkeit bei Finanzmarktakteuren und
wichtigen Politikern. Was wir auf keinen Fall gebrauchen können, ist ein
neuer Deregulierungswettlauf, der die Lehren des vergangenen Jahrzehnts in
den Wind schlägt", fasst Prof. Dr. Gustav A. Horn, wissenschaftlicher
Direktor des IMK, die aktuelle Analyse zusammen. "Jeder Verantwortliche
muss sich bewusst sein, dass Finanzmarktstabilität eine wichtige
Gerechtigkeitsfrage ist. Die letzten beiden Rezessionen in Deutschland
wurden dadurch ausgelöst, dass Finanzblasen geplatzt sind. Eine tiefe,
lang andauernde Rezession schädigt Menschen mit kleinen und mittleren
Einkommen, die auf ihre Arbeit angewiesen sind, oft weitaus stärker als
reiche Anleger."


Zentrale Ergebnisse der Studie:



Risiko 1: Trump lässt die Banken los und verschärft die Ungleichheit


Wenn es nach Donald Trump geht, ist die Zeit der Zurückhaltung vorbei.
Banken sollen wieder mehr riskieren. Das US-Finanzministerium hat Pläne
ausgearbeitet, welche die Regeln lockern, die den Kreditinstituten infolge
der Finanzkrise auferlegt worden waren. Kleinere Banken sollen demnach
ohne jede Einschränkung auf eigene Rechnung spekulieren dürfen, für die
Großbanken sollen Beschränkungen des Eigenhandels zumindest teilweise
aufgehoben werden. Auch die verschärften Anforderungen an Eigenkapital und
Liquidität sollen zum Teil gelockert werden. Trump hat vor allem eines im
Sinn: Er will, dass die Banken ungehemmt Kredite vergeben, was wiederum
das Wachstum der US-Wirtschaft ankurbeln soll. Damit ignoriert er jedoch
"zentrale Erkenntnisse der Finanzmarktforschung", schreiben Theobald und
Tober. "Maßnahmen, die allein das Kreditwachstum anregen, ohne dass ihnen
steigende Einkommen der Schuldner gegenüberstehen, erhöhen die Gefahr von
Finanzmarktkrisen und damit von tiefen Rezessionen."

Ein weiteres Risiko sehen die Ökonomen in der von Trump auf den Weg
gebrachten Steuerreform, von der Unternehmer und Top-Verdiener am meisten
profitieren. Die Reform sieht permanente Steuererleichterungen für
Unternehmen und temporäre für Haushalte in Höhe von etwa 1,5 Billionen 
US-Dollar vor. Der Körperschaftssteuersatz für Unternehmen sinkt von 35 auf
21 Prozent, der Spitzensteuersatz auf Einkommen von 39,6 auf 37 Prozent.
Nach Ansicht des IMK erhöhen die Steuererleichterungen für Reiche nicht
nur die Ungleichheit im Land, sondern gefährden langfristig auch die
Finanzmarktstabilität. Schließlich stünden "immer höheren Ersparnissen
reicher Haushalte oft keine produktiven Investitionen gegenüber". Das Geld
fließe stattdessen in die Finanzmärkte, wo sich Vermögenspreisblasen
bildeten.

Risiko 2: Zu großer Optimismus bei Investoren



Das Vertrauen in europäische Staatsanleihen ist zurückgekehrt. Das lässt
zumindest ein Blick auf die vergleichsweise geringen Risikoaufschläge der
Anleihen aus Italien oder Spanien vermuten. Doch nach Meinung der
IMK-Ökonomen sind die niedrigen Zinsen im Euroraum nicht unbedingt ein
Ausdruck von Stabilität, sondern vor allem der Geldpolitik der
Europäischen Zentralbank zu verdanken. Viele Investoren ignorierten dies
jedoch und ließen sich von den Niedrigzinsen dazu verleiten, die Risiken
vor allem bei Unternehmensanleihen nicht korrekt zu bepreisen. Dieses
Risiko hat nach Analyse der Forscher ein erhebliches Volumen, weil
Investmentfonds, die untereinander und mit Versicherungen und
Pensionskassen verflochten sind, in den vergangenen Jahren stark in solche
Anleihen investiert haben.

Unter diesen Bedingungen könne selbst eine vorsichtige Zinsänderung durch
die Zentralbank für heftige Reaktionen an den Märkten sorgen, heißt es in
dem Bericht. Wenn die Zinsen steigen, könne die Stimmung kippen, schnell
kämen dann erneut Sorgen auf, dass Unternehmen oder gar einzelne Staaten
ihre Schulden nicht bedienen können. Die Eurokrise könnte so wieder
aufflackern. Zumal in den Büchern europäischer Banken - trotz aller
Verbesserungen - nach wie vor zu viele notleidende Kredite stünden. Das
Volumen dieser Kredite in den Bilanzen europäischer Banken sank im
vergangenen Jahr von einer Billion Euro auf rund 800 Milliarden Euro. Bei
einzelnen Kreditinstituten besteht aber noch hoher Sanierungsbedarf. Ein
Viertel der notleidenden Kredite entfällt auf italienische Banken. Die
Risiken wiegen umso schwerer, erklären die Experten, als es immer noch an
einer europaweit einheitlichen Einlagensicherung und einer effektiven,
weil nicht an Auflagen an den Staatssektor gebundenen Absicherung des
Bankenabwicklungsfonds durch den Europäischen Stabilitätsmechanismus
mangelt.

Risiko 3: Intransparente Derivate



Eine der Lehren aus der Finanzkrise lautete: Der Handel mit Derivaten muss
stärker reguliert werden. Doch die bisher eingeführten Regeln "offenbaren
dringenden Bedarf der Weiterentwicklung", heißt es im IMK-Bericht. Ein
Eindruck von der Bedeutung des Derivatehandels lässt sich am ausstehenden
Nominalwert der zu Grunde liegenden Vermögenswerte gewinnen. Dieser belief
sich 2017 auf mehr als 500 Billionen US-Dollar. Vereinfacht gesagt handelt
es sich bei Derivaten um Finanzprodukte, die es erlauben, auf die
Entwicklung von Wertpapieren, Zinssätzen oder Wechselkursen zu wetten,
ohne dass man den jeweils zu Grunde liegenden Vermögenswert selbst
besitzt. Sie können der Absicherung dienen oder aber zum Spekulieren
verleiten, weshalb sie von vielen Beobachtern als eine Art
Brandbeschleuniger der Finanzkrise 2008 angesehen werden.

Besonders die sogenannten OTC-Derivate gelten als intransparent, da ihre
Bedingungen allein zwischen zwei privaten Parteien - zum Beispiel einer
Bank und einem Unternehmen - ausgehandelt werden. Eine Kontrolle wie im
Börsenhandel findet nicht statt, was auch schon an der Bezeichnung "OTC"
deutlich wird. Die Abkürzung steht für "over the counter", was mit "über
den Tresen" übersetzt werden kann. Um sicherzustellen, dass es bei diesen
Geschäften nicht erneut massenweise zu Zahlungsausfällen und damit zu
einer Kettenreaktion kommt, haben die G20-Staaten nach der letzten Krise
einen Beschluss gefasst: Beim Handel mit OTC-Derivaten soll ein Zentraler
Kontrahent (Central Counterparty, CCP) zwischengeschaltet sein. Dieser
setzt sich zwischen die eigentlichen Geschäftspartner und gewährleistet,
dass es nicht zu Zahlungsausfällen kommt - und wird damit selbst zu einem
systemrelevanten Knotenpunkt. Der Zentrale Kontrahent kann auf
Sicherheiten zurückgreifen, die Käufer und Verkäufer bei ihm hinterlegt
haben, zuletzt haftet er auch mit dem eigenen Kapital.

Die IMK-Experten halten solche Abwicklungsstellen für einen Schritt in die
richtige Richtung. Sie kritisieren jedoch, dass die Zentralen Kontrahenten
privatwirtschaftlich organisiert und damit darauf ausgelegt sind, Gewinne
zu erzielen und miteinander zu konkurrieren. Dies vertrage sich nicht mit
ihrer Funktion als Kontrollinstanz. Zudem sei die für die Sicherung der
einheitlichen Aufsicht zuständige Europäische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehörde bisher nicht adäquat ausgestattet, um ihrer Rolle
gerecht zu werden. So bestehe die Gefahr, dass sich Derivatehändler die
Länder mit der laxesten Regulierung des OTC-Handels aussuchen. "Die
Neuordnung des Derivathandels könnte sich nicht nur als nicht
stabilisierend erweisen, sondern neue Risiken schaffen", erklären die
Autoren des Finanzmarktstabilitätsreports.

Risiko 4: Immobilienkredite könnten deutsche Banken bedrohen


Die realen Immobilienpreise in Deutschland sind seit 2010 um mehr als 20
Prozent gestiegen, in den Großstädten sogar noch deutlich stärker. Die
hohen Preise führen dazu, dass Hauskäufer höhere Kredite aufnehmen. Das
Problem dabei ist nach der IMK-Analyse weniger die Verschuldung der
privaten Haushalte in Deutschland, das Problem sind die Banken, die diese
Kredite vergeben. Sie gewähren Immobilienkäufern immer längere
Zinsbindungen, um höhere Erträge zu erzielen. Der Anteil der neu
vergebenen Wohnungsbaukredite mit einer Zinsbindung von mehr als zehn
Jahren ist von 26 Prozent im Jahr 2010 auf 44 Prozent 2017 gestiegen.
Damit sind laut IMK auch die Risiken gewachsen. Wenn die Marktzinsen
wieder steigen, müssten die Banken die langfristigen Kredite zu höheren
Kosten refinanzieren, als sie durch die vergebenen Kredite einnehmen.

Die IMK-Ökonomen gehen davon aus, dass "substanzielle Zinsänderungsrisiken
im deutschen Finanzsystem vorhanden sind". Die Banken seien gut beraten,
die durchschnittliche Zinsbindung ihrer Bilanzen nicht weiter auszudehnen,
sondern sich frühzeitig auf eine Zinserhöhung einzustellen und die
Risikovorsorge weiter deutlich zu erhöhen statt wieder höhere
Ausschüttungen an Anteilseigner und Personal in Form von Boni zu
verteilen. Zinsänderungsrisiken drohten insbesondere den Sparkassen und
Genossenschaftsbanken, da bei ihnen ein Großteil der Erträge auf dem
klassischen Zinsgeschäft beruht.

Risiko 5: Bitcoin & Co. außer Kontrolle?



Neue Technologien könnten die Finanzwelt revolutionieren. Die unter dem
Begriff Fintech zusammengefassten Innovationen betreffen im Grunde alles,
was mit Geld zu tun hat - vom klassischen Bankgeschäft über neue
Finanzierungsformen bis hin zu digitalen Währungen. Vor allem die
Kryptowährungen haben "das Potenzial, die Finanzmärkte und die Geldpolitik
grundlegend zu verändern", heißt es im IMK-Bericht. Seit gut zehn Jahren
gibt es die auf der sogenannten Blockchain-Technologie basierende
Digitalwährung Bitcoin. Sie wird dezentral in einem Rechnernetz generiert
und verwaltet. Bitcoin kommen ohne Zentralbank aus und stellen damit einen
Gegenentwurf zum staatlichen Geldsystem dar. Auch der Zahlungsverkehr
funktioniert im Prinzip ohne Banken.

"Die potenzielle Sprengkraft der Fintechs ist erheblich", schreiben die
Wissenschaftler. Mit einer Kapitalisierung von rund 830 Milliarden 
US-Dollar ist der Markt für Kryptowährungen - neben Bitcoin existiert eine
Vielzahl weiterer virtueller Währungen - nicht weit entfernt von dem rund
1,3 Billionen US-Dollar großen Kreditvolumen im Subprime-Markt, der die
Finanzkrise 2008 ausgelöst hat. Anders als im Falle der Subprime ist eine
tiefe Verstrickung der Banken bisher nicht zu erkennen. In den nächsten
Jahren könnte sich das ändern. "Der Einfluss auf die Finanzmarktstabilität
wird in den kommenden Jahren mit der zu erwartenden steigenden
Marktkapitalisierung zunehmen. Verstärkt werden dürfte dieser Effekt durch
die Einführung staatlicher Digitalwährungen", heißt es im IMK-Bericht. Es
sei nur eine Frage der Zeit, bis die Staaten auf die Konkurrenz durch
Kryptowährungen reagieren und die eigenen Währungen in digitaler Form
bereitstellen. In Estland gebe es bereits konkrete Vorstellungen über
einen "Estcoin", dessen Wert an den Euro gekoppelt sein soll.

Digitale Währungen böten in puncto Schnelligkeit und Sicherheit eine Reihe
von Vorteilen. Die Frage sei deshalb nicht, ob sie sich durchsetzen
werden, schreiben Theobald und Tober, sondern vielmehr, wer sie
kontrolliert. Bei der weitgehend noch ausstehenden Regulierung müssen laut
IMK drei Aspekte in Einklang gebracht werden: Erstens müssen die Risiken
für die Stabilität des Finanzsystems niedrig bleiben, zweitens muss der
erhöhte Nutzen - zum Beispiel in Form niedriger Gebühren - den
Verbrauchern zugutekommen und drittens muss das Recht der Bürger auf
Privatsphäre gewahrt bleiben. Die Wissenschaftler empfehlen, die
Einführung eines digitalen Euro konzeptionell vorzubereiten, "um eine
wertstabile und sichere Alternative zu bereits existierenden und künftig
bereitgestellten Systemen zu liefern."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_134_2018.pdf 

- (*)Quelle: Thomas Theobald, Silke Tober:
IMK-Finanzmarktstabilitätsreport 2017/2018 - Der regulatorische Druck lässt
nach, IMK-Report Nr. 134, Februar 2018.

https://www.youtube.com/watch?v=UESdPB6oNjg&feature=youtu.be

- Video-Statement von Dr. Thomas Theobald

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/782: Deutschland unterstützt Indonesien bei Einführung dualer Berufsausbildung (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. Februar 2018

Deutschland unterstützt Indonesien bei Einführung dualer Berufsausbildung



Die Deutsch-Indonesische Industrie- und Handelskammer und das
Wirtschaftsministerium der Republik Indonesien haben sich heute mit
der Unterzeichnung einer Absichtserklärung auf eine Intensivierung der
Zusammenarbeit im Bereich der beruflichen Bildung verständigt.

Indonesien soll dabei unterstützt werden, die Qualität seines
Berufsbildungssystems schrittweise weiter zu entwickeln, um es besser
an die Bedürfnisse der Unternehmen und des Arbeitsmarktes anzupassen.
Die Kooperation zwischen den indonesischen Berufsschulen und der
Privatwirtschaft soll dabei gestärkt werden.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie fördert in
Partnerschaft mit dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag die
Umsetzung der dualen Ausbildung in ausgewählten Ländern durch sog.
Skills Experts, die an den jeweiligen Auslandshandelskammern
angesiedelt sind, so auch in Indonesien. Die Skills Experts
unterstützen vor Ort die Unternehmen, sich ihre zukünftigen Fachkräfte
durch Ausbildung nach deutschem Vorbild zu sichern. In Indonesien ist
bereits eine zweieinhalbjährige duale Ausbildung zum
Industriemechaniker als erstes Projekt mit einer öffentlichen
Berufsschule gestartet.

Neben Indonesien sind auch in Malaysia, Kroatien, Bosien-Herzegowina,
Vietnam und Kenia, als Pilot in Afrika, Skills Experts im Einsatz.

Weitere Informationen finden Sie unter www.skillsexperts.de.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Telefon: 030-186150

Internet: http://www.bmwi.de 
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UNTERNEHMEN/2691: Allianz und Munich Re - Versicherer der polnischen Kohle-Expansion (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Allianz und Munich Re:

Versicherer der polnischen Kohle-Expansion




	Vor UN-Klimagipfel in Polen: Studie zeigt Verantwortung europäischer Versicherer für klima- und gesundheitsschädliche Kohle-Projekte

	Investitionen über 1,3 Milliarden Euro, 21 Mal Kohlefirmen versichert

	Allianz und Munich Re-Tochter unter wichtigsten Versicherern



Warschau/Berlin, 8.2.2018 Trotz schwerer Klimalasten und Gesundheitsrisiken
unterstützen europäische Versicherungskonzerne den aggressiven Ausbau von
Kohlekraftwerken und -minen in Polen. Dies ist das Ergebnis einer heute
veröffentlichten Studie der internationalen NGO-Kampagne "Unfriend Coal",
zu der auch die deutsche Umweltorganisation urgewald gehört.

Während immer mehr Länder Kohleausstiegspläne verkünden, um ihrer
Verantwortung für das Klimaziel von Paris gerecht zu werden, planen
polnische Unternehmen die Errichtung neuer Kohlekraftwerke mit einer
Kapazität von mehr als 10 Gigawatt, 3,2 Gigawatt davon bereits im Bau.
Gleichzeitig wollen sie gewaltige neue Kohleminen erschließen, darunter
besonders klimaschädliche Braunkohleminen. Damit steht Polen für die größte
Kohle-Expansion in der Europäischen Union mit jahrzehntelangen Auswirkungen
auf das Klima und die öffentliche Gesundheit. Die polnische Regierung
fördert diese Entwicklung. Gleichzeitig ist sie Gastgeber des nächsten
UN-Klimagipfels im Dezember in Kattowitz.

Das Ergebnis der neuen Recherche zeigt, dass europäische Versicherer über
ihre polnischen Tochtergesellschaften mehr als 1,3 Milliarden Euro in den
Kohlesektor in Polen investiert haben. Außerdem haben sie seit dem Jahr
2013 mindestens 21 Verträge für die Versicherung bestehender und neuer
Kohleprojekte unterzeichnet.

Neben weiteren Konzernen wie Generali aus Italien sind die Allianz und ein
Tochterunternehmen des Rückversicherers Munich Re, Ergo Hestia, aus
Deutschland besonders stark am Geschäft mit der polnischen Kohle beteiligt.
Seit 2013 hat die Allianz mindestens 9, Ergo Hestia mindestens 12
Versicherungsverträge für polnische Kohlefirmen abgeschlossen. Solche
Unterstützung ist für Kohlefirmen, die in vielen Fällen mit finanziellen
Schwierigkeiten kämpfen, überlebenswichtig.

Die Allianz steht unter anderem an der Spitze eines Konsortiums von
Versicherern für den derzeit größten Kohlekraftwerks-Neubau innerhalb der
EU im polnischen Opole. Dieser wird vom Staatskonzern PGE geplant. Er soll
eine Leistung von 1.800 Megawatt haben und den Betrieb im nächsten Jahr
aufnehmen. Schon jetzt liegen die klimaschädlichen CO2-Emissionen des
Kraftwerks bei rund 5,8 Millionen Tonnen pro Jahr. Zum Konsortium gehört
auch die Munich-Re-Tochter Ergo Hestia. PGE hatte das milliardenschwere
Projekt wegen finanzieller Risiken 2013 auf Eis gelegt, das Bauprojekt
jedoch auf politischen Druck hin wieder aufgenommen - mit Deckung der
ausländischen Versicherer, deren Verträge laut einem Medienbericht 34
Millionen Euro wert sind.

Außerdem haben Allianz und Ergo Hestia zusammen mit zwei weiteren
Versicherern 2016 die Absicherung der Kraftwerke und Minen des Konzerns ZE
PAK bis 2019 verlängert. Sie bieten somit einem Konzern finanzielle
Planungssicherheit, der drei neue Tagebaue mit insgesamt mehr als 1
Milliarde Tonnen Braunkohle eröffnen will, in etwa so viel wie im deutschen
Braunkohletagebau Garzweiler lagert.

"So unterstützt der selbst ernannte 'Klima-Vorreiter' Allianz ausgerechnet
die größte Kohle-Expansion Europas", kritisiert Regine Richter,
Campaignerin bei urgewald. "Dass Munich Re trotz der eigenen Studien zu den
Folgen des Klimawandels so massiv Polens Kohlefetisch bedient, ist
schizophren. Hier zeigt sich, dass zwischen Sonntagsreden fürs Klima und
der Realität im Versicherungsgeschäft der Konzerne immer noch eine riesige
Lücke klafft."

Im Jahr 2015 hatte die Allianz in einem vielgelobten Schritt zahlreiche
Kohlefirmen aus ihrem Investitionsportfolio ausgeschlossen. Der Schritt
umfasst jedoch nur die Eigenanlagen, nicht die Investitionen, die die
Allianz in Auftrag für Dritte tätigt, etwa über ihre Tochter Pimco. So
kommt es, dass sie laut dem Report über lokale Tochtergesellschaften rund
38 Millionen Euro in sechs polnische Kohlefirmen investiert hat. Ein
ähnliches Problem zeigt sich beim französischen Konzern AXA, der zwar
Kohleunternehmen noch konsequenter als Kunden ausschließt, dies aber nur
auf einen Teil seiner für Dritte verwalteten Investitionen anwendet. Im
Gegensatz zu Allianz und Munich Re schließen AXA und weitere Versicherer
inzwischen jedoch auch Versicherungen für Kohle aus. Richter attestiert
Allianz und Munich Re daher "deutlichen Nachholbedarf beim Klimaschutz".

Die Geschäfte der Versicherer in Polen haben dramatische Gesundheitsfolgen:
Die polnische Kohle-Industrie ist für geschätzte 5.800 vorzeitige
Todesfälle pro Jahr durch ihre gesundheitsschädlichen Emissionen
verantwortlich, rund 4.700 davon in benachbarten Ländern wie Deutschland,
so eine Studie [1].

Lucie Pinson, Campaignerin bei Unfriend Coal und Autorin des Reports sagt:
"Versicherer, die polnische Kohle unterstützen, fördern eine Industrie, die
Tausende vorzeitige Todesfälle pro Jahr verursacht. Sie stellen sich auf
die falsche Seite im Kampf gegen den Klimawandel und riskieren das Geld
ihrer Aktionäre. Es gibt keine Entschuldigung für die Unterstützung neuer
Kohlebergwerke und -kraftwerke und die Konzerne sollten ihre Versicherungen
und Investitionen aus bestehenden Projekten schnellstmöglich abziehen."

Kuba Gogolewski, von der polnischen NGO-Stiftung "Development YES Open-Pit
Mines NO", sagt: "Polnische Kohleunternehmen gefährden mit ihren
aggressiven Wachstumsplänen die globalen Anstrengungen zur Bekämpfung des
Klimawandels. Unternehmen, die sie versichern und finanzieren, können sich
nicht länger wegducken und müssen jetzt handeln, wenn sie ihren Ruf wahren
wollen."

Die Unfriend Coal-Kampagne fordert alle Versicherungskonzerne auf, ihre
Absicherungen neuer und bestehender Kohlekraftwerke, Bergwerke und
zugehöriger Infrastrukturprojekte einzustellen. Darüber hinaus müssen sie
ihre eigenen Investitionen, aber auch die im Auftrag Dritter verwalteten
Geldanlagen in Kohle veräußern [2].


Anmerkungen:

[1] "Europe's Dark Cloud": WWF European Office, CAN Europe, Sandbag, HEAL
in Brussels, June 2016

http://env-health.org/IMG/pdf/dark_cloud-full_report_final.pdf

[2] Konkret muss dies gelten für: 1. Alle Unternehmen, die Investitionen in
neue Kohlekraftwerke, Bergwerke und die dazugehörige Infrastruktur planen;
2. Alle Energieversorger, die mehr als 30 % des Stroms aus Kohle erzeugen
oder über mehr als 10 Gigawatt installierte Kohlekraftwerksleistung
verfügen; 3. Alle Unternehmen, die mehr als 30 % ihres Umsatzes mit Kohle
erzielen oder mehr als 20 Millionen Tonnen Kohle pro Jahr fördern.


Weitere Informationen:

Report "Dirty Business - Insurance companies supporting the growth of
Polish coal"

https://urgewald.org/sites/default/files/dirty_business-v8_final_6-2-18.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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TAGUNG/001: Hamburg - Konferenz zum § 129b-Prozess gegen Musa Asoglu am 10./11.2.2018


Internationale Konferenz zum § 129b-Prozess gegen Musa Asoglu
 
am 10./11.2.2018 in Hamburg

Ort: Centro Sociale

Sternstraße 2 (Nähe U-Bahn Feldstraße)



INTERNATIONALE KONFERENZ 

REVOLUTIONÄR ZU SEIN IST KEIN VERBRECHEN, SONDERN EINE AUFGABE

Samstag, 10.02.2018

12.00 bis 12.30 Uhr

Kundgebung/ Miting UHA HAMBURG

14.00 bis 14.30 Uhr

Eröffnungsrede, Verfahren von Musa Asoglu

14.30 bis 17.00 Uhr 

§129b, Verschärfung von Demonstrationsrecht an Hand der G20 Proteste,
Represallien, Anti-Terror-Paragraphen

RednerInnen : United We Stand, Infoladen Magdeburg, Peter Nowak
(Journalist), Faruk Ereren (Ehemaliger politischer Gefangener), Rain Nurgul
Tosun

18.30 bis 21.00 Uhr 

Kopfgeld gegen Musa Asoglu und drohende Auslieferung in die USA.

RednerInnen: Rain Heinicke, GefangenenInfo, Antiimperialistische Front, Ra
Jan Fermon (IADL), Rain Fatma Sayin

21.00 bis 22.00 Uhr Musik

Sonntag 11.02.2018

10.00 bis 12.00 Uhr 

Isolationhaft gegen Gefangene, Isolationspolitik gegen politischen
Bewegungen/Organisationen.

RednerInnen : Rotes Kollektiv Hamburg, Salah (für die Situation der
politischen Gefangenen in Palästina), Revolutionäre Jugend (Avrupa
DevGenç), GefangenenInfo

13.00 bis 15.00 Uhr 

Was können wir praktisch für Musa Asoglu tun, Prozessbeobachtung, Aktionen,
Öffentlichkeitsarbeit - Wie können wir in der Praxis ein stärkere
Zusammenarbeit mit verschiedene Kräfte organisieren.

15.30 bis 16.00 Uhr

Schlusserklärung

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: kontakt@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06470: Kleine Rachegelüste der Großmeister (SB)


Capablanca war sich während seiner Weltmeisterzeit von 1922 bis 1927
seines Wertes als Publikumsmagnet durchaus bewußt, weswegen er pro
Simultanvorstellung 100 Dollar zu verlangen pflegte, inklusive
kostenloser Unterbringung und - natürlich - privatem Badezimmer. Der
Kubaner war in Europa ein gerngesehener Gast, und nicht nur die
Damenwelt himmelte ihn an. Seine Art, die Aufmerksamkeit an sich zu
reißen, die Leichtigkeit seiner Konversation, der sprühende Witz, all
dies und sein geniales Können dazu ließen, wo er erschien,
Menschenhaufen zusammenlaufen. Sein ärgster Rivale, der gebürtige
Russe Alexander Aljechin, konnte darüber geradezu in Wut geraten. Auch
ärgerte er sich darüber, daß sein Erscheinungsbild weniger famos,
seine Reden nicht so geschliffen und weltmännisch waren. Im Zweikampf
hatte er den Kubaner bis zum Weltmeisterschaftskampf 1927 in Buenos
Aires nie besiegen können. Auf welchem Felde ihn also schlagen?
grübelte seine Rachsucht und fand ein Mittelchen, den Kubaner
wenigstens ein bißchen zu sticheln. Aljechin bot seine Simultan-
Darbietungen in den Zeiten der Inflation für 90 Dollar an - und
verzichtete gern auf das separate Badezimmer. Zumindest einmal konnte
er damit Capablanca ausstechen. Großmeister sind bisweilen
Kindsnaturen. Im heutigen Rätsel der Sphinx sollen indes nicht
Aljechins Rachegelüste gewürdigt werden, sondern sein
Kombinationsgenie. In seiner Partie gegen den mehrmaligen finnischen
Landesmeister Eero Böök aus dem Turnier in Margate 1938 schüttelte
Aljechin nach der jetzigen Opferannahme 1...b4xc3 einen brillanten
Angriff aus dem Ärmel, Wanderer.
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Aljechin - Böök

Margate 1938


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Dame und König auf derselben Reihe, das gab dem ungarischen
Großmeister Zoltan Ribli die Möglichkeit, mit 1.Da1-a3! den Knackpunkt
der schwarzen Stellung zu erschüttern. Durch die Fesselung des
schwarzen Springers drohte nun 2.Tb1-b7, eine Drohung, die auch mit
1...Ke7-f8 nicht entkräftet worden wäre. Unzicker machte daher den
einzig möglichen Zug 1...Tc8-b8, retten konnte er damit die Partie
allerdings auch nicht: 2.Tb1xb8 Dc7xb8 - 2...Td8xb8 3.Sa4-c3! - 3.Sa4-
c5! Td8-c8 - 3...Ke7-f8 4.Sc5-b7 - 4.Ta6xa7+ Ke7-f8 5.Ta7-b7 und
Schwarz gab auf wegen 5...Db8-a8 6.Tb7xf7+ oder 5...Sd6xb7 6.Sc5-d7+
Kf8-g8 7.Sd7xb8 Tc8xb8 8.Lc6xb7



Erstveröffentlichung am 13. Februar 2005

8. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/529: Im Freien lernt es sich besser (idw)


Technische Universität München - 06.02.2018

Im Freien lernt es sich besser



Im Freien in naturwissenschaftlichen Fächern unterrichtet zu werden,
erhöht die Motivation von Schülerinnen und Schülern. Eine Studie der
Technischen Universität München (TUM) und der Universität Mainz legt
deshalb nahe, in der Sekundarstufe I öfter Outdoor-Unterricht
anzubieten.

"Zwischen dem naturwissenschaftlichen Unterricht und Umweltbildung
herrscht noch immer eine konzeptionelle Lücke", sagt Dr. Ulrich
Dettweiler, der von der TUM als Associate Professor für Pädagogik an die
Universität Stavanger in Norwegen gewechselt ist. Diese zu schließen und
Schülerinnen und Schüler für die Naturwissenschaften zu gewinnen, sei ein
Ziel der "Forscherwochen" am Schülerforschungszentrum Berchtesgadener
Land.

In den Jahren 2014 bis 2016 nahmen rund 300 Schülerinnen und Schüler daran
teil. Das Programm basiert auf dem Lehrplan für naturwissenschaftliche
Fächer der Sekundarstufe I. Der einwöchige Aufenthalt wird im klassischen
Unterricht vorbereitet. Dies wird vor Ort während der Forschungswoche
fortgeführt, deren Höhepunkt eine zweitägige Forschungsexpedition mit
Experimenten ist.

Sowohl vor als auch nach dem Kurs füllten die Schüler und Schülerinnen für
eine Studie, die an der TUM entwickelt wurde, einen Fragebogen aus, der
sich mit ihrer Zufriedenheit und der allgemeinen Motivation bezogen auf
ihre Autonomie befasste. Zum Abschluss der Woche berichteten die
Schülerinnen und Schüler erneut über ihre Erfahrungen während des 
Outdoor-Unterrichts.

Grundbedürfnisbefriedigung ist beim Outdoor-Unterricht besser


Im pädagogischen Kontext sind es vor allem die psychologischen
Grundbedürfnisse der Autonomie- und Kompetenzerfahrung sowie das Erleben
guter sozialer Beziehungen, die das Motivationsverhalten beeinflussen. In
der Studie zeigte sich nun, dass das Motivationsverhalten in beiden
Kontexten gleichermaßen stark von diesen drei Bedürfnissen beeinflusst
wurde, allerdings auf unterschiedlichem Niveau: Die
Grundbedürfnisbefriedigung beim Unterricht im Freien ist signifikant höher
als im Klassenzimmer. Vor allem Erfolgserlebnisse steigerten beim
Unterricht im Freien die Motivation. Wenig bis keinen Einfluss auf diese
Steigerung hatten wiederum die Schüler-Lehrer- oder
Schüler-Schüler-Beziehungen sowie das Geschlecht.

Erstautor Dettweiler der in "Frontiers in Psychology" veröffentlichten
Studie schlussfolgert, dass Outdoor-Unterricht mit explorativer
Lernmethodik die Lernhaltung (intrinsische Motivation) von Schülern
maßgeblich fördere. Explorativ bedeutet nichts anderes als den Freiraum zu
geben, über selbstständig organisierte Experimente den Schulstoff
entdeckend zu lernen. Die Dynamik, die in der Natur einen starken Schub zu
mehr "situativem Interesse" und "Lernmotivation" für
naturwissenschaftlichen Stoff führe, könne in gelegentlichen
Draußen-Lerneinheiten genauso hervorgerufen werden.

Die für dieses Lehrprogramm erforschten und entwickelten
Unterrichtstechniken sollten deshalb in den normalen Schulunterricht
Einzug halten. "Ob es sich nun um Schullandheime oder einen Teil des
wissenschaftlichen Lehrplans handelt, oder um beides, diese statistische
Analyse belegt, dass der regelmäßige Unterricht im Freien eine geeignete
Strategie ist, um die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu meistern",
schlussfolgert Dettweiler - "möglicherweise eignen sich solche Modelle
sogar, um auf Dauer die bestehende Kluft zwischen Wissenschaftsunterricht
und Umweltbildung zu überbrücken."

Für Professor Perikles Simon, Leiter der Abteilung für Sportmedizin,
Rehabilitation und Prävention der Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
sind die entwickelten Outdoor-Lerneinheiten zudem aus Sicht der möglichen
positiven Effekte auf die physische und psychische Gesundheit der Kinder
interessant: "In den kommenden Jahren wollen wir genauer untersuchen, ob
und wie Draußenunterricht Einfluss auf die Widerstandsfähigkeit der Kinder
gegen Stress nimmt."


Publikation

Ulrich Dettweiler, Gabriele Lauterbach, Christoph Becker and Perikles
Simon: A Bayesian Mixed-Methods Analysis of Basic Psychological Needs
Satisfaction through Outdoor Learning and Its Influence on Motivational
Behavior in Science Class, Frontiers in Psychology 12/2017.

DOI: https://doi.org/10.3389/fpsyg.2017.02235

Weitere Informationen unter:

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34434/ 

Zum Artikel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/136: Hannover - "Tin Pit - Im Nirgendwo einer fremden Stadt", 11. und 11.03.


STAATSOPER HANNOVER

TIN PIT - IM NIRGENDWO EINER FREMDEN STADT

MULTIMEDIALES MUSIKTHEATER



Seit langem bestimmt der Krieg in Syrien die Schlagzeilen und Bilder
über das Land. Nur wenige wissen von dem Leben zuvor in dem
arabisch-sozialistischen Polizeistaat. Diesen vergessenen Alltag in
einem der armen Viertel von Damaskus setzt das Musiktheater Tin Pit in
Szene. Eine Erinnerung an ein Syrien, das geprägt von kultureller
Vielfalt war und ist.

Tin Pit ist ein kollektives multimediales Musiktheater-Projekt, das
die Ensembles megaphon und Rasif gemeinsam mit Künstlern und
Künstlerinnen aus Syrien, Deutschland und Tschechien entwickeln und
realisieren.

ensemble megaphon und Refugee-Kammerensemble Rasif

Veranstaltung des Blickpunkte e.V.

SA, 10.03. UND SO, 11.03.18, JEWEILS 19:30 UHR, BALLHOF ZWEI

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TANZ - FESTIVAL/031: Hannover - Oster-Tanz-Tage 2018 vom 26. März bis 2. April


STAATSOPER HANNOVER

OSTER-TANZ-TAGE 2018

26. MÄRZ BIS 2. APRIL 2018



Ein Programm der Superlative mit internationalen Top-Gastspielen
präsentieren die diesjährigen Oster-Tanz-Tage, die Ende März die
Staatsoper wieder zum Ziel der Tanzfreunde aus ganz Deutschland werden
lassen. Nach ihrem großen Erfolg mit Sacre ist Sasha Waltz & Guests
erneut zu Gast an der Leine. Diesmal ist es die legendäre Produktion
Körper, mit der die designierte Intendantin des Berliner
Staatsballetts gastiert. Das heute mehr denn je aktuelle Thema des
menschlichen Körpers, den Waltz hier in all seinen Facetten auslotet,
spricht uns alle ganz individuell an.

- Eine Ikone der Tanzgeschichte rückt Marco Goecke, weltweit gefragter
Choreograph, in den Mittelpunkt: Waslaw Nijinski. Es tanzt Gauthier
Dance / Dance Company Theaterhaus Stuttgart, eine der derzeit
prominentesten Companien aus Deutschland.

- Das Bayerische Junior Ballett München präsentiert sich u. a. mit
Mussorgskys Bilder einer Ausstellung in einer Choreographie von Ivan
Liska, Norbert Graf und Aymen Harper.

- Das gastgebende Ballett der Staatsoper Hannover setzt mit Jörg
Mannes' gefeierter Produktion Der Besuch einen eigenen Akzent.

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / TIERE / REPORT





BERICHT/014: Tierversuche - bezahlt mit Schmerz und Qual ... (SB)


Die Idee des Menschen in der europäischen Geschichte drückt sich in der
Unterscheidung vom Tier aus. (...) Daß sie auf die Menschen dieselben Formeln
und Resultate anwenden, die sie, entfesselt, in ihren scheußlichen
physiologischen Laboratorien wehrlosen Tieren abzwingen, bekundet den
Unterschied auf besonders abgefeimte Art. Der Schluß, den sie aus den
verstümmelten Tierleibern ziehen, paßt nicht auf das Tier in Freiheit, sondern
auf den Menschen heute. Er bekundet, indem er sich am Tier vergeht, daß er, und
nur er in der ganzen Schöpfung, freiwillig so mechanisch, blind und automatisch
funktioniert, wie die Zuckungen der gefesselten Opfer, die der Fachmann sich
zunutze macht. Der Professor am Seziertisch definiert sie wissenschaftlich als
Reflexe, der Mantiker am Altar hatte sie als Zeichen seiner Götter ausposaunt.
Dem Menschen gehört die Vernunft, die unbarmherzig abläuft; das Tier, aus dem er
den blutigen Schluß zieht, hat nur das unvernünftige Entsetzen, den Trieb zur
Flucht, die ihm abgeschnitten ist.

Max Horkheimer, Theodor W. Adorno: Mensch und Tier [1]



Wenig bis gar nichts anzufangen wußte die Bundeskanzlerin mit der Frage, wieso
ihre Regierung keine politischen Vorschläge zur Abschaffung wissenschaftlich
begründeter Tierversuche macht. In der ARD-Wahlkampfarena [2], die am 11.
September kurz vor der Bundestagwahl in Lübeck stattfand, zeigte sich Angela
Merkel in der Sache so uninformiert, daß sie sich von der Fragestellerin über
das ganze Ausmaß des dadurch erzeugten Grauens aufklären lassen mußte. So
korrigierte sie die Kanzlerin, die behauptete, Tierversuche seien in der
Bundesrepublik bereits "sehr stark eingeschränkt" worden, indem sie die Zahl von
fast drei Millionen auf schmerzhafte Weise verbrauchter Tiere nannte. Nicht
einbezogen in diese Zahl sind Versuche an wirbellosen Tieren bis auf Kopffüßer
und die zahlreichen "überschüssigen" Tiere, die zum Zwecke ihres Verbrauchs im
Tierversuchslabor gezüchtet werden, aber keine Abnehmer finden oder bei Haltung
und Transport versterben. Ebenfalls ungezählt bleiben diejenigen Tiere, deren
gentechnische Manipulation nicht die von den Versuchslabors verlangten
Ergebnisse zeitigt und deren Existenz ebenfalls vorzeitig beendet wird.

Tatsächlich nimmt die Zahl der Tierversuche insgesamt in Deutschland seit 1997
kontinuierlich zu [3], so daß keine Rede von einer gegenläufigen Entwicklung
sein kann. Nachdem Merkel ein schwaches Ausweichmanöver hinsichtlich des durch
zu restriktive Maßgaben gefährdeten Wissenschaftsstandortes Deutschland
versuchte, gestand sie ein, nicht genügend über das Thema zu wissen. Daran wird
sich nicht viel ändern, wenn man einen Blick in den Koalitionsvertrag der
voraussichtlich künftigen Bundesregierung wirft. Gerade ein Satz ist dem Thema
Tierversuche gewidmet: "Die intensiven Bemühungen zur Erforschung und Anwendung
von Ersatzmethoden für Tierversuche wollen wir fortführen." [4] Wie gering diese
Bemühungen sind angesichts dessen, lediglich vier bis acht Millionen Euro [5]
für die tierversuchsfreie Forschung an öffentlichen Zuwendungen zur Verfügung zu
stellen, während die ungebremste Tierversuchspraxis durch Milliardensummen an
öffentlichen Fördermitteln subventioniert wird, die in den Betrieb vorhandener
Tierversuchslabors und den Bau neuer Forschungseinrichtungen fließen, ist
offenkundig.

Was immer die wissenschaftlich ausgebildete Kanzlerin darüber weiß oder nicht -
laut der EU-Tierversuchsrichtlinie sollen besonders schwerwiegende, länger
andauernde, mit nicht zu lindernden starken Schmerzen und großen Ängsten
verbundene Tierversuche in jedem Fall verboten werden [6]. In der Bundesrepublik
wird die Umsetzung dieser Richtlinie durch Inanspruchnahme einer Ausnahmeklausel
notorisch zugunsten der Forschungsfreiheit, sprich der internationalen
Konkurrenzfähigkeit deutscher Universitäten und Unternehmen, ignoriert. Die
wissenschaftlich begründete Handlungsvollmacht, Tiere zu quälen, ist nur sehr
bedingt idealistischen Zielen verpflichtet. Sie wird, wie die Tätigkeit von
WissenschaftlerInnen auf anderen Feldern auch, von persönlichem Karrierestreben
wie der Akquisition von Drittmitteln bestimmt. Das in bioethischen Debatten
immer wieder angeführte Argument, Deutschland könne als Wissenschaftsstandort
von anderen Staaten überrundet werden, wenn nicht freizügig genug geforscht
werden dürfe, entspringt der Krisenkonkurrenz globaler Akteure und steht damit
auf einer Stufe wie die Aufrüstung zum erfolgreichen Führen von Kriegen oder das
Niederkonkurrieren in anderen Ländern angesiedelter Unternehmen im Namen des
Standortwettbewerbes. Ginge es um den Fortschritt als solchen, dann wäre
unerheblich, in welchem Land er erzielt wird, wenn er nur allen Lebewesen
gleichermaßen zugute käme.
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LPT schließen! Fünf Jahre gegen Tierversuche in Hamburg

Viele gute und relevante Gründe sprechen dafür, daß die Ergebnisse von
Tierversuchen in der medizinischen Forschung wie auch den Tests zur Ernährungs- und
Produktsicherheit nicht auf den Menschen übertragbar sind. So reagieren nicht
nur VertreterInnen verschiedener Spezies, sondern auch einzelne Lebewesen ganz
unterschiedlich auf die ihnen jeweils zugefügten physischen Reize. Rund 95
Prozent der pharmakologischen Produkte, die sich im Tierversuch als wirksam und
sicher erwiesen haben, bestehen die ohnehin vorgeschriebene klinische Prüfung am
Menschen nicht, weil die versprochene Wirkung ausbleibt oder Nebenwirkungen
aufreten, die im Tierversuch nicht entdeckt wurden. Vom Rest der zugelassenen
Medikamente wird rund ein Drittel entweder mit Warnhinweisen hinsichtlich ihrer
zum Teil sehr gefährlich Nebenwirkungen versehen oder wieder vom Markt genommen,
weil sich erst in der therapeutischen Praxis kontraproduktive Nebenwirkungen
herausstellen. [7]

Insbesondere die Initiative Ärzte gegen Tierversuche e.V. bietet umfassende
Einblicke in die Tierversuchspraxis und tritt mit der Forderung, auf
tierversuchsfreie Mittel nicht nur in der pharmakologischen Forschung
zurückzugreifen, für deren Beendigung ein. Für die Lektüre an Tieren aus Gründen
der wissenschaftlichen Forschung oder Ernährungs- und Produktsicherheit
vollzogener Experimente und Tests bedarf es starker Nerven, und das nicht nur
aufgrund der vermeintlichen Sinnlosigkeit derartiger Grausamkeiten. So fordern
viele AktivistInnen der Tierrechts- und Tierbefreiungsbewegung das Ende
jeglicher Form von Tierversuchen allein aus dem Grund, keine schmerzempfindenden
Lebewesen fremden Interessen oder Nutzenerwägungen auszusetzen. Ihnen ist schon
die Abwägung zwischen dem vermeintlichen menschlichen Nutzen und des dazu
verursachten Tierleides inakzeptabel.

Eine solch kategorische Gegenposition zu Tierversuchen vertritt auch die
Kampagne LPT-Schließen. Ihre AktivistInnen kämpfen seit 2103 für die Schließung
eines der größten Auftragslabore der Bundesrepublik. Das 1975 gegründete LPT
(Laboratory of Pharmacology and Toxicology GmbH & Co KG) mit Hauptsitz im
Hamburger Ortsteil Neugraben führt dort und an der Außenstelle Mienenbüttel
Tierversuche an Mäusen, Ratten, Hamstern, Meerschweinchen, Kaninchen, Hunden,
Katzen, Schweinen, Fischen und Vögeln durch. Selbst nichtmenschliche Primaten
zählen zu den dort verbrauchten Lebewesen, was unter den privatwirtschaftlich
betriebenen Tierversuchslaboren eher die Ausnahme darstellt. Am Ende der
Versuche steht der Tod. Die Einrichtung lebendigen Leibes wieder zu verlassen
setzte eine Form des Respektes für das andere Lebewesen voraus, das mit seiner
vollständigen Objektwerdung, seiner Reduktion auf eine bloße Funktion ihm
fremden Nutzens unvereinbar ist.

Im Juni 2013 wurde die Kampagne mit einer Demonstration durch Neugraben, die zum
Firmensitz am Redderweg führte, aufgenommen [8]. Mehrere hundert Menschen
beteiligten sich damals an einem Aktionswochenende, das dem erklärten Ziel, mit
den Protesten nicht nachzulassen, bis LPT geschlossen wird, gewidmet war. Dem
wurde und wird bis heute mit Aktivitäten wie Mahnwachen vor dem Firmensitz,
Blockadeaktionen und der öffentlichen Aufklärung über die Tierversuchspraktiken
der Firma Rechnung getragen. Als Ergebnis der mühsamen Recherchearbeit, näheres
über die Aktivitäten eines aus naheliegenden Gründen äußerst sparsam mit
Informationen über seine Tätigkeit umgehenden Unternehmens in Erfahrung zu
bringen, wurde im Februar 2017 die Broschüre "Hinter verschlossenen Türen" [9]
veröffentlicht. Anhand von Fachzeitschriften und wissenschaftlichen
Publikationen wurden bei LPT durchgeführte Tierversuche auf exemplarische Weise
beschrieben, um auch wissenschaftlich nicht vorgebildeten Menschen einen
Eindruck zu vermitteln, was den zu bloßen Testobjekten degradierten Lebewesen in
den Gebäuden dieses inmitten einer gutbürgerlichen Wohngegend gelegenen
Unternehmens angetan wird.
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An einem kalten und regnerischen Wintertag in Hamburg-Neugraben
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Im Grundsatz und nicht aus Nutzenerwägungen dagegen

Das entscheidende Argument für die Beendigung von Tierversuchen ist und
 bleibt die mit der Nutzung verbundene Gewalt, Gefangenhaltung und Tötung der
 Tiere. Keine wissenschaftliche Erkenntnis rechtfertigt die Ermordung eines
 empfindsamen Lebewesens. Anstelle von Tierversuchen bedarf es einer
 Forschungsethik, deren Grundlage es ist, dass Forschung keine Opfer
 produzieren darf. [10]



Diesem Grundsatz verpflichtet legen die AktivistInnen der Kampagne LPT-Schließen
eine bemerkenswerte Hartnäckigkeit an den Tag. Seit fast fünf Jahren werden
regelmäßig Mahnwachen vor dem Firmengelände in Hamburg-Neugraben abgehalten. So
auch im Januar diesen Jahres unter Wetterbedingungen, die nicht eben zum
Aufenthalt im Freien einladen. Postiert an einer zugigen Ecke auf einem schmalen
Streifen am Rande einer vielbefahrenen Straße stehen acht AktivistInnen und ein
Hund mit einem großen Transparent in der Mitte und warten darauf, daß die
Belegschaft des Tierversuchslabors ihren Feierabend antritt. Alle zwei Wochen
versammeln sie sich an diesem wenig einladenden Ort, an dem man keinen Schritt
auf die Straße wagen kann, weil die Fahrer der schnell um die Kurve kommenden
Autos die dort stehenden Menschen erst wenige Meter vor ihnen sehen, um ihrem
Protest bei denjenigen Ausdruck zu verleihen, dem er am meisten zukommt.

Verläßt ein Fahrzeug den Redderweg, der nur diese Zufahrt hat und an dessen Ende die
LPT-Laborgebäude stehen, dann wird mit nach unten gesenkten Daumen und wenig
freundlichen Rufen deutlich gemacht, was die hier versammelten Menschen von der
Tätigkeit der Fahrzeuginsassen halten. Man kennt sich, so daß bei den
Angestellten des Labors sicherlich ein Gewöhnungseffekt eingetreten ist. Dennoch
dürften die Mißfallensbekundungen der TierversuchsgegnerInnen kaum zum
Wohlbefinden ihrer AdressatInnen beitragen, zumal vielleicht nicht jede der bei
LPT Lohnarbeit verrichtenden Personen von der unausweichlichen Notwendigkeit
dieser Form des Lebenserwerbs überzeugt sein mag.

Angesichts des einzigen Aktivisten männlichen Geschlechts, der es an diesem
regnerischen Wintertag an die nordwestliche Peripherie Hamburgs geschafft hat,
um die Kampagne zu unterstützen, scheint sich einmal mehr zu bestätigen, daß die
Empathie für die Ohnmacht der Tiere insbesondere Frauen betrifft. Was angesichts
spezifisch weiblicher Erfahrungen in der patriarchalen Gesellschaft naheliegt,
findet seinen Gegenentwurf im vermeintlichen Herren der Schöpfung, der als mit
Kochschürze und Fleischspieß bewehrter Chef am Grill vollends zur Karikatur
maskulinen Draufgängertums verkommt. Noch weniger zum Lachen allerdings ist das
Bild von Hunden, Ratten oder Mäusen, die in steriler klinischer Umgebung in
Fixiervorrichtungen gepreßt werden, um ihnen gegen ihren offenkundigen
Widerwillen und Widerstand Schmerzen zuzufügen. Um so frenetischer von den
Anwesenden begrüßt wird denn auch der Chef des Labors, der sich stets zur
gleichen Zeit ein Stelldichein mit den DemonstrantInnen gibt, in deren Nähe ein
Polizeiwagen postiert ist, um was zu verhindern? Jedenfalls nicht das
routinemäßige Quälen von Lebewesen, deren subjektive Hölle so unsichtbar ist,
als diejenigen, die sich die Mühe machen, sie zumindest zu imaginieren, nicht
anders können als zu versuchen, den von aller Welt verlassenen Opfern eine
lautstarke Stimme zu geben.

Unter den AktivistInnen befindet sich auch die Fragestellerin, die die Kanzlerin
in Lübeck mit diesem unangenehmen Thema konfrontiert hat. Sie berichtet, daß die
Kampagne zwischenzeitlich so wenig Zulauf hatte, daß sie schon zu zweit an
dieser Stelle standen, um der LPT-Belegschaft Paroli zu bieten. Um so
entschlossener wirken die nun schon im Dunkeln des frühen Abends stehenden
Menschen, die hier zusammen daran erinnern, daß in nächster Nähe wehrlose Tiere
einem besonders schmerzhaften Tode preisgegeben werden. Schmerzhaft auch
deshalb, weil ihre Wertschätzung allein darin besteht, nicht als singuläres
Lebewesen respektiert oder zumindest wahrgenommen, sondern als fleischgewordener
Teststreifen ohne jedes Mitgefühl verbraucht zu werden.




[image: Hund mit Schild 'Würdest du mich auch töten?' - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Die Vernunft gebiert Ungeheuer ...

Foto: © 2017 by Schattenblick




Abgründe des Mensch-Tier-Verhältnisses

Unternehmen wie LPT führen Tests und Experimente im Auftrag von Unternehmen etwa
der pharmazeutischen oder chemischen Industrie durch, für die viel auf dem Spiel
stände, wenn die durch sie bewirkte Tierversuchspraxis breiten Widerstand
hervorriefe. Die Umstellung auf andere, keine Tiere betreffenden Prüfverfahren
wäre vermutlich leichter in Kauf zu nehmen als dafür angeprangert zu werden, daß
die Marktreife und Gebrauchssicherheit ihrer Produkte mit dem Blut und Tod von
Lebewesen bezahlt werden, die nicht anders als jeder Mensch intensiven Schmerz
verspüren, wenn ihnen Gifte verabreicht oder Nerven durchtrennt werden, wenn
sie Belastungen von lebensbedrohlicher Art ausgesetzt oder in vollständiger
Isolation gehalten werden.

Die Ausbeutung von Tieren für den sogenannten Fortschritt der Medizin und
Pharmaindustrie, für die Lebensmittelbranche und Konsumgüterindustrie ist nicht
auf ihre Verwendung als Parameter für Wirkstofftests und den daraus
hervorgehenden Lohn der Vivisektoren beschränkt. So geht den Prüfverfahren die
Zurichtung der Tiere auf angeblich objektivierbare Testobjekte durch
gentechnische Veränderung, züchterische Ausleseverfahren, räumliche und
sinnliche Isolation oder die willkürliche Zufügung von Angst und Schmerzen
voraus. Die Forschung ist nicht an Tieren als solchen interessiert, sondern an
einer biologischen Verfügungsmasse, die sie ihren Zwecke gemäß modellieren und
manipulieren kann. Die Bewirtschaftung von Lebewesen, Populationen und
Bevölkerungen mit medizinisch invasiven Mitteln entspringt einem sehr konkreten,
biopolitisch avancierten Herrschaftsverhältnis. Sein immanenter Nutzen besteht
zumindest darin, das Gegenteil aller Flüchtigkeit und Nichtigkeit zu evozieren.
In der Entscheidungsgewalt über Schmerz, Vernichtung und Tod liegt das
Versprechen eigener Dauer, dessen Widerlegung die dadurch
angerichteten Schäden nicht mehr korrigieren kann. 

Zudem werden Versuchstiere analog zur Produktion von Fleisch, Milch und Eiern
auch als potentielle Verbrauchsobjekte betrachtet. Die sogenannte
Xenotransplantation soll vor allem Schweine in Inkubatoren von Ersatzorganen
verwandeln, die eines Tages immunverträgliche Gewebe zur Wiederverwendung für
Menschen produzieren. Gegenüber den dazu angestellten Versuchsreihen erscheint
sogar das Schlachthaus als Ort des zumindest kurz befristeten Schreckens.
Versuchsprotokollen, die die Ärzte gegen Tierversuche ausgewertet haben, ist zu
entnehmen, daß die dabei entstehenden Immunprobleme und Abstoßungsreaktionen so
schwer zu kontrollieren sind, daß sie immer neue grausame Experimente zur Folge haben.

In der Dokumentation der Ärzte gegen Tierversuche zur "Xenotransplantation in
Deutschland" [11] wird ein Pandämonium des Schreckens entfaltet, das die Frage
aufwirft, wieso sich Menschen über Tierversuche mit Autoabgasen empören können
[12], wenn die experimentelle Verpflanzung innerer Organe von Schweinen, die
seit vielen Jahren in der Bundesrepublik durchgeführt wird, niemanden zu
interessieren scheint. Da werden 19 Affen zur Untersuchung der
Durchblutungsprobleme bei Organtransplantationen unter Narkose beide Beine und
beide Arme abgebunden, um das Blut abzulassen und durch eine Infusionslösung zu
ersetzen. Nachdem die Durchblutung bis zu zweieinhalb Stunden auf diese Weise
unterbrochen wurde, wird den Probanden menschliches Blut mit unterschiedlichen
Antikörpern sowie ohne alle Zusätze anstelle des entnommenen Blutes zugeführt.
Um die Auswirkungen der Prozedur am lebenden Organismus beobachten zu können,
werden Wadenmuskel und Oberarmmuskel durch Öffnung der Haut freigelegt.
Anschließend werden die Affen getötet.

Schweine, denen Herz und Lunge entnommen werden, müssen nicht als hirntot
diagnostiziert werden. Dafür wird die totbringende Operation unter Betäubung
vollzogen. Die Affen, denen die Herzen oder Nieren der auf dem Operationstisch
ausgenommenen Schweine eingesetzt werden, obwohl die vorhandenen Organe
hervorragend funktionieren, erleiden den härteren Part des Experiments. An ihrem
lebenden Körper werden die Abstoßungsreaktionen, die ein qualvolles, mitunter
lange andauerndes Sterben verursachen, untersucht. Am Ende sind alle Affen tot,
und die ForscherInnen stehen vor der Bewältigung neuer Probleme, um irgendwann
einmal das Stadium erreicht zu haben, die von Schweineorganen hervorgerufenen
Abstoßungsreaktionen direkt am Menschen testen zu können.

Werden Tiere schon bei der Produktion von Fleisch, Milch und Eiern zu Objekten
eines Verbrauchsverhältnisses, das, notdürftig begründet mit menschlichem
Ernährungsbedarf und garniert mit dem Feigenblatt des Tierwohllabels, den ihm
innenwohnenden Schrecken kaum verbergen kann, dann gewähren
erkenntnistheoretisch und mediziniwissenschaftlich legitimierte Tierversuche
einen von aller verbliebenen Empfindsamkeit für andere Lebewesen unverstellten
Blick in die Abgründe des Mensch-Tier-Verhältnisses. Ihre Zwecke und Ziele
könnten nicht entlegener sein, als die Ratio der Grausamkeit, die ich lieber
anderen zufüge, als sie selbst zu erleiden, nicht als Letztbegründung
schmackhaft und akzeptabel zu machen. In der Vivisektion tritt das angeblich
grundmenschliche Anliegen, mit viel finanziellem und materiellem Aufwand auf das
entlegene Ziel einer Organtransplantation hinzuarbeiten, für die zumindest die
Spendertiere sterben müssen, während Millionen Menschen die medizinische
Grundversorgung vorenthalten wird, um vom immer zahlreicher werdenden Hungertot
nicht zu sprechen, mit unverhüllter Brutalität hervor. Die sozialdarwinistische
Logik, laut der es fast jedes tierliche Opfer wert ist, für den vermeintlichen
Schutz des Menschen vor den Folgewirkungen seines technologischen
Entwicklungsstandes in Anspruch genommen zu werden, unterscheidet sich
allerdings nicht von jener Haltung, die Menschen zum feuchten Tod im Mittelmeer
verurteilt, weil ja die Möglichkeit bestände, daß sie nicht als Bittsteller,
sondern Gleichberechtigte am deutschen Tische säßen.
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Im Namen der Wissenschaft ist vieles und mehr möglich ...
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Fußnoten:


[1]Max Horkheimer, Theodor W. Adorno: Dialektik der Aufklärung, Frankfurt am Main 1969, S. 219

[2]ab Minute 50:50

http://www.ardmediathek.de/tv/ARD-Sondersendung/Die-Wahlarena-mit-Angela-Merkel/Das-Erste/Video?bcastId=3304234&documentId=45842254

[3]https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/statistiken/22-tierversuchsstatistik

[4]Zeile 4008 im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD

https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf?file=1

[5]https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/images/pdf/forschungsfoerderung.pdf

[6]http://www.schwimmen-bis-zur-verzweiflung.de/juristisch.html

[7]http://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/images/infomaterial/hinschauen.pdf

[8]Berichte und Interviews zum Kampagnenbeginn siehe kategorischer Titel "Fortschrittsfluch Tierversuch"

http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/ip_tiere_report_bericht.shtml

http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/ip_tiere_report_interview.shtml

[9]https://www.lpt-schliessen.org/2017/02/informationsbroschuere-veroeffentlicht-einblicke-in-die-tierversuche-bei-lpt/

[10]https://www.lpt-schliessen.org/broschuere/informationen-zu-tierversuchen/

[11]https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/projekte/97-sonstige/1150-xenotransplantation-in-deutschland

[12]http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1130.html
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POLITIK/825: Tierschutz im Koalitionsvertrag - Ramschverkauf für Machterhalt (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Tierschutz im Koalitionsvertrag - Ramschverkauf für Machterhalt



Gestern haben CDU, CSU und SPD ihren 177 Seiten starken Koalitionsvertrag
vorgestellt. Nach Ansicht des Bundesverbandes Menschen für Tierrechte hält
das knapp einseitige Tierschutzprogramm am traditionellen System der
Tiernutzung fest, anstatt den Paradigmenwechsel in der landwirtschaftlichen
Tierhaltung und in der Wissenschaft zu verfolgen. Der unausweichliche
Masterplan für den Abbau der Tierversuche fehle komplett. Für die Tiere in
der Landwirtschaft sollen die bereits vereinbarten, aber nicht erreichten
Ziele wie beispielsweise Verzichte auf Amputationen von Körperteilen und
das Töten von männlichen Eintagsküken weiterverfolgt werden. Einbrüche in
Tierställe sollen als Straftatbestand geahndet werden.

Notwendig: Masterpläne für Ausstieg aus der Tiernutzung


"Tierschutz zukunftsfähig gestalten, das ist die Herausforderung der Zeit.
Eine bessere Tierhaltung in der Landwirtschaft und weniger Tierleid im
Labor sind Sofortmaßnahmen aber nicht das Ziel. Hier versagen die
Koalitionspartner komplett. Es müssen Masterpläne her für den Abbau der
Tiere als Experimentiermodel und Lebensmittellieferanten. Aber eine solche
Gesamtplanung wollen CDU/CSU und SPD nicht für den Tierschutz. Für andere
Bereiche, wie künstliche Intelligenz, Schienenverkehr, Binnenschifffahrt
oder Medizinstudium allerdings schon", so Christiane Baumgartl-Simons,
stellvertretende Vorsitzende des Verbandes.

Tierversuche: Kommission für den Ausstieg nötig



Der Verband verstärkt nochmals seine Forderung, dass die nächste
Bundesregierung eine Kommission einsetzt, die aus Vertretern aus Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Tierschutz besteht. Diese soll bis Ende 2018
ein spezielles Förderprogramm des Bundes für tierversuchsfreie Verfahren
erarbeiten. "Der Abbau der Tierversuche funktioniert nur, wenn wir - wie
beim Klimaschutz - Ziele vereinbaren. Entscheidend ist, dass die Kommission
eine Gesamtplanung zur Reduktion der Tierversuche inklusive
Monitoring-System und Umsetzungsmanagement erstellt und dieses zügig ab
2019 umgesetzt". Als Vorbild diene der Niederländische Abbauplan zu
Tierversuchen, der schon Ende 2016 vorgestellt wurde.

Stalleinbrüche: Mehr Tierschutz statt Verfolgung



Der Tierrechtsverband kritisiert scharf, dass der Koalitionsvertrag
Stalleinbrüche als Straftatbestand ahnden will und damit Ursache und
Wirkung verkennt. Einbrüche in Tierhaltungsanlagen geschehen, um die
katastrophalen Tierhaltungsbedingungen zu filmen, die nur aufgrund
mangelhafter behördlicher Kontrollen und unzureichender rechtlicher
Vorgaben überhaupt bestehen. Richter haben 2016 und 2017 den Tierschutz als
hohes Rechtsgut herausgestellt(*). Danach brauchen Tiere unseren Schutz.
Deswegen ist es richtig, dass couragierte Menschen handeln und verbotene
Tierquälereien dokumentierten, wenn der Staat versagt.


Anmerkung:

(*) LG. Magdeburg 11.10.2017 - 28 Ns 182 Js 32201/14 (74/17)

AG Haldensleben, 26.09.2016 - 3 Cs 224/15 (182 Js 32201/14)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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FORSCHUNG/1427: Es gibt mehr und vielfältigere plastikfressende Bakterien, als bisher angenommen (idw)


Universität Hamburg - 8. Februar 2018

Studie der Universität Hamburg zeigt:

Es gibt mehr und vielfältigere plastikfressende Bakterien, als
bisher angenommen



Kunststoffe wie PET (Polyethylenterephalat), aus dem Flaschen oder
Verpackungen bestehen, werden nur zu einem geringen Teil recycelt, der
Großteil gelangt in die Umwelt. Dort wird er nur sehr langsam
abgebaut: Laut Umweltbundesamt dauert es bis zu 450 Jahre, bis eine
Kunststoffflasche sich aufgelöst hat. 2016 wurde erstmals ein
Bakterium entdeckt, das Kunststoff angreift und zersetzt.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Prof. Dr. Wolfgang Streit
vom Biozentrum Klein Flottbek der Universität Hamburg haben jetzt
herausgefunden, dass es weitaus mehr und vielfältigere
plastikfressende Bakterien gibt, als bisher angenommen. Das
Forschungsteam hat seine Ergebnisse gerade in der aktuellen Ausgabe
der Fachzeitschrift "Applied and Environmental Microbiology"
veröffentlicht.

Die Mikrobiologinnen und Mikrobiologen analysierten mithilfe von
globalen Datenbanken das Erbgut von Bakterien aus verschiedenen
Lebensräumen zu Land und im Wasser. Dabei fanden sie heraus, dass
viele Bakterien mitverantwortlich für den Abbau von PET sein können
und dass die beteiligten Bakterien von ihrer stammesgeschichtlichen
Entwicklung vielfältiger sind, als bisher angenommen. Das
Forschungsteam untersuchte die Abbauprodukte, die in den Bakterien
beim Abbau des Kunststoffs entstehen und die daran beteiligten Enzyme.
Dabei konnten sie mehrere hundert neuartige Enzyme finden, die so
genannten PET-Hydrolasen. "Wir waren überrascht, dass die beteiligten
Bakterienarten viel diverser sind, als bisher angenommen. Unsere
Charakterisierung von vier ausgewählten PET-Hydrolasen erweitert nun
das Verständnis von den Abbaumechanismen. Es bestätigte sich jedoch,
dass der Abbau von PET durch die Bakterien prinzipiell sehr langsam
ist", so Prof. Streit.

Originalveröffentlichung:

New insights into the function and global distribution of polyethylene
terephthalate (PET) degrading bacteria and enzymes in marine and
terrestrial metagenomes

Dominik Danso, Christel Schmeisser, Jennifer Chow, Wolfgang
Zimmermann, Ren Wei, Christian Leggewie, Xiangzhen Li, Terry Hazen,
and Wolfgang R. Streit

Appl. Environ. Microbiol. AEM.02773-17; Accepted manuscript posted
online 2 February 2018, doi:10.1128/AEM.02773-17, 

http://aem.asm.org/content/early/2018/01/29/AEM.02773-17

http://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2018/pm8.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.02.2018

Universität Hamburg

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Referat Medien- und Öffentlichkeitsarbeit

Mittelweg 177, 20148 Hamburg

Tel.: 040/42838-2968, Fax: 040/42838-2449

E-Mail: medien@uni-hamburg.de

Internet: www.uni-hamburg.de
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MASSNAHMEN/240: Budgetansatz für Kunststoffemissionen und Mikroplastik (idw)


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI) - 06.02.2018

Neues Projekt: Wissenschaftler entwickeln einen Budgetansatz für
Kunststoffemissionen



Ungeregelt entsorgte Kunststoffemissionen und Mikroplastik sind ein
wachsendes Problem unserer heutigen Konsum- und Wegwerfgesellschaft.
Doch welche Menge an Kunststoff ist für die Umwelt gerade noch
akzeptabel?

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
Projekt "Entwicklung von Budgetansatz und
LCA-Wirkungsabschätzungsmethodik für die Governance von Plastik in der
Umwelt" (PlastikBudget) will dazu bis 2020 ein wissenschaftlich
begründetes Pro-Kopf-Budget vorschlagen und damit eine anschauliche
Grundlage für künftige politische Entscheidungen erarbeiten. Die
Projektpartner des Fraunhofer-Instituts für Umwelt-, Sicherheits- und
Energietechnik UMSICHT und des Kulturwissenschaftlichen Instituts
Essen (KWI) werden dazu wissenschaftliche Erkenntnisse zu den Quellen,
Mengen und Wirkungen von Kunststoffen in der Umwelt aufarbeiten und
die Interessen relevanter Akteure zusammenführen.

Mit einer von Fraunhofer UMSICHT zu erarbeitenden
Wirkungsabschätzungsmethodik soll bilanzierbar werden, welche Folgen
die freigesetzten Kunststoffmengen für die Umwelt haben. Auf diese
Weise sollen die durch Produkte und Technologien verursachten
Kunststoffemissionen im Rahmen von Lebenszyklusbetrachtungen bewertbar
und vergleichbar werden.

Wichtig für die Umsetzung solcher Maßnahmen ist auch eine Kenntnis der
heutigen gesellschaftlich etablierten Erzählungen zu Kunststoff und
Kunststoffabfällen, die unseren Umgang mit dem Werkstoff prägen, eine
Basis für ausgewogene politische Entscheidungen darstellen und
Bürgerinnen und Bürger sowie wirtschaftliche Akteure für die
Problematik sensibilisieren. Wie solche Erzählungen aussehen, ob sie
sich im Realitätscheck bewähren und wie sie in eine wünschenswerte
Zukunft fortgeschrieben werden können, sind wichtige Leitfragen, denen
sich das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) im Rahmen des
Projekts stellt.

Das Vorhaben ist Teil des Forschungsschwerpunkts "Plastik in der
Umwelt" (PidU) des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF), in dem 18 Verbundprojekte mit rund 100 Partnern aus
Wissenschaft, Wirtschaft, Verbänden, Kommunen und Praxis grundlegende
Fragen zur Produktion, Anwendung und Entsorgung von Kunststoffen
klären wollen.

Über das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI): Das
Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) ist das Forschungskolleg
der Universitätsallianz Ruhr (UAR), zu der sich die Ruhr-Universität
Bochum, die TU Dortmund und die Universität Duisburg-Essen
zusammengeschlossen haben. Seine Aufgabe ist die Förderung
hervorragender interdisziplinärer Forschung in den Geistes-, Sozial-
und Kulturwissenschaften mit regionalen, nationalen und
internationalen Partnern. Das KWI erforscht die Grundlagen der
modernen Kultur praxisnah und mit Blick auf aktuelle relevante
gesellschaftliche Fragen. Derzeit stehen die Themenfelder Kulturen des
Europäischen, kulturelle Vielfalt der Weltgesellschaft,
Bürgerbeteiligung, kommunikative Praktiken und kulturelle Aspekte des
Klimawandels im Mittelpunkt. Mit seinen Veranstaltungen sucht das KWI
den Dialog mit einer breiteren Öffentlichkeit, es unterhält enge
Partnerschaften mit Kultureinrichtungen und Medien.

www.kulturwissenschaften.de




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.umsicht.fraunhofer.de/

Link zum Fraunhofer UMSICHT

http://www.kwi-nrw.de/home/projekt-160.html

Link zur KWI-Projektseite

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment64513

Projekt Plastikbudget läuft an

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688779

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/363: Kreislaufwirtschaft in der EU - Maßnahmen und neues Monitoring (idw)


Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 07.02.2018

Kreislaufwirtschaft in der EU: Maßnahmen und neues Monitoring



Kürzlich hat die EU ein "Circular Economy Package" veröffentlicht,
welches unterschiedliche Maßnahmen vorsieht, um die Transformation zu
einer Kreislaufwirtschaft zu forcieren. Dazu gehört auch ein
Monitoringsystem zur Messung des Fortschritts in Richtung
Kreislaufwirtschaft, dessen Grundlagen vom Wiener Institut für Soziale
Ökologie gemeinsam mit dem Joint Research Centre der Europäischen
Kommission in Ispra entwickelt wurden.

In einer Grafik lässt sich viel Arbeit zusammenfassen: Ein Team rund
um Willi Haas (Institut für Soziale Ökologie) arbeitet seit
mittlerweile acht Jahren an einer Quantifizierung und Darstellung, wie
diverse materielle und energetische Flüsse von Gesellschaften
umgesetzt werden, was durchfließt, was in den Aufbau von Beständen
geht und was durch Recycling wieder zur Produktion neuer Güter
verwendet werden kann. Der enorme Ressourcenverbrauch sowie die
beträchtlichen Abfallmengen und Emissionen und die daraus
resultierenden Umweltprobleme erfordern einen neuen Umgang mit
Ressourcen. "Die Idee der Kreislaufwirtschaft ist, dass wir mit den
Materialien möglichst gut haushalten, sie durch langlebige Produkte
und Infrastrukturen sowie durch Wiederverwendung, Reparatur und
Recycling lange in der Ökonomie behalten und dadurch der Natur viel
weniger entnehmen und sie mit viel weniger Abfall und Emissionen
belasten", fasst Willi Haas zusammen. Mit dem Schema zum Monitoring
sei es nun gelungen, einen ganzheitlichen Blick auf das Thema zu
werfen, denn: "Wenn man beispielsweise nur eine Recyclingrate für
Kunststoff vorgibt, kann man diese zwar unter bestimmten Umständen
erfüllen; es kann aber auch sein, dass man für diesen Prozess so viel
Energie verbraucht, dass der eigentliche Zweck der Wiederverwertung,
die Ressourceneinsparung, verfehlt wird."

Die Europäische Union hat sich nun in einer offiziellen und
verbindlichen Kommunikation auf die Form des Monitorings für die
Kreislaufwirtschaft geeinigt. Den Rahmen dafür bildet das am Wiener
Institut für Soziale Ökologie entwickelte Schema zur Integration
umweltstatistischer Daten und die daraus ableitbaren Indikatoren. In
der Kommunikation sind weiters Recyclingziele für verschiedene
Abfallflüsse definiert, die verfolgt werden.

Willi Haas nimmt in Anbetracht dieser Entwicklungen Rückenwind für
eine Entwicklung in Richtung Kreislaufwirtschaft wahr, gibt aber zu
bedenken: "Sollen Ideen der Kreislaufwirtschaft großflächig wirksam
werden, müssen Maßnahmen gesetzt werden, die gegen die Interessen
verschiedener Lobbys stehen. Beispielsweise haben wir in unserem
Modell die gesamte Fossilenergie mitberücksichtigt. Fossilenergie kann
nicht zirkulär genutzt werden; sie ist eine nicht erneuerbare
Ressource. Einmal verbrannter Benzin ist verloren und ein Problem für
die Umwelt. Auch eine auf Zirkularität ausgerichtete Ökonomie braucht
den Ausstieg aus der Fossilenergie." Biophysisch betrachtet wäre es
für Haas möglich, die globale Ökonomie auf Kreislaufwirtschaft
auszurichten, dafür brauche es aber eine tiefgreifende
Umstrukturierung unseres Wirtschaftens und Konsumierens, auch in
Hinblick auf neue globale Verteilungen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.aau.at

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688793

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution78

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, Dr. Romy Müller, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RESSOURCEN/081: Untergang der Kohle zu früh ausgerufen (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung: Gemeinsame Pressemitteilung
mit dem Mercator Research Institute on Global Commons and Climate
Change (MCC) - 7. Februar 2018

Untergang der Kohle zu früh ausgerufen



Der Rückgang neuer Kohlekraftwerke in China und Indien wird durch den
geplanten Zubau in schnell wachsenden Schwellenländern wie etwa der
Türkei, Indonesien und Vietnam teilweise zunichte gemacht. Nur wenn
die Staaten der Welt diesem Trend aktiv entgegen wirken, können sie
die im Pariser Abkommen vereinbarten Klimaziele erreichen. Das sind
Ergebnisse der Studie "Reports of coal's terminal decline may be
exaggerated". Wissenschaftler des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung (PIK) und des Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change (MCC) haben sie in der
Fachzeitschrift Environmental Research Letters veröffentlicht.

"Das Kohleproblem erledigt sich trotz aller Fortschritte bei den
erneuerbaren Energien keinesfalls von selbst. Wenn die internationale
Gemeinschaft ihre Ziele zur Reduktion des Ausstoßes von Treibhausgasen
erreichen will, um die größten Klimarisiken noch zu vermeiden, dann
muss sie entschlossen handeln", sagt Ottmar Edenhofer, Chef-Ökonom des
PIK und Direktor des MCC. "Nötig wäre ein Kohleausstieg, und zwar
weltweit. Das beste Mittel hierfür ist aus ökonomischer Sicht eine
substanzielle Bepreisung von CO2. Diese kann von einem Land zum
anderen unterschiedlich aussehen, aber eine Koalition von Pionieren
müsste den Anfang machen - noch in diesem Jahrzehnt."

China und Indien haben im Laufe des Jahres 2016 jeweils über 50
Prozent ihrer Pläne für neue Kraftwerke zurückgenommen. Doch global
gesehen steigt die Zahl der Kohlekraftwerke weiter an. So haben zum
Beispiel die Türkei, Indonesien und Vietnam vor, zusammengenommen ihre
Kapazität um circa 160 Gigawatt zu erhöhen. Das würde etwa der
Leistung aller bereits bestehenden Kohlekraftwerke in den 28
EU-Staaten entsprechen.

Hinzu kommt, dass im Jahr 2016 andere Länder ihre Zubaupläne massiv
erhöht haben, zum Beispiel Ägypten um fast 800 und Pakistan um 100
Prozent. Diese Entwicklungen gefährden die nationalen
Selbstverpflichtungen der Länder zum Klimaschutz (NDCs): Sie würden
bedeuten, dass sich der CO2-Ausstoß aus Kohlekraftwerken von 2012 auf
2030 beispielsweise in Vietnam fast verzehnfachen und in der Türkei
fast vervierfachen würde.

"Zwar hat China jüngst weniger auf Kohle gesetzt und vielleicht sogar
den Höhepunkt seiner CO2-Emissionen überschritten" sagt Edenhofer.
"Das hat zu Recht starke Beachtung gefunden - doch der Untergang der
Kohle wurde zu früh ausgerufen: Neuste Daten zeigen auch, dass China
zunehmend in Kohlekraftwerke im Ausland investiert."

Der ungebremste Zubau von Kohlekraftwerken wird das weltweite
CO2-Budget, um wie im Paris-Abkommen vereinbart die globale Erwärmung
auf weniger als zwei Grad Celsius zu begrenzen, nahezu aufbrauchen.
Wenn die Welt mit hoher Wahrscheinlichkeit unterhalb dieser Grenze
bleiben will, kann sie laut Weltklimarat IPCC nur noch circa 700 bis
800 Gigatonnen (Gt) CO2 in die Atmosphäre ausstoßen.

Doch die bestehende Infrastruktur, etwa Kraftwerke und Gebäude,
emittiert über ihre lange Lebensdauer von vielen Jahren bereits etwa
500 Gt. Mit den aktuell im Bau befindlichen und den zusätzlich
geplanten Kohlekraftwerken kämen 150 Gt hinzu. Weitere Emissionen wie
die aus dem Wachstum beim Verkehr oder der Landwirtschaft würden das
Gesamtbudget dann übersteigen. Die Wissenschaftler bauen ihre
Untersuchung auf Daten der US-amerikanischen Organisation CoalSwarm
und der Internationalen Energieagentur (IEA) auf und haben sie durch
eigene Forschungen weitergeführt.

"Obwohl die Kosten bei den Erneuerbaren Energien zuletzt gefallen
sind, können sie sich noch nicht flächendeckend mit der billigen Kohle
messen", sagt Jan Steckel, Leiter der MCC-Arbeitsgruppe Klimaschutz
und Entwicklung. "Die Finanzierungskosten für die Erneuerbaren in
Entwicklungs- und Schwellenländern stagnieren auf einem
vergleichsweise hohen Niveau. Damit es hier zu höheren Investitionen
kommt, müssten die Kapitalkosten durch kluge Finanzpolitik wie etwa
den Einsatz von Kreditausfallversicherungen sinken."

Die Wissenschaftler zeigen Lösungen für einen globalen Kohleausstieg
auf. Denkbar wären demnach ein Fahrplan zur Schließung von Kohleminen,
strengere Kraftwerksvorschriften und weltweit steigende CO2-Preise,
kombiniert mit dem Einsatz der Einnahme aus der Bepreisung in den
sozial gerechten Umbau der Steuersysteme oder den Ausbau von
gesellschaftlich notwendiger Infrastruktur.

Artikel: 

Ottmar Edenhofer, Jan Christoph Steckel, Michael Jakob, Christoph
Bertram (2018): Reports of coal's terminal decline may be exaggerated.
Environmental Research Letters. [DOI: 10.1088/1748-9326/aaa3a2]

Weblink zum Artikel:

https://doi.org/10.1088/1748-9326/aaa3a2

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 07.02.2018

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Tel.: +49 (0)331 288-2507, Fax: +49 (0)331 288-2600

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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MELDUNG/137: Ozonschicht dünnt sich weiter aus (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Medienstelle
ETH Zürich, 06.02.2018

Ozonschicht dünnt sich weiter aus



Die lebenswichtige Ozonschicht nahm in den letzten Jahren über den
dicht besiedelten mittleren Breiten und den Tropen weiter ab, während
sie sich an den Polen erholt. Das dokumentiert ein internationales
Forscherteam im Fachjournal Atmospheric Chemistry and Physics.

Die Ozonschicht schützt das Leben auf der Erde vor energiereicher
Strahlung. Als im 20. Jahrhundert zu viele ozonzerstörende chlor- und
bromhaltige Kohlenwasserstoffe (z.B. FCKW) in die Atmosphäre
gelangten, dünnte sich die Ozonschicht in der Stratosphäre, also in 15
bis 50 km Höhe, global aus. 1989 trat mit dem Montrealer Protokoll ein
Verbot dieser langlebigen Substanzen in Kraft.

Um die Jahrtausendwende schien der Abbau des stratosphärischen Ozons
gestoppt. Die Fachwelt ging bisher davon aus, dass sich die globale
Ozonschicht bis Mitte Jahrhundert vollständig erholen wird.

Weitere Ausdünnung in der unteren Stratosphäre nachgewiesen

Ein internationales Team unter Leitung von Forschenden der ETH Zürich
und des Physikalisch-Meteorologischen Observatorium Davos stellt nun
Unerfreuliches fest: Trotz FCKW-Banns geht die Konzentration von Ozon
im unteren Teil der Stratosphäre (15 bis 24 km), wo die Ozonschicht am
dich-testen ist, zwischen Breiten von 60° S und 60° N weiter zurück.
Der Nachweis gelang dem Team mit Hilfe von Satellitenmessungen der
letzten drei Jahrzehnte und hochentwickelten statistischen Methoden.
Über ihre Arbeit berichten die Wissenschaftler aktuell in Atmospheric
Chemistry and Physics.

Gegenläufige Prozesse maskieren Trend

Ozon entsteht in der Stratosphäre hauptsächlich oberhalb 30 km über
den Tropen und wird durch Luftströmungen um die Erde verteilt. Dass es
sich in der unteren Stratosphäre weiter ausdünnt, überrascht die
Wissenschaftler einerseits, denn ihre Modelle zeigen diesen Trend
nicht, und FCKW nehmen weiterhin ab. Anderseits kommt der Befund aber
auch nicht gänzlich unerwartet. William Ball, Atmosphärenforscher an
der ETH Zürich und Erstautor der Studie, erklärt: «Seit 1998 nimmt
Ozon in der oberen Stratosphäre, also oberhalb etwa 30 km, als Folge
des Montrealer Protokolls wieder deutlich zu. Auch über den
Polregionen erholt sich die Stratosphäre». Die global gemittelte
Ozonsäule blieb aber gemäss Messungen konstant, was in Fachkreisen als
Indiz dafür gewertet wurde, dass Ozon in der unteren Stratosphäre
zurückgehen könnte.

Nachweisen konnte man den negativen Trend bislang aber nicht. Das
liegt mitunter daran, dass sich Ozon auch in der Troposphäre -
unterhalb etwa 15 km - durch menschliche Aktivitäten vermehrt bildet.
«Dieses anthropogene Ozon, das den Sommersmog verursacht, maskiert in
den Satellitenmessungen zum Teil die stratosphärische Abnahme», so
Ball.

Zirkulation und kurzlebige Chemikalien

Die Gründe für den anhaltenden Rückgang sind noch unklar. Die Autoren
haben aber zwei mögliche Erklärungen: Zum einen verändert der
Klimawandel das Muster der atmosphärischen Zirkulation, welche die
Luft aus den Tropen schneller und tiefer polwärts transportiert, so
dass weniger Ozon gebildet wird.

Zum anderen nehmen sehr kurzlebige, chlor- und bromhaltige Chemikalien
(«Very Short-Lived Substances», VSLS) zu und könnten vermehrt in die
untere Stratosphäre gelangen, etwa durch intensivere Gewitterstürme.
Ozonzerstörende VSLS sind teils natürlichen, teils grossindustriellen
Ursprungs. Einige sind Ersatzstoffe für FCKW, zwar weniger
ozonschädlich, aber nicht neutral. «Diese kurzlebigen Substanzen
könnten ein unzureichend berücksichtigter Faktor in den Modellen
sein», sagt Ball.

Ursachen und Schadenspotenzial klären

Welche Folgen der fortgesetzte Ozonschwund in der unteren Stratosphäre
für Mensch und Ökosystem hat, lässt sich noch nicht abschätzen. Für
Thomas Peter, ETH-Professor für Atmosphärenchemie und Mitautor der
Studie, sind die Erkenntnisse zwar besorgniserregend, aber nicht
alarmierend. «Der jetzt festgestellte Rückgang ist weit weniger stark
als vor Inkrafttreten des Montrealer Protokolls. Dessen Wirkung ist
unbestritten, wie die Trendumkehr in der oberen Stratosphäre und an
den Polen belegt. Aber wir müssen die Ozonschicht und ihre Funktion
als UV-Filter in den stark bevölkerten mittleren Breiten und in den
Tropen im Auge behalten», sagt er.

Die Wissenschaftler wollen nun mit Hilfe globaler Klimamodelle die
Ursachen für den fortgesetzten Ozonabbau in der unteren Stratosphäre
klären.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-
news/news/2018/02/rueckgang-stratosphaerisches-ozon.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688610

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),

Medienstelle ETH Zürich, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/454: Neue Unterlagen zur Elbvertiefung - Gesamtbetrachtung fehlt (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 8. Februar 2018

Gemeinsame Pressemitteilung mit NABU und WWF

Neue Unterlagen zur Elbvertiefung: Es fehlt eine Gesamtbetrachtung




Die aktuelle Ankündigung der Hamburger Wirtschaftsbehörde, wie und mit
welchen neuen Planunterlagen der vom Bundesverwaltungsgericht als
rechtswidrig eingestufte Planfeststellungsbeschluss zur Elbvertiefung
geheilt werden soll, trifft beim Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe auf
große Skepsis. So beabsichtigt die Behörde offenbar keine neue und
umfassende Bewertung der Ausgleichskonzeption, obwohl das Gericht eine
neue Bilanzierung einfordert. Die bislang vorgelegte Ausgleichsbilanz
ist aus Sicht der Richter aufgrund der Fehlbeurteilung bei der
europarechtlich geschützten Pflanzenart Schierlings-Wasserfenchel
"infiziert", also insgesamt nicht mehr geeignet, den vorgeschriebenen
Ausgleichsbedarf zu ermitteln (siehe: RN 407 und 457, Urteil vom
09.02.2017, http://www.bverwg.de/de/090217U7A2.15.0).

Die Umweltverbände BUND, NABU und WWF zeigen sich aufgrund des aktuell
bekannt gewordenen Vorgehens überrascht, da mit dieser Planergänzung
nur einer der insgesamt drei Kritikpunkte des
Bundesverwaltungsgerichts aufgegriffen wird und der Rest gesondert in
anderen Verfahren abgearbeitet werden soll. "Die neuen Unterlagen
erhalten wir erst Anfang März und werden sie fachlich intensiv prüfen.
Wir haben immer deutlich gemacht, dass nur eine neue Gesamtbetrachtung
der Ausgleichserfordernisse, in der alle Rechtsfehler abgearbeitet
werden, der Bedeutung des Lebensraums Elbe gerecht wird", so die
Verbände.

Zum Hintergrund:

Am 9. Februar 2017 hatte das Bundesverwaltungsgericht (Az.: BVerwG 7 A
2.15 (7 A 14.12)) der vom WWF unterstützten Klage des BUND und des
NABU stattgegeben und den Planfeststellungsbeschluss zur geplanten 9.
Elbvertiefung für rechtswidrig und nicht vollziehbar erklärt. Das
Gericht hatte festgestellt, dass die vorgesehene Ausgleichsmaßnahme
Kreetsand für den weltweit nur an der Tideelbe vorkommenden
Schierlings-Wasserfenchel einen Etikettenschwindel darstelle, die
Entwicklung des Salzgehaltes als Folge der Elbvertiefung in einem
Elbabschnitt nicht ausreichend vorsorglich untersucht worden sei und
die Abgrenzung von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen zu den Maßnahmen, zu
denen das Land Niedersachsen unabhängig von der Elbvertiefung
verpflichtet ist, unklar geblieben sei.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.02.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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AKTIONSTAGE/907: Ein neues Zuhause für den Star - Hamburg Mitte, 17.2. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 7. Februar 2018

Ein neues Zuhause für den Star

Mitmachen beim Star-Aktionstag am 17.02.2018 um 11 Uhr. NABU und NAJU
Hamburg statten Parkanlagen mit Nistkästen aus. Freiwillige Helfer ab
6 Jahren sind herzlich willkommen!



Am Samstag, den 17. Februar 2018 veranstalten der NABU Hamburg
zusammen mit der Naturschutzjugend, kurz NAJU, in Kooperation mit der
Behörde für Umwelt und Energie ab 11 Uhr einen Aktionstag im Rahmen
seiner Kampagne "Aktiv für Hamburgs StadtNatur". Entlang der Horner
Geest, die zwischen Hauptbahnhof und Öjendorfer See verläuft, sollen
in Parkanlagen Nistkästen für Vögel und Fledermäuse aufgehängt werden,
insbesondere für den Star. Der Star ist Vogel des Jahres 2018 und eine
 charakteristische Art der Horner Geest, für die Lebensraum geschaffen
werden soll. Interessierte Bürger/innen sind herzlich eingeladen, bei
diesem Vorhaben mitzuhelfen. Auch Kinder und Jugendliche können gerne
mitmachen (bis 12 Jahren nur in Begleitung der Eltern).

Viele Vögel nutzen Hohlräume in Bäumen als Nistmöglichkeiten. Gerade
alte, kranke und morsche Bäume bieten eine Vielzahl dieser
Lebensräume. Sie sind jedoch selten geworden. Viel häufiger sind
städtisches Einheitsgrün und wenig Nistmöglichkeiten für Vögel in der
Stadt. Künstliche Nisthilfen können bei diesem Mangel Abhilfe
schaffen. "Es gibt spezielle Nisthilfen für verschiedene Vogelarten.
Gerade größere Höhlenbrüter wie der Star haben es in der Stadt schwer,
ausreichend Nistmöglichkeiten zu finden", erklärt Marco Sommerfeld,
Vogelexperte vom NABU Hamburg. Der Vorteil der Kästen: Sie sind auch
für Fledermäuse geeignet, die diese als Sommerquartier nutzen. Zudem
können auch andere Höhlenbrüter wie Gartenrotschwanz und verschiedene
Meisen Arten von diesen Nistkästen profitieren. Dies ist schon der
zweite Aktionstag, bei dem Nisthilfen aufgehängt werden. "Die
Landschaftsachse der Horner Geest hat das große Potential, zum
Lebensraum für viele seltene Vogelarten zu werden", sagt!
 Marco Sommerfeld, Referent für Vogelschutz beim NABU Hamburg.

Der Star-Aktionstag am Samstag, 17.02. findet von 11 bis etwa 14 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie einen kleinen Imbiss stellen NABU und
NAJU Hamburg für alle Helfer/innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht
notwendig. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte bis zum 16.02.2018
für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der genaue
Treffpunkt bekannt gegeben. 

Kontakt: 

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

rudolph@nabu-hamburg.de 

oder unter 040/69 70 89 37.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 011/18, 07.02.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1807: "Insektenrückgang - Kenntnisstand, Forschungen, Aktivitäten". Münster, 17.2. (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 7. Februar 2018

Insektenrückgang - Kenntnisstand, Forschungen, Aktivitäten

NABU NRW lädt zur Tagung nach Münster



2017 hat das "Insektensterben" einen weltweiten medialen Hype
erfahren. Korrekt sprechen wir von einem massiven Insektenrückgang,
den der Entomologische Verein Krefeld in den vergangenen 27 Jahren mit
standardisierten Fallenfängen überwiegend in NRW feststellen konnte
und publiziert hat.

Die Veranstaltung, die am Institut für Landschaftsökologie der
Universität Münster stattfindet, gibt einen Überblick über den
aktuellen Kenntnis- und Forschungsstand zum Insektenrückgang,
beleuchtet die Thematik aus Sicht der Landwirtschaft, der Firma Bayer
und des Naturschutzes und will mögliche Gegenstrategien erkennbar
machen, weitere Forschungen anstoßen und der Politik aufzeigen, wo sie
handeln muss.

Termin: 

Samstag, 17. Februar 2018, ab 10:00 Uhr

Ort:

Institut für Landschaftsökologie, 

Heisenbergstr. 2, 48149 Münster

mit:

Christina Schulze Föcking, NRW-Umweltministerin

Prof. Dr. Tillmann Buttschardt, Universität Münster

Josef Tumbrinck, Vorsitzender NABU NRW

Prof. Dr. Christoph Scherber, Institut f. Landschaftsökologie

Dr. Martin Sorg, LNU NRW, Entomologischer Verein Krefeld

PD Dr. Werner Kratz, NABU Bundesfachausschuss Ökotoxikologie

Dr. Christian Maus, Bayer AG

Erich Gussen, Vizepräsident Rheinischer Landwirtschaftsverband



Das ausführliche Programm ist unter
https://nrw.nabu.de/insektentagung/ zu finden. Hier gibt es auch noch
die Möglichkeit sich zur Tagung anzumelden. 

Tipps zur Anreise unter
http://www.uni-muenster.de/Landschaftsoekologie/index.shtml.


Tagungsprogramm

Samstag, 17. Februar 2018, 10:00 bis 17:00 Uhr

Institut für Landschaftsökologie, Heisenbergstr. 2, 48149 Münster

10:00 - 10:15 h 

Begrüßung: Prof. Dr. Tillmann Buttschardt (Universität Münster) &
Josef Tumbrinck (NABU NRW)

10:15 - 11:00 h 

Vortrag Christina Schulze Föcking, NRW-Ministerin für Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Anschließende Diskussion unter Moderation von Josef Tumbrinck

11:00 - 11:40 h 

Bestandsrückgänge von Fluginsekten in Offenlandbiotopen der
Kulturlandschaft - Methoden, Biomassen, Artenspektren

Dr. Martin Sorg (LNU NRW, Entomologischer Verein Krefeld)

11:40 - 12:20 h 

Die Biodiversität von Insekten im Kontext: Erkenntnisse aus
Forschungsprojekten in Wald, Grünland und Ackerland

Prof. Dr. Christoph Scherber (Institut f. Landschaftsökologie)

12:20 - 13:00 h

4-8 Kurzvorträge nach Anmeldung

13:00 - 14:00 h

Mittagspause

14:00 - 14:30 h 

Die Sicht des NABU BFA Umweltchemie und Ökotoxikologie auf das Thema
Insektenrückgang

PD Dr. Werner Kratz (NABU BFA Ökotoxikologie)

14:30 - 15:00 h

Die Sicht der Firma Bayer auf das Thema Insektenrückgang

Dr. Christian Maus (Bayer AG)

15:00 - 15:30 h 

Die Sicht der Landwirtschaft auf das Thema Insektenrückgang

Erich Gussen (Vizepräsident RLV)

15:30 - 16:00 h

Kaffeepause

16:00 - 17:00 h

Diskussion/Posterpräsentation

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.02.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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ERSTAUFLAGE/939: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2945 (SB)


Susan Schwartz

Herr der Schutzgeister

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2945



Galaxis NGC 4622 (Sevcooris), Neo-Solsystem, 28. November 1551 NGZ

Perry Rhodan möchte von dem Thoogondu Doomadh wissen, was es mit der
HaLem-Armee auf Merkur und den dort aufgetauchten Balkenrobotern auf
sich hat. Zwar gehört der erwähnte Robotertyp zum Arsenal der
Thoogondu, doch weder der gondische Mentor der Gäonen noch der Gondu,
der von Doomadh kontaktiert wird, weiß etwas über die HaLem-Armee.
Beide sind aber sehr daran interessiert, die zwei HaLem-Statuen, die
man von Merkur mitgenommen hat und die sich an Bord der RAS TSCHUBAI
in einem abgesicherten Raum befinden, auf Gäon untersuchen zu lassen.

Bei dem Gespräch zwischen Perry und Doomadh gibt der oberste Thoogondu
im Neosol-System zu, daß die Beweise, mit denen man Vogel Ziellos und
Ben Jello des Mordes angeklagt hat, fingiert waren. Die Urteile gegen
sie sind aufgehoben worden.

Nach Perry Rhodans Rede an die Gäonen, die beide Völker gleicher
Abstammung auf ein gemeinsames Ziel einschwor, nämlich als Menschheit
zu den Sternen zu fliegen, macht sich die RAS TSCHUBAI bereit, in die
Milchstraße zurückzukehren. Einer an Bord ist mit Perry Rhodan jedoch
ganz und gar nicht einverstanden: der Barong - der Herr der
Schutzgeister. Er will auf keinen Fall zulassen, daß Perry Rhodan und
seine Anhänger das Werk des Grauens fortführen und die RAS TSCHUBAI
weiterhin beschmutzen werden.

Nach wie vor ist das Geheimnis um die rätselhaften Holzkästchen, die
im Besitz einiger Besatzungsmitglieder entdeckt wurden, nicht geklärt.
Sie stehen unter dem Kommando des mysteriösen Barong und sehen sich
als Schutzgeister an. Mindestens ein Schutzgeist wurde noch nicht
entlarvt und kann immer noch Unheil stiften. Die Schutzgeister sind
der festen Überzeugung, daß die RAS TSCHUBAI im Jahr 1544 NGZ mit dem
Aagenfelt-Blitz zu Versuchszwecken drei vollbesetzte Gurradschiffe
vernichtet habe. Ihre angeblichen Erinnerungen sind jedoch gefälscht
und basieren auf manipulierten Daten. Doch wer hat die Daten gefälscht
und ist auch noch in der Lage, das Gedächtnis einiger
Besatzungsmitglieder zu verändern? Der mysteriöse Barong muß unbedingt
gefunden werden. Vorher wird die RAS TSCHUBAI nicht die lange Reise in
die Milchstraße antreten. Denn wer weiß, ob der nächste Anschlag nicht
verheerende Auswirkung auf alle haben wird. Bislang konnte der
Schaden, der durch die Attentate der Schutzgeister verursacht wurde,
einigermaßen in Grenzen gehalten werden, was man dem jungen Mandaamen
Täller zu verdanken hat, der die Gabe hat, die Holzkästchen, die jeder
Schutzgeist besitzt, zu riechen.

Klavs Luetyens, der Leiter der Internen Sicherheit, stellt ein Team
zusammen, das weitere Schutzgeister und vor allem den Barong aufspüren
soll. Gucky, der das Team koordiniert, bittet Täller, mitzuarbeiten.
Täller hat mit Kek Chamowitsch, dem Biotopmoderator des
Landschaftsbereichs Ogygia, Freundschaft geschlossen. Die beiden
verbindet eine Art Seelenverwandtschaft. Kek hat ein Holzkästchen
gefunden, in dem sich ein blaues Samenkorn befindet. In seinem
"Stummen Raum", einer Höhle, die nicht unter der Beobachtung ANANSIs
steht, zeigt er es Täller, der, wie Kek auch, einen Lockruf empfängt,
als er das Kästchen berührt. Der Mandaame ahnt noch nicht, daß der
Kontakt zu diesem Holzkästchen für ihn und das gesamte Schiff
weitreichende Folgen haben wird. Das seltsame an diesem Kästchen ist,
daß man hineingreifen kann, was bei allen Kästchen zuvor nicht möglich
gewesen war. Kek kann das Samenkorn berühren. Als Täller es ihm
nachmacht, sticht ihn das Korn in den Finger. Vor Schreck läßt er das
Kästchen fallen, das Korn fliegt hinaus und bleibt auf dem Boden
liegen. Von nun an ist es nicht mehr von der Stelle zu bewegen.

Gucky, der Tällers Ziehvater versprechen mußte, auf den zehnjährigen
Mandaamen aufzupassen, spürt Tällers Schrecken und kommt
herbeiteleportiert. Er versucht, das seltsame Samenkorn anzufassen, um
es in das Kästchen hineinzulegen, damit er beides zu Sichu Dorksteiger
bringen kann, die es untersuchen soll. Doch das Korn ist weder durch
Kraft noch durch Telekinese zu bewegen. Selbst sein Versuch, es per
Schmerzensteleportation zu Sichu ins Labor zu transportieren,
scheitert. Dieser Versuch laugt den Mausbiber nur furchtbar aus. Also
muß Sichu Dorksteiger ihr Labor in Kek Chamowitschs Höhle aufbauen,
was den wenig freut. Erste Ergebnisse zeigen, daß das Korn wächst und
sich zu einem Raumschiff entwickelt. Doch die erschreckende Erkenntnis
ist: Wenn es nicht gelingt, es aus der RAS TSCHUBAI zu entfernen, wird
es den Omnipotenzraumer irgendwann sprengen.

Täller und Kek suchen den Fundort des Kästchens auf, wo die beiden
Bodenproben entnehmen, die später auf DNA-Spuren untersucht werden. So
meint man die Identität des Barong ermittelt zu haben. Doch Anubyd
Tesson, der das Kästchen an jenem Ort vergraben hat, hat es zuvor auch
nur an einem anderen Ort in Ogygia gefunden, an dem die Pflanzen
auffällig üppig wuchsen. Er nahm das Kästchen, das zu diesem Zeitpunkt
noch leer war, mit nach Hause und experimentierte mit anderen
Pflanzen. Alles, was sich in der Nähe des Kästchens befand, gedieh
üppiger. Auch das Essen schmeckte Tesson in seiner Nähe besser und er
konnte mehr Alkohol vertragen. Als er dann aber Stimmen empfing, wurde
ihm klar, daß das Ding anfing, die Kontrolle über sein Leben zu
übernehmen. Er wollte es zum Zeugmeister bringen, kam aber - egal wie
oft er es versuchte - nie dort an. Also vergrub er es wieder, besuchte
es täglich und stand, als es dann verschwunden war, unter dem Zwang,
es unbedingt zu finden. Erst seit das Kästchen von Sichu Dorksteiger
untersucht wird, fühlt sich Anubyd Tesson davon befreit.

Gucky und Sichu Dorksteiger bauen einen Suspensionsalkoven um das
wachsende Raumschiff. Damit soll es im dematerialisierten Zustamd
gehalten werden und so transportabel werden. Gucky will es dann -
selbst wenn ihn das unendlich auslaugen wird - per
Schmerzensteleportation aus dem Schiff befördern.

Doch der wahre Barong hat etwas dagegen. Er will, daß die RAS TSCHUBAI
durch das wachsende Samenkorn vernichtet wird. Und so führt er am 11.
Dezember 1551 NGZ seinen nächsten Anschlag aus. ANANSIS Plasmaanteil
erkrankt und muß abgekoppelt werden. Der Metabolist Donn Yaradua
fädelt sich per SEMT-Haube in die Semitronik ein und spürt mit seinem
besonderen Sinn die biochemischen Verbindungen des leidenden Plasmas
auf. Er kann den Heilungsprozeß einleiten.

Doch dann spielen einige Kampfroboter verrückt. Sie riegeln Ogygia
ab, so daß keiner mehr hinaus oder hinein kann. Gucky teleportiert mit
Perry Rhodan und einigen unbeeinflußten Kampfrobotern in den
abgesperrten Bereich. Nachdem eine Nachricht des Barong an Perry
Rhodan eingegangen ist, in der er ankündigt, einfach das Wachstum des
Sprosses abwarten zu wollen, fangen die infizierten Roboter an, wild
um sich zu schießen. Die unbeeinflußten Roboter schießen zurück, so
daß bald die Hölle in Ogygia los ist. Nach und nach können aber die
verrückten Kampfroboter vernichtet werden. Bei der Analyse der Reste
wird entdeckt, daß das Plasma von Pilzen befallen wurde. Die Methode,
wie die Roboter infiziert werden konnten, kann schnell ermittelt und
unterbunden werden.

Als Perry Rhodan glaubt, das Schlimmste überstanden zu haben, wird
plötzlich auf ihn geschossen. Hinter dem Barong steckt der Posbi Iava,
der wie Kek und Täller bei der Biotopkoordination Ogygias mitarbeitet.
Der Schuß verfehlt Perry, weil der sich gerade umwenden wollte.
Nachdem Kampfroboter den Posbi erschossen haben, zersetzen sich die
Pilze, die das Plasma befallen haben.

Nach all den Ereignissen, bleibt die Frage, wer wirklich hinter der
ganzen Angelegenheit um die Schutzgeister und Holzkästchen steckt, von
der die RAS TSCHUBAI bereits bei Beginn der Reise in die Galaxis
Sevcooris heimgesucht wurde. Iava ist nur benutzt worden. Doch von
wem?

Ein Kästchen ist noch nicht entdeckt worden. Man hofft, daß nach dem
Tod des Barong der letzte Schutzgeist nichts mehr unternehmen wird.
Noch ahnt niemand, daß es sich bei ihm um den Archäologen Dezio Gattai
handelt.

Am 13. Dezember gilt es den Versuch zu starten, das
Samenkorn-Raumschiff aus der RAS TSCHUBAI zu entfernen. Donn Yaradua
hat herausgefunden, daß sein Wachstum aus höherdimensionalen Räumen
gespeist wird. Im Parablock versuchen Gucky und Yaradua, das Samenkorn
von dieser Quelle zu trennen. Daraufhin meldet sich aus dem Alkoven
eine Stimme, die darum bittet, davon abzulassen. Es ist der Gemen
Duhadun, der Proto-Bhal des Sprosses TÄLLER. Er prophezeit Perry
Rhodan, daß die Gefahr für die RAS TSCHUBAI auf der Reise in die
Milchstraße weitaus größer sei, als die, die vom Spross TÄLLER
ausginge. Er bietet an, die RAS TSCHUBAI in den ausgewachsenen Spross
zu übernehmen und sicher in die Milchstraße zu bringen. Der junge
Täller müßte jedoch mit an Bord des Sprosses kommen. Der Mandaame
fühlt sich mit dem Spross verbunden und ist nicht abgeneigt, obwohl er
dem Gemen nicht traut. Perry Rhodan ist noch mißtrauischer und lehnt
die Bedingungen Duhaduns ab. Stattdessen fordert er ihn auf, die RAS
TSCHUBAI mit dem Spross zu verlassen und stellt ihm ein Ultimatum, das
am 14. Dezember verstreicht.

Also muß Gucky ran. Per Schmerzensteleportation transportiert er den
im Suspensionsalkoven liegenden Spross ins All, wo dieser dann
verschwindet. Zwar hatte sich der Spross zu wehren versucht, da er
innerhalb des Alkovens jedoch halbentstofflicht war, hatte Gucky keine
große Last zu tragen gehabt.

Am 15. Dezember macht sich die RAS TSCHUBAI auf den Heimweg in die
Milchstraße, Dezio Gattai stellt sein Holzkästchen in den Schrank und
nimmt sich vor, das Schiff und deren Besatzung unter Beobachtung zu
halten.

8. Februar 2018
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BEGEGNUNG/1841: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 11.2.2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang von der Unterneustadt nach Wolfsanger
lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag
einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet
statt am Sonntag, 11. Februar, 14 Uhr. Treffpunkt ist an der
KVG-Haltestelle Platz der Deutschen Einheit, Tram Linien 4 und 8.

Die Teilnahme ist kostenfrei. 

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Informationen unter 05 61/31 39 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/1124: Unna - Neue Mal- und Zeichenkurse starten im Februar und März


VHS-Aktuell: Neue Mal- und Zeichenkurse starten im Februar und
März



Kreisstadt Unna. Das VHS-Semester startet am 19. Februar und im
Bereich der Kulturellen Bildung gibt es vielfältige Angebote, um
kreativ zu werden und vielleicht eigene verborgene Talente zu
entdecken. Während viele Plätze schon von "Wiederholungstätern" belegt
sind, gibt es noch einige Möglichkeiten für Kurzentschlossene.

Am Montag (19. Februar) startet ein neuer Grundkurs Malerei im zib
unter der Kursleitung von Karla Christoph (Kursnummer 7007). Der Kurs
umfasst sieben Termine und wendet sich sowohl an Anfängerinnen und
Anfänger als auch an Wiedereinsteigende. Teilnehmende erleben einen
intensiven Einstieg in die Malerei und lernen unterschiedliche
Techniken des Malens mit Pastellkreiden, Aquarell-, Acryl- und
Ölfarben kennen.

Für Hobbykünstlerinnen und -künstler mit Erfahrungen im Malen und
Zeichnen eignet sich das "Atelier am Abend" (Kursnummer 7010),
dienstags, 19.00 bis 21.15 Uhr, Der Kurs beginnt am 20. Februar .
Eigene Themen und Techniken können entwickelt und/oder weiter
bearbeitet werden. Es wird auch die Möglichkeit angeboten, sogenannte
Mischtechniken, kennenzulernen und über das Experiment zu neuen
Bildthemen zu kommen. Das "Atelier am Abend" wird ebenfalls von Karla
Christoph im zib geleitet.

In dem Kurs "Porträtzeichnen" (7021) mit der Dozentin Franka Burde
dreht sich alles rund um Gesichter. Ein Schwerpunkt ist die Schulung
der Beobachtungsgabe. Es werden die Proportionen und die verschiedenen
Perspektiven eines Gesichtes vermittelt. Ziel ist es, die
Persönlichkeit und die Individualität einer Person in Zeichnungen zu
erfassen. Der Kurs findet im Künstlerhaus Buschulte viermal freitags
ab dem 2. März statt.

Auch am Wochenende bleiben die Pinsel und Leinwände in der VHS nicht
trocken: An den letzten beiden Februarwochenenden finden zwei
zusätzliche Wochenendworkshops Ölmalerei statt (16./17. Und 24./25.
Februar, Kursnummern 7034 und -35), die aufgrund großer Nachfrage
eingerichtet wurden. In den Workshops lehrt Dozentin Florida Luczeczko
alle Grundlagen der Ölmalerei- von der exakten Vorzeichnung bis zur
malerischen Handschrift.

"Farb-Räume in Acryl- und Spachteltechnik" (Kursnummer 7001) lautet
der Titel von einem anderen Workshop, der am 16. und 17. März im zib
unter der Leitung von Rainer Manfrost stattfindet. Das Angebot richtet
sich an alle "Kreativen", die gerne spielerisch Neues entdecken und
ihre individuellen Ansätze erweitern wollen. Gegenständliches und
abstraktes Arbeiten sind gleichermaßen willkommen und werden
individuell betreut.

Insgesamt bietet die Volkshochschule im Frühjahr und Sommer 24 Kurse
und Workshops im Bereich Zeichnen und Malen an, von denen 12 im
Febraur und März starten. Anmeldungen sind unter der Telefonnummer
02303/103-713 oder online unter www.vhs-zib.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Januar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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SPIELE/380: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 14. Februar 2018


Spiele-Nachmittag für Senioren in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einem Spiele-Nachmittag für Senioren lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 14. Februar,
von 14.30 bis 17.30 Uhr, ein. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können Spiele wie "Splendor", "Kingdomino" oder
"Rummikub" ausprobiert werden. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6833.

Da die Stadtbibliothek ihr eigenes Spiele-Team einsetzt, stehen
jederzeit Ansprechpartner und Spielregel-Erklärer zur Verfügung. Bei
einem Angebot von mehr als 2.000 Gesellschaftsspielen ist für jede
Mitspielerin und jeden Mitspieler etwas Interessantes dabei. Auch
Zuschauer sind herzlich willkommen. Der nächste Spiele-Nachmittag
findet am Mittwoch, 14. März, in der Stadtbibliothek statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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Das Komm du ladt ein zu einem Puppentheater
am Samstag, den 24.03.2018, 15.00 Uhr:

g7 Maya Rane
Kol KIaff und die Glitzerschnecke®
8 Der sonst so hilfbereite Hund Kollin KIAfT
& bekommt diesmal selber Unfersttzung ~
von dem melancholischen Schneckenmid-
chen Chantal, dem man 5o etwaseigent-
lich gar nicht zugetraut hte, Mit hrer Hil-
feiberstehen Kollin und seine Freunde cine stirmische Nacht, nur
der mirische Papagei wird ordentlich durch die Luft gepustet, Am
SchluB bt escine glitzernde Uberraschung fur Chantal und die Kin-
der als Dankeschon. Strahlend beendet si die Geschichte mit einem
Morolog: Ich bin eine Glitzerschnecke! Mein Herz pocht kecke, ki
ne Springe vor Freude und das heute Leute. wo das Gewitter war
und e Somne e df e fnd neve Feunde, obwobl ch vl welne
connte sogar helfen indem ich schleimte " Lebendiges Puppen-
theater zum Anfassen. s darf mifgesungen, mitgelacht und mitge-
macht werden. Nach der Vorstellung Konnen die Kinder Fragen stel-
len, von eigenen Erlbnissen berichten und mit den Puppen spilen.
Eintrit 5, € pro Person (Kinder zahlen ab 2 Jahren)

Das Komm du in Hasburg: ung und Diskusion, Livmusik,
Buxtehuder Strafe 13 Kierkunst und Tonapetormances,
21075 Hamby Austellngen, Lesungen, Vorrie.

EXMall komma@guxde:  Vemmtiain ft Bades Lihic-
el o 5733 85 e i
internet s komm-dude  WLAN. Spce. Kafesperiliien
W acebookdeKommDu  selitpmacir Kuchen el
s bt e WSl NAEich
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